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MATTHIAS RIEDEL 

BERGBAU UND EISENHÜTTENINDUSTRIE IN DER UKRAINE 

UNTER DEUTSCHER BESATZUNG (1941-1944) 

Verzögerungen und Reibungen, die nach dem Einmarsch der deutschen Truppen 

in Polen und später auch im Westen bei der Nutzung der Wirtschaftskraft der 

besetzten Gebiete aufgetreten waren, sollten bei dem nächsten großen Schlag, dem 

Rußlandfeldzug, von vornherein durch detaillierte Planung weitgehend vermieden 

werden. Lange ehe der deutsche Angriff auf die Sowjetunion erfolgte, begannen 

intensive Vorbereitungen für die systematische wirtschaftliche Ausbeutung des 

Landes nach seiner Eroberung. 

Nachdem Göring dem Chef des Wehrwirtschafts- und Rüstungsamts im OKW, 
General Thomas, im November 1940 die Weisung gegeben hatte, „Überlegungen 
über die geplante Ostoperation" anzustellen1, liefen die Vorarbeiten für das bevor­
stehende Unternehmen bereits u m die Jahreswende 1940/41 auf vollen Touren. 
Zunächst ging es darum, unter Heranziehung von Behörden, Wirtschaftsstellen 
und Persönlichkeiten, die Kenntnisse über Rußland besaßen, z.B. auch der am 
Rußlandgeschäft in der Weimarer Zeit beteiligt gewesenen Ingenieure und Kauf­
leute deutscher Firmen, Sachmaterial über die sowjetische Wirtschaft zusammen­
zustellen. Ein eingehendes Bild der russischen Rüstungsindustrie, ihrer Standorte, 
Leistungsfähigkeit und Zusammenhänge, der Nichtrüstungswirtschaft, des Energie-
und Verkehrsnetzes sowie der Rohstoffvorkommen sollte geschaffen, Kartenmaterial 
bereitgestellt und ein Verzeichnis aller wichtigen Betriebe der Sowjetunion ange­
legt werden. Die Untersuchungen des von Thomas eingesetzten „Arbeitsstabes 
Rußland" kamen zügig voran, so daß der General schon am 13. Februar 1941 eine 
umfangreiche, zur Vorlage bei der Obersten Führung bestimmte Ausarbeitung 
seiner Dienststelle über „Die wehrwirtschaftlichen Auswirkungen einer Operation 
im Osten"2 unterzeichnen konnte. Nachdem er weitere Richtlinien von Göring 
erhalten hatte, ging Thomas Ende des Monats daran, unter dem Decknamen 
„Oldenburg" eine Organisation aufzubauen, die dem Reichsmarschall unterstehen, 
von der Militär- bzw. Zivilverwaltung völlig unabhängig sein sollte und die zwei­
fache Aufgabe hatte, den Vormarsch unmittelbar hinter der vordersten Front zu 

1 Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft (1918-1943/ 
1945), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard 1966, S. 267. 

2 Ebenda, S. 514 ff. 
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begleiten, u m die Zerstörung von Vorräten zu vermeiden und den Abtransport 

wichtiger Güter sicherzustellen sowie die besetzten Industriebezirke zu verwalten 

und „auszuwerten", wie der Terminus lautete3. Ihre Hauptaufgabe sollte in der 

Erfassung von Rohstoffen und der Übernahme aller wichtigen Betriebe bestehen. 

Dafür waren Fachleute erforderlich, insbesondere Ingenieure und Techniker, die 

in der Lage waren, mit den erbeuteten Materialien und Anlagen etwas anzufangen. 

Deshalb sollten „zweckmäßiger Weise von Anfang an zuverlässige Persönlichkeiten 

deutscher Konzerne eingeschaltet werden"4 , denn nur mit Hilfe ihrer Erfahrungen, 

so glaubte Thomas, konnte z.B. auf dem Braunkohle-, Erz-, Chemie- und Erdöl­

sektor erfolgreiche Arbeit geleistet werden. 

Am 29. April 1941 erläuterte Thomas Vertretern der Wehrmachtteile in allen 

Einzelheiten den ins Auge gefaßten organisatorischen Aufbau der Wirtschaftsver­

waltung im Operations- und den politischen Verwaltungsgebieten. Unter dem 

Reichsmarschall und dem Wirtschaftsführungsstab (später Wirtschaftsführungs­

stab Ost) sollte als oberste Zentralstelle im Gebiet des Unternehmens selbst der 

Wirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg (später Wirtschaftsstab Ost) stehen. Diesem soll­

ten in örtlicher Aufgliederung fünf Wirtschaftsinspektionen, 23 Wirtschaftskom­

mandos und zwölf Außenstellen unterstellt sein5. Am 9. Juni trat der Wirtschafts­

stab Ost offiziell ins Leben. Zu seinem Inspekteur wurde auf Grund seiner Ruß­

landerfahrungen General Schubert ernannt, der früher Militärattache in Moskau 

gewesen war6. 

Nachdem die wehrwirtschaftliche Vorbereitung des Ostfeldzuges von seiten des 

Wehrwirtschafts- und Rüstungsamts „mit größter Energie und in größtem Aus­

m a ß " 7 betrieben worden war, standen bei Beginn der Operation die wehrwirt­

schaftlichen Einheiten planmäßig zur Verfügung. Thomas war stolz darauf, ganze 

Arbeit geleistet zu haben. Seiner Dienststelle war es gelungen, „hervorragendes 

Sachmaterial"8 zusammenzutragen, das sich später bei der Durchführung der 

Operation und der Verwaltung der besetzten Gebiete als sehr wertvoll erweisen 

sollte. Über das Ergebnis der intensiven Bemühungen seines Amts bemerkte er: 

„Die theoretische Vorbereitung, d.h. die Ausrüstung der einzusetzenden Wehr­

wirtschaftsorganisation und der in Rußland einmarschierenden Truppen mit dem 

notwendigen wehrwirtschaftlichen Material, war . . . mustergültig durchgeführt 

worden, und es kann festgestellt werden, daß noch nie ein Heer mit wehrwirt-

3 Aktennotiz aus dem Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt über eine Besprechung bei 
General Thomas am 28. 2. 1941, Nürnberger Dokument (künftig Nbg. Dok.) 1317-PS, 
in: D. Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internat. Militärgerichtshof, Nürn­
berg 1948 (künftig zit. IMT), Bd. XXVII, S. 169 ff. 

4 Ebenda, S. 170f. 
5 Vgl. Aktennotiz aus dem Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt über eine Besprechung 

mit den Wehrmachtteilen am 29. 4. 1941, Nbg. Dok. 1157-PS, IMT, Bd. XXVII, S. 32ff. 
6 Vgl. Thomas/Birkenfeld, a.a.O., S. 258. 
7 Ebenda, S. 266. 
8 Ebenda, S. 262. 
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schaftlichem Material über das Feindesland so ausgerüstet gewesen ist, wie das 

deutsche in Rußland. Reichsmarschall Göring erkannte diese Vorbereitungen dem 

Chef WiRüAmt gegenüber mit höchsten Worten des Lobes an. "9 

Was in der Phase der streng geheimen Vorbereitungen zum Angriff auf die 

Sowjetunion zwischen Hitler und Göring längst vereinbart worden war, bestätigte 

Hitler eine Woche nach Beginn des Rußlandfeldzuges in einem Erlaß über die 

Wirtschaft in den neu besetzten Ostgebieten10: Göring hatte danach die Ober­

leitung bei der wirtschaftlichen Ausbeutung der eroberten Teile der Sowjetunion. 

Als Beauftragter für den Vierjahresplan hatte er im Rahmen der ihm als solchem 

zustehenden Befugnisse alle Maßnahmen anzuordnen, „die zur höchstmöglichen 

Ausnutzung der vorgefundenen Vorräte und Wirtschaftskapazitäten und zum Aus­

bau der Wirtschaftskräfte zu Gunsten der deutschen Kriegswirtschaft erforderlich" 

waren11. Er hatte das Recht, auch den Dienststellen der Wehrmacht unmittelbar 

Weisungen zu erteilen. Göring beeilte sich, seine Richtlinien herauszugeben. In 

einem grundlegenden Erlaß vom 27. Juli 194112 bestimmte er, es sei nicht das 

Ziel der Wirtschaftsführung in den besetzten russischen Gebieten, die gesamte 

Wirtschaft wieder baldigst in Ordnung zu bringen. Vielmehr zwängen die Größe 

des russischen Raumes und die Knappheit an geeigneten Fachkräften zu klarer 

Schwerpunktbildung bei den Wirtschaftszweigen, die für die deutsche Kriegswirt­

schaft entscheidend seien. Als diese Schwerpunkte bezeichnete er Getreide, Öl­

saaten, Erdöl und Leichtmetall, außerdem die Industrien, die wie die landwirt­

schaftliche Maschinen- und die Transportmittelindustrie die Voraussetzung für die 

erfolgreiche Durchführung der Hauptaufgaben bildeten. Nach Görings Anordnung 

mußte die Ausnutzung aller sonstigen Wirtschaftszweige so lange zurücktreten, 

„bis die deutschen Interessen auf den genannten kriegsentscheidenden Sektoren 

im vollen Umfange sichergestellt waren"13 . Für einige wichtige Bereiche, nämlich 

die russische Landwirtschaft, die Erdölwirtschaft, die Kohlen- und Eisenwirtschaft 

sowie den Eisenerzbergbau und die Spinnstoffwirtschaft, gegebenenfalls später auch 

für andere Wirtschaftszweige, sollten Monopolgesellschaften gegründet oder das 

alleinige Handelsrecht bereits bestehenden Firmen, z.B. der Kontinentale Öl A.G., 

übertragen werden. Diese Monopolgesellschaften sollten nur eine Übergangslösung 

darstellen und einheitlich für einen fest begrenzten Zeitraum ins Leben gerufen 

werden. Göring schwebte ferner vor, während einer Übergangszeit besonders wich­

tige Industrie- und Handelsbetriebe auch von deutschen Unternehmern als Einzel­

treuhändern leiten zu lassen. Er stellte jedoch klar, daß die mit starker Staats­

aufsicht verbundene Treuhänderverwaltung keineswegs als Endlösung gedacht war. 

9 Ebenda, S. 266. 
10 Erlaß des Führers über die Wirtschaft in den neu besetzten Ostgebieten vom 29. Juni 

1941, Nbg. Dok. EC-207. 
11 Ebenda. 
12 Nbg. Dok. NI-3777. 
13 Ebenda, S. 1. 
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Vielmehr strebte er an, russische Betriebe „sobald als möglich"1* an deutsche und -
wenn der Inhaber der vollziehenden Gewalt dem zustimmte - auch an einheimi­
sche Unternehmer zu verpachten. Ob nun Einzeltreuhänder oder Monopolgesell­
schaften tätig wurden, sie alle hatten sich an die von Göring festgelegte General­
linie zu halten: „Grundsätzlich ist für die Auswahl der Mittel, mit denen die 
kriegswichtigen Wirtschaftszweige verwaltet werden sollen, allein der Gesichts­
punkt der sachlichen Zweckmäßigkeit entscheidend, d. h. die Frage, wie eine mög­
lichst hohe Leistung erzielt werden kann."1 5 

Die in Görings Erlaß vorgesehene Monopolgesellschaft, die auf dem Gebiet der 
Kohlen- und Eisenwirtschaft tätig werden sollte und bereits als noch zu gründende 
„Ostland Berg- und Hüttenwerksgesellschaft m.b.H." erwähnt wurde16, wurde 
einen Monat später, allerdings unter einer abgeänderten Bezeichnung, geschaffen. 
Vor dem Berliner Notar Krische erschienen am 20. August 1941 im Reichswirt-
schaftsministerium Generalleutnant von Hanneken, Unterstaatssekretär im Reichs­
wirtschaftsministerium, Dr. Hayler, Leiter der Reichsgruppe Handel, Dr. Steckhan, 
stellvertretender Hauptgeschäftsführer der Reichsgruppe Handel, Dr. Pinkerneil, 
Mitglied der Geschäftsführung der Wirtschaftsgruppe Bergbau, und Dr. Reichert, 
Hauptgeschäftsführer der Wirtschaftsgruppe Eisen schaffende Industrie, und grün­
deten als Vertreter des Deutschen Reiches, der Reichsgruppe Handel, der Wirt­
schaftsgruppe Bergbau und der Wirtschaftsgruppe Eisen schaffende Industrie eine 
Gesellschaft unter der Firma „Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H."1 7 . 
I m Gesellschaftsvertrag wurden als Gegenstand der Gesellschaft die Gewinnung, 
Aufbereitung, Bearbeitung, Verarbeitung, Verwertung und Verteilung von Kohle, 
von Erzen, die zur Eisen- und Stahlerzeugung erforderlich sind, von Eisen und von 
Erzeugnissen der Eisenverarbeitung sowie der Absatz der dabei anfallenden Er­
zeugnisse und Nebenprodukte genannt. Die Gesellschaft hatte das ausschließliche 
Recht, die in den besetzten Gebieten der Sowjetunion vorhandenen Werksanlagen 
des Kohle- und Erzbergbaues, der eisenschaffenden Industrie, der Gießereiindustrie 
und die damit unmittelbar zusammenhängenden Werksanlagen der eisenverarbei­
tenden Industrie zu betreiben und zu nutzen, und war zu allen Maßnahmen und 
Rechtsgeschäften berechtigt, die der Förderung des Gesellschaftszweckes dienten. 
Sie war insbesondere dazu ermächtigt, von ihr verwaltete Betriebe oder Betriebs­
teile stillzulegen oder zu schließen, sie zu verpachten oder durch Weitergabe an 
andere Unternehmen zu verwerten. Von dem Stammkapital in Höhe von 60 000 RM 
brachten das Deutsche Reich 45 000 RM, die drei anderen Gesellschafter je 5000 RM 
ein. Die Gesellschaft sollte am 31. Dezember 1944 endigen, sofern nicht vorher mit 
Zustimmung oder auf Verlangen des Beauftragten für den Vierjahresplan die Auf-

14 Ebenda, S. 4. 
15 Ebenda. 
16 Ebenda, S. 3. 
17 Vgl. Gesellschaftsvertrag der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. vom 20. 8. 

1941, Nbg. Dok. NI-4565. 
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lösung oder die Verlängerung beschlossen wurde. Ihre Organe, die Geschäftsführer, 

der Verwaltungsrat und die Gesellschafterversammlung, unterstanden der Auf­

sicht des Reichswirtschaftsministers. 

Zum Chef der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost hatte Göring, noch ehe 

der Gesellschaftsvertrag unterzeichnet war, den Generaldirektor der Reichswerke 

A.G. für Erzbergbau und Eisenhütten „Hermann Göring" und Vorsitzenden des 

Präsidiums der Reichsvereinigung Kohle, Pleiger, bestimmt. Pleiger genoß in be­

sonderem Maße Görings Vertrauen und war dessen „Industriemanager". Er hatte 

1937 gegen den erbitterten Widerstand einflußreicher Eisen- und Stahlindustrieller, 

vor allem des rheinisch-westfälischen Reviers, zur Verwertung der Fe-armen, sauren 

Inlandserze die Gründung der Reichswerke und den Bau der Salzgitter-Hütte 

durchgesetzt, unmittelbar nach dem Anschluß Österreichs die Weichen für die 

Errichtung einer Reichswerke-Hütte in Linz gestellt, den Hermann-Göring-Werken 

Zug u m Zug zahlreiche in- und ausländische Unternehmen angegliedert und sie 

zu einem riesigen Konzern gemacht. Pleiger, von dem ein Kritiker behauptete, 

daß er „das Schwungrad für die Industrie", „das Beispiel dafür, daß alles möglich 

zu machen ist"18, gewesen sei, war für Göring der Garant dafür, daß die Wieder­

ingangsetzung bzw. Ausschlachtung der eroberten russischen Bergbau- und Hütten­

betriebe mit allem Nachdruck betrieben und alles getan würde, u m aus den hinzu­

gewonnenen Kapazitäten im Interesse der deutschen Kriegsproduktion den größ­

ten Nutzen zu ziehen. Außerdem konnte der Beauftragte für den Vierjahresplan 

sicher sein, daß Pleiger, wenn es zur Verteilung einzelner Werke an deutsche 

Firmen kommen sollte, rechtzeitig dafür sorgen würde, daß die „Rosinen" den 

Reichswerken vorbehalten blieben, wie es auch in Polen und Frankreich der Fall 

gewesen war. Pleiger besaß nicht nur Erfahrungen im Aufbau und der Leitung 

von Werken der Montanindustrie, sondern ihm stand, da nach Kriegsbeginn das 

Tempo der Fertigstellung der Salzgitter-Hütte stark gedrosselt und das Baupro­

gramm erheblich eingeschränkt worden war, auch ein eingearbeitetes Team von 

Berg- und Hütteningenieuren zur Verfügung, das abkömmlich war und in den 

neu besetzten Gebieten gleichsam als „Feuerwehr" eingesetzt werden konnte. Dem 

Reichswerkechef war als Geschäftsführer in der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft 

Ost — später führte er nach Erweiterung der Geschäftsführung die Bezeichnung 

Hauptgeschäftsführer - von Anfang an eine starke Position zugedacht, was schon 

der letzte Abschnitt des Gesellschaftsvertrages erkennen läßt: Die Gründer bevoll­

mächtigten Pleiger ausdrücklich, für den Fall von Beanstandungen des Register­

gerichtes die erforderlichen Abänderungen des Gesellschaftsvertrages von sich aus 

zu beschließen und anzumelden19. 

18 Erklärung des ehemaligen stellvertretenden Leiters des Geheimen Staatspolizeiamtes, 
Rudolf Diels, vom 17. 6. 1947 (Bundesarchiv R7 X/453, auch: Institut für Zeitgeschichte 
ZS 537, Bd. III, Bl. 28). 

19 Vgl. Gesellschaftsvertrag der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. vom 20. 8. 
1941, § 21, Nbg. Dok. NI-4565, S. 11. 
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Als die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost gegründet wurde, waren deutsche 

Truppen schon weit vorgestoßen und gerade im Begriff, wichtige Zentren des 

sowjetischen Bergbaus und der Eisenhüttenindustrie zu erobern. Der dem Wirt­

schaftsstab Ost als Sachverständiger für den gewerblichen Sektor beigegebene Mini­

sterialdirektor Dr. Schlotterer vom Reichswirtschaftsministerium hielt sich bereits 

in der Ukraine auf, u m Sofortmaßnahmen einzuleiten, und erstattete in diesen 

Tagen seinen ersten Bericht über Kriwoj Rog und Nikopol20. Sowohl an den An­

lagen des Eisenerzbergbaus in Kriwoj Rog als auch an denen des Manganerzberg­

baus in Nikopol hatten die Sowjets vor ihrem Rückzug umfassende Zerstörungen 

vorgenommen. In Kriwoj Rog waren durch schwere Sprengungen die Förderein­

richtungen und die elektrischen Installationen erheblich beschädigt, in Nikopol 

die hölzernen Fördertürme und der hölzerne Schachtausbau durch Feuer zerstört. 

Viel wichtiger als das hochwertige Eisenerz von Kriwoj Rog war indessen für die 

deutsche Kriegswirtschaft das für die Qualitätsstahlerzeugung und damit für die 

Produktion bestimmter Waffen benötigte Manganerz aus Nikopol. Ehe die Sowjet­

union von deutschen Truppen angegriffen worden war, hatte sie durch umfang­

reiche Manganerzlieferungen einen bedeutenden Beitrag zur Kriegsrüstung 

Deutschlands geleistet. 1940 entfielen von der sowjetischen Gesamtausfuhr an 

Manganerz 4 0 , 7 % auf die Ausfuhr nach Deutschland. Von den 119 000 t Mangan­

erz, die Deutschland 1940 einführte, stammten 65000 t, von den 116000 t, die 

im ersten Halbjahr 1941 importiert wurden, 75 000 t aus der Sowjetunion21. Da 

Deutschland nicht über nennenswerte Manganerzvorkommen verfügte und durch 

den Angriff auf die UdSSR seinen Hauptlieferanten verloren hatte, drohte der 

deutschen Stahlindustrie ein Engpaß in der Versorgung mit Manganerz. Die Er­

oberung von Nikopol bot die Chance, die gestoppte Zufuhr aus Rußland wieder in 

Gang zu setzen. Hier mußte der Hebel zur Sicherstellung des deutschen Mangan­

erzbedarfs angesetzt werden. Der Beauftragte des Wirtschaftsstabes Ost stellte nach 

der Befahrung von Kriwoj Rog und Nikopol fest: „Die deutsche Bedarfslage ver­

langt, daß die Manganerzförderung in Nikopol kurzfristig wieder aufgebaut wird. 

Ih r gegenüber muß Kriwoj Rog zurücktreten, u m so mehr, als die Erzproduktion 

in Kriwoj Rog erst dann wieder wirtschaftlichen Wert haben wird, wenn die berg­

baulichen Anlagen im Kohlengebiet Donez und die Eisen- und Stahlwerke in der 

Gesamtukraine wieder in Betrieb sind."22 Er ordnete die sofortige Inangriffnahme 

der Aufräumungsarbeiten in Nikopol und die Feststellung der in Kriwoj Rog noch 

vorhandenen verwendungsfähigen und für Nikopol geeigneten Fördermittel und 

Werkzeuge an. In Kriwoj Rog wurden einige Holzlager für den Wiederaufbau der 

20 Vgl. Bericht Dr. Schlotterer, Wirtschaftsstab Ost, über Kriwoj Rog und Nikopol vom 
26. 8. 1941 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 

21 Vgl. Ferdinand Friedensburg, Die sowjetischen Kriegslieferungen an das Hitlerreich, in: 
Vierteljahrshefte für Wirtschaftsforschung, 1962, S. 336. 

22 Bericht Dr. Schlotterer, Wirtschaftsstab Ost, über Kriwoj Rog und Nikopol vom 26. 8. 
1941 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 



Bergbau und Eisenhüttenindustrie in der Ukraine 251 

Schachtanlagen und die Errichtung von Fördertürmen in Nikopol sichergestellt 

und eine sofortige Suchaktion nach den von den Sowjets ausgebauten und ver­

schleppten Anlageteilen, die sich nach Aussage russischer Arbeiter in Eisenbahn­

waggons auf den Strecken im Raum westlich des Dnjeprs befanden, eingeleitet. 

Die von den Russen vorgenommenen Lähmungen und Zerstörungen versetzten 

deutsche Fachleute in Erstaunen. In den meisten Werken war gründliche Arbeit 

geleistet und dafür gesorgt worden, daß die Anlagen entweder gar nicht oder 

jedenfalls nicht in absehbarer Zeit wieder in Betrieb genommen werden konnten. 

In dem modernen Hüttenwerk Kriwoj Rog waren in den ersten Augusttagen die 

Hochöfen ausgeblasen, und zugleich war das Kühlwasser abgeschaltet worden. Um 

die Öfen nachhaltig unbrauchbar zu machen, hatte man zuletzt Erz, Kalk und 

Ziegelsteinabfälle ohne gleichzeitige Koksaufgabe eingesetzt. Die Windformen 

waren herausgenommen und verschleppt, die Düsenkästen abgedichtet und ver­

mauert worden23. Da sich Kriwoj Rog und Nikopol schon Mitte August 1941, also 

noch nicht einmal zwei Monate nach Beginn des Rußlandfeldzuges, in deutscher 

Hand befanden, wunderten sich deutsche Berg- und Hüttenleute vor allem dar­

über, daß es den Sowjets in so kurzer Zeit gelungen war, selbst schwere Aus­

rüstung zu demontieren und abzutransportieren. Zum Beispiel waren in verschie­

denen größeren Hüttenwerken der Ukraine komplette Blockwalzwerke mit Stück­

gewichten einzelner Maschinen von bis zu 100 t abgebaut und fortgeschafft wor­

den24. Anlagen, deren Demontage wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden 

Zeit nicht mehr möglich gewesen war oder die wegen ihrer Größe nicht ohne 

weiteres hatten verladen werden können, waren zum größten Teil gesprengt wor­

den. In den meisten Fällen stellte die Verschleppung von Maschinen ein wesentlich 

schwierigeres Hindernis für die Wiederinbetriebnahme von Werksteilen dar als 

die durch Sprengungen verursachten Schäden. Denn durch die gezielte Entnahme 

bestimmter Ausrüstungsgegenstände war es möglich, ein ganzes Werk, mochte es 

auch nur wenige Zerstörungen aufweisen, vollkommen zu lähmen. Zum Beispiel 

wurde in der Hütte Kriwoj Rog der friedensmäßige Bestand an Elektromotoren 

auf 2000 Stück geschätzt. Davon waren, als deutsche Truppen das Werk eroberten, 

nur noch etwa 50 vorhanden25. 

Am 1. September 1941 übernahm die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost 

die Betriebe in Kriwoj Rog und Nikopol. Schon wenige Tage später trafen Spezia­

listen der Hermann-Göring-Werke für den Bergbau und das Bergbaumaschinen­

wesen, darunter der Leiter der Abteilung Bergbau der Reichswerke, Dr. Ende26, 

23 Vgl. Wirtschaftsstab Ost, Einzelberichte über Hüttenwerke im Dnjeprbogen, Bericht 
Nr. 2 vom 21. 9. 1941 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/38). 

24 Vgl. Dr. Friedrich Kocks in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P. P. 
202, S. 2. 

25 Vgl. Die Eisenindustrie im Dnjeprbogen, Bericht von Kriegsverwaltungsrat Dr. Küttner 
und Kriegsverwaltungsrat Steck vom November 1941, in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumen-
tenbuch XI A, Dok. P. P. 201, S. 12. 

26 Vgl. Dr. Konrad Ende in: Nürnberger Prozesse, Fall XI, Prot. S. 12720ff. 
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und der ehemalige Chef des Röchlingschen südbadischen Doggererzbergbaus in 

Zollhaus-Blumberg, Dr . Lillig, in der Ukraine ein, u m sich einen Eindruck von 

dem technischen Zustand der Eisenerz- und Manganerzgruben zu verschaffen und 

festzustellen, welche Maßnahmen zur Wiederingangsetzung der Betriebe erforder­

lich waren. Bei der geringen Teufe der Manganerzgruben und der Möglichkeit, 

die Fördergerüste in Holz bald wieder aufstellen zu können, war die Wieder­

inbetriebnahme einiger Schächte in verhältnismäßig kurzer Zeit wahrscheinlich27. 

Von etwa 50 Schachtanlagen wurden 14 zum Wiederaufbau ausgesucht28. Mit den 

vorhandenen Geräten war jedoch die Wiederaufnahme der Förderung ganz un­

möglich. Die Ingenieure stellten ein Verzeichnis der dringend erforderlichen Ma­

schinen und Einrichtungsgegenstände zusammen, die unverzüglich aus Deutsch­

land herangeschafft werden mußten, und entwarfen einen Plan für die Durchfüh­

rung der Instandsetzungsmaßnahmen. Kurz darauf kam Pleiger nach Kriwoj Rog, 

u m an Ort und Stelle seine Entscheidungen zu treffen. 

Die ersten Aufräumungsarbeiten in Nikopol wurden mit Hilfe des technischen 

Bergbaubataillons mot. 26 durchgeführt29. Außerdem wurde die frühere russische 

Belegschaft der Werke eingesetzt, soweit sie nicht zur Roten Armee einberufen, 

mit ihr mitgezogen oder wegen der in den Städten herrschenden Nahrungsmittel­

knappheit aufs Land abgewandert war. In der Eisenindustrie des Dnjeprbogens 

waren bis zu 80 % der ungelernten Arbeitskräfte, jedoch nur etwa 30 % der Fach­

arbeiter und Ingenieure an ihrer Arbeitsstelle bzw. in den benachbarten Dörfern 

geblieben30. Deutschen Berichten zufolge war ein erheblicher Teil des geschulten 

Werkspersonals teils freiwillig, teils gezwungenermaßen mit den sowjetischen 

Truppen abgerückt31. I m Bezirk Kriwoj Rog beschäftigte die Berg- und Hütten­

werksgesellschaft Ost Anfang Oktober 1941 immerhin 3300 Russen. Sie waren 

im allgemeinen arbeitswillig, zeigten jedoch, wie deutsche Ingenieure meldeten, 

„kein ausreichendes Arbeitstempo" und mußten „sehr stark zu einer geregelten 

Arbeit angehalten werden"32 . 

Zu den größten Schwierigkeiten, die die Arbeit der Berg- und Hüttenwerks­

gesellschaft Ost von Anfang an erschwerten, zählte der Mangel an Strom. Es war 

unmöglich, den Bedarf an elektrischer Energie zu decken. Die Sowjets hatten die 

27 Vgl. Ernst Börger in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 218, 
S. 2. 

28 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 11. 

29 Vgl. ebenda, S. 10. 
30 Vgl. Die Eisenindustrie im Dnjeprbogen, Bericht von Kriegsverwaltungsrat Dr. Kütt-

ner und Kriegsverwaltungsrat Steck vom November 1941, in: Pleiger-Verteidigungs-Doku­
mentenbuch XI A, Dok. P. P. 201, S. 5. 

31 Vgl. ebenda, S. 5 f. 
32 Bericht Tengelmann, Dr. Lillig, Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H., Haupt­

gruppe Süd, über den Eisenerzbergbau Kriwoj Rog vom 9. 10. 1941 (Bundesarchiv-Militär­
archiv W 08-1/53). 
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Stromerzeugung in wenigen Großkraftwerken zusammengefaßt. Der Bergbau be­

saß nur Energieerzeugungsanlagen von ganz geringer Leistung und wurde aus 

den öffentlichen Netzen mitversorgt. Die Hüt ten verfügten über eigene Kraft­

werke, soweit sie im Rahmen ihrer Energiewirtschaft, z.B. wegen des Gichtgas­

anfalls und des Dampfbedarfs, notwendig waren. Nun waren die meisten großen 

Elektrizitätswerke, insbesondere das Dnjepr-Großkraftwerk Saporoschje, das für 

die Stromversorgung des ganzen Raumes zentrale Bedeutung hatte, nicht betriebs­

fähig, und es herrschte größte Stromknappheit. Diese fiel u m so mehr ins Gewicht, 

als nicht die Aussicht bestand, sie in kurzer Zeit beheben zu können. Die Hoffnung 

konzentrierte sich vor allem auf die Wiederherstellung der Staumauer von Sapo­

roschje, die in einer Breite von 180 m zerstört war33. Doch damit war nicht vor 

dem Frühjahr 1943 zu rechnen. Von den inzwischen ergriffenen Notmaßnahmen 

war eine fühlbare Besserung der Energieversorgungslage nicht zu erwarten. Kriwoj 

Rog und Nikopol wurden einstweilen von dem in der Nähe von Kriwoj Rog ge­

legenen, auf Steinkohlenbasis laufenden Elektrizitätswerk Kress mit Strom ver­

sorgt. Beim Kohlenverbrauch war größte Sparsamkeit geboten, da Kohlenzufuhren 

aus dem Donezbecken in Anbetracht des Zustandes der Gruben und der Verkehrs­

lage für längere Zeit nahezu ausgeschlossen waren. Um wenigstens den Strom­

bedarf des Manganerzbergbaus in Nikopol decken zu können, entschlossen sich die 

verantwortlichen Ingenieure der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost, die 

Stromentnahme seitens des Eisenerzbergbaus in Kriwoj Rog auf das Minimum zu 

beschränken und deshalb die noch in Ausbau und Vorrichtung befindlichen Sohlen 

ersaufen zu lassen. Zunächst wurden lediglich die Abbausohlen wasserfrei gehalten, 

wobei zur Vermeidung einer hohen Spitze die Pumparbeit auf die Nachtschicht 

verlegt wurde34. Doch im Winter 1941/42 wurde der Strommangel so groß, daß 

selbst die Abbausohlen der meisten Gruben aufgegeben werden mußten35 . 

I m Manganerzbergbau von Nikopol waren vor allem durch das Ersaufen der 

Gruben und das damit verbundene Quellen der Tone umfangreiche Wiederaufbau­

arbeiten unter Tage erforderlich. Da alle Fördermaschinen, Kompressoren, Venti­

latoren und sonstigen Einrichtungen entweder verschleppt oder stark beschädigt 

waren, mußte die maschinentechnische Ausrüstung vollkommen erneuert werden. 

In erster Linie wurde auf die über und unter Tage zurückgebliebenen Materiahen 

und Anlagen des Eisenerzbergbaus Kriwoj Rog zurückgegriffen. Dort wurden 

mehrere 10 000 t Maschinen ausgebaut, repariert und dann per Bahn nach Nikopol 

transportiert. Darüber hinaus wurden weitere Maschinen und Ersatzteile aus den 

33 Vgl. OKW, Zusammenstellung wichtiger Meldungen über die Ostgebiete, Nr. 12 vom 
18. 11. 1941 (Bundesarchiv R 41/136). 

34 Vgl. Bericht Tengelmann, Dr. Lillig, Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H., 
Hauptgruppe Süd, über den Eisenerzbergbau Kriwoj Rog vom 9. 10. 1941 (Bundesarchiv-
Militärarchiv W 08-1/53). 

35 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 10. 
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besetzten Gebieten oder aus dem Reich herangeschafft36. Als besonders vordring­

lich forderten die Ingenieure die Lieferung von Gleichstrom- und Diesellokomo­

tiven und Material zur Wiederherstellung des Niederspannverteilernetzes aus 

Deutschland an. Trotz aller Schwierigkeiten kamen die Aufräumungsarbeiten 

zügig voran, und kaum sechs Wochen nach Übernahme der Betriebe durch die 

Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost berichteten die für den Bezirk Kriwoj Rog 

und Nikopol verantwortlichen Ingenieure, daß die Roherzförderung auf einzelnen 

Manganerzgruben im Laufe des November 1941 anlaufen könne37. Zugleich wurden 

die erbeuteten 12 000 t Konzentratbestände der Transportabteilung der Wirtschafts­

inspektion Süd als versandfertig gemeldet. Der erste Zug mit Manganerzkonzentrat 

verließ am 22. Oktober Nikopol. Sein Bestimmungsort war Witkowitz38. 

Vor der deutschen Besetzung waren in Nikopol monatlich etwa 100 000 t Man­

ganerze gefördert worden. I m Frühjahr 1942 wurde etwa ein Fünftel dieser Pro­

duktion (im März 18 115 t, im April 21 697 t) erreicht39, und es bestand die Aus­

sicht, die Erzeugung bald steigern zu können, da die Instandsetzung der zum 

Wiederaufbau bestimmten Anlagen über und unter Tage nunmehr zum größten 

Teil abgeschlossen war und in Kürze die Förderung auf weiteren Gruben aufge­

nommen werden sollte. 

Das mulmige und kieselsäurehaltige Manganerz von Nikopol mit einem Mn-

Gehalt von etwa 2 5 % bedurfte der Anreicherung. Schon Ende August 1941 traf 

ein der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost von der Fried. Krupp AG. Gruson-

werk in Magdeburg-Buckau zur Verfügung gestellter Spezialist für Aufbereitungs­

fragen in Nikopol ein40. Dort waren von den vier alten Aufbereitungsanlagen drei 

vollkommen zerstört und unbrauchbar. Nur eine Wäsche in Scholochowo war 

erhalten, aber nicht betriebsfähig, da viele Motoren ausgebaut waren. Es gelang 

jedoch, den elektrischen Antrieb in der Umgebung wiederaufzufinden und ein­

zubauen, so daß diese Anlage nach einer Generalüberholung bereits im Dezember 

1941 wieder Konzentrate lieferte. Um den erhöhten Manganbedarf der deutschen 

Stahlindustrie decken zu können, wurde angestrebt, größere Mengen Manganerz­

konzentrate zu erzeugen. Deshalb wurde alsbald mit dem Bau von drei Zentral­

aufbereitungsanlagen begonnen, die nach einem neuen, vom Grusonwerk, das in 

Marganez eine Versuchsanstalt eingerichtet hatte, entwickelten Verfahren arbeiten 

und 1943 in Betrieb genommen werden sollten. Für die Ausführung von Hoch­

bauten, Eisenkonstruktionen und Eisenbahnbauten wurden verschiedene deutsche 

36 Vgl. ebenda, S. 10 ff. 
37 Vgl. Bericht Tengelmann, Dr. Lillig, Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H., 

Hauptgruppe Süd, über den Manganerzbergbau Nikopol vom 9. 10. 1941 (Bundesarchiv-
Militärarchiv W 08-1/53). 

38 Vgl. Wirtschaftsstab Ost, Halbmonatsbericht für die Zeit vom 16. bis 31. 10. 1941 
(Bundesarchiv R. 41/135). 

39 Vgl. Bericht über die Tätigkeit der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
nach dem Stande vom 30. 4. 1942, Nbg. Dok. NG-5702, S. 4. 

40 Vgl. Carl Hoffmeister in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 219. 
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Gesellschaften, u .a . die Baufirma Hoch-Tief, herangezogen41. Baustoffe wurden 

zum Teil aus den von der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost betriebenen 

Steinbrüchen und Ziegeleien geliefert. Stahl und Moniereisen entstammten den 

Lagerbeständen ukrainischer Hütten, Zement wurde aus Deutschland herange­

schafft. 

Nach dem Manganerz von Nikopol versuchten die deutschen Truppen, als zwei­

ten äußerst begehrten Rohstoff in der Ukraine die Steinkohle des Donezbeckens 

in den Griff zu bekommen. Während das Manganerz zur Stahlerzeugung in der 

Heimat erforderlich war, wurde die Donezkohle zum Verbrauch an Ort und Stelle 

dringend benötigt. Zur Versorgung der Truppe, der Eisenbahn, der auf Kohlen­

basis laufenden Elektrizitätswerke und anderer wichtiger Bedarfsträger mußte 

Kohle unbedingt zur Verfügung stehen. Wenn es nicht gelang, im Donezrevier 

zu fördern, war damit zu rechnen, daß nach dem Verbrauch der erbeuteten Kohlen­

bestände der gesamte unabweisbare Bedarf der Ukraine durch Lieferungen aus 

dem Reich gedeckt werden mußte . Die Steinkohlenproduktion im Reich und den 

angegliederten Revieren hatte sich seit Kriegsbeginn zwar gut gehalten, aber der 

Bedarf war stets größer als die Förderung, zumal die Kohle in immer größeren 

Mengen benötigt wurde, z.B. als Rohstoff zur Erzeugung synthetischen Benzins 

und Gummis, zur Belieferung der Wehrmacht im besetzten Ausland, zur Bevor­

ratung der Eisenbahn, die viel weitere Strecken als früher bewältigen mußte , und 

zur Erfüllung handelsvertraglicher Verpflichtungen gegenüber Bundesgenossen 

oder Ländern, die als Rohstofflieferanten für Deutschland zentrale Bedeutung 

hatten. Obwohl die. Reichsvereinigung Kohle sich bemühte, alle Möglichkeiten 

zur Steigerung der Steinkohlenproduktion auszuschöpfen und z.B. seit dem Früh­

jahr 1941 an bestimmten Sonn- und Feiertagen zusätzliche Schichten verfahren 

ließ, bestand kaum Hoffnung auf eine weitere Erhöhung der Förderung, da der 

Bergbau an der Grenze seiner Leistungsfähigkeit angelangt war, unter Mangel an 

gelernten Bergleuten litt und auf einen überstrapazierten Maschinenpark ange­

wiesen war. Nicht nur die Förderung in der Heimat, sondern auch der Transport 

der Kohle in die Ukraine war mit sehr großen Schwierigkeiten verbunden. Der 

Mangel an Waggons und Lokomotiven wurde durch die wegen der weiten Ent­

fernung äußerst langen Umlaufzeiten noch verschärft, das Schienennetz war durch 

Wehrmachttransporte überlastet, Stauungen und Streckenunterbrechungen mach­

ten einen zuverlässigen Zugzulauf unmöglich. Jede im Donezgebiet geförderte 

Tonne Kohle versprach also eine Entlastung des Steinkohlenbergbaus im Reich und 

den angegliederten Revieren und t rug dazu bei, die ohnehin bestehenden erheb­

lichen Transportschwierigkeiten nicht noch zu vergrößern. Es lag daher im Inter­

esse der deutschen Kriegswirtschaft und der Truppe, die Steinkohlengruben im 

Donezgebiet auszubeuten und wenigstens einen Teil des Bedarfs der Ukraine aus 

laufender Förderung zu decken. 

Als deutsche Truppen im Herbst 1941 in den Raum östlich des Dnjepr vor-

4 1 Vgl. ebenda, S. 2. 
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stießen, fanden die von der Wirtschaftsinspektion Süd entsandten Ingenieure -

die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost hatte von den militärischen Dienst­

stellen den Auftrag, sich einzuschalten, noch nicht erhalten, da dieser Abschnitt 

noch Operationsgebiet war - auch im Steinkohlenbergbau des westlichen Donez-

reviers die ihnen schon vom Eisenerz- und Manganerzbergbau in Kriwoj Rog und 

Nikopol bekannten Zerstörungen größten Ausmaßes vor. Es bot sich ihnen das­

selbe Bild: die Über- und Untertageanlagen und ihre maschinentechnischen Ein­

richtungen waren durchweg weitgehend zerstört bzw. verschleppt, ebenso die 

Kraftanlagen, die den Bergbau mit Strom versorgten. 

In Stalino drangen deutsche Truppen am 10. Oktober 1941 ein. Russische 

Sprengkommandos zogen sich erst mit der weichenden Nachhut der Roten Armee 

zurück. Mit Zeitzündern versehene Sprengladungen detonierten noch zehn Tage 

nach der Einnahme der Stadt. Die Zechen, Versorgungsanlagen und Großindustrie­

werke waren durch planmäßige Sprengungen so zerstört, daß eine Inbetriebnahme 

in absehbarer Zeit unmöglich erschien42. Die Lebensmittelvorräte waren vollstän­

dig abtransportiert, die Läden geplündert. Eine Dienststelle der Wehrmacht be­

richtete Ende des Monats: „Die Bevölkerung hat seit dem 21 . 10. nichts mehr zu 

essen."43 

Unter großen Mühen versuchte der Sonderbeauftragte für Bergbau der Wirt­

schaftsinspektion Süd, sich Ende Oktober 1941 einen ersten Eindruck von der 

Situation im Kombinat Stalino zu verschaffen. Das Tempo seiner Erkundung 

wurde, wie er meldete, durch „unsagbar schlechte" Wegeverhältnisse sowie Man­

gel an brauchbaren Kraftfahrzeugen, Ersatzteilen, Treibstoff, Verpflegung, Wasser, 

Licht und Heizung beeinträchtigt44. In einem Lagebericht stellte er Anfang No­

vember fest: „Es gibt keinen Betrieb, in dem nicht umfangreiche Sprengungen 

an allen Teilen durchgeführt oder wenigstens angelegt worden sind. Die Schacht­

gerüste, Hängebänke, Wagenumläufe und Verladungen, die Fördermaschinen, 

Schaltanlagen, Kesselhäuser, Turbinen, der größte Teil der Ventilatoren usw. sind 

durch Sprengungen der Maschinen oder Gebäude auf jeder einzelnen Schacht­

anlage zum allergrößten Teil unbrauchbar gemacht. Ein Teil der Tagesgebäude 

ist durch Brand zerstört. Die Werkstätten auf den Zechen sind vernichtet. Elektri­

scher Strom und Wasser sind nicht vorhanden. Die Schienenstränge sind auf wei­

ten Strecken abgebaut oder die Köpfe und Mittelstücke der Schienen gesprengt. 

Die wenigen aufgefundenen Lokomotiven und Waggons sind von der Truppe 

beschlagnahmt. Es gibt somit keine einzige Zeche, die unmittelbar - selbst bei 

Vorhandensein von Energie — betriebsfähig wäre. . . . Bezüglich des einheimischen 

Personals ergibt sich überall das gleiche Bild: vom Steiger an aufwärts fehlt die 

42 Vgl. OKW, Wi Rü Amt, Zusammenstellung wichtiger Meldungen über die Ostgebiete, 
Nr. 13 vom 1. 12. 1941 (Bundesarchiv R 41/136). 

43 OKW, Wi Rü Amt, Zusammenstellung wichtiger Meldungen über die Ostgebiete, 
Nr. 11 vom 31. 10. 1941 (Bundesarchiv R 41/136). 

44 Bericht Nr. 2 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd über 
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gesamte Leitung. Das Fachwissen und die Betriebskenntnisse der vorhandenen 

Kräfte sind erschütternd gering."45 

Der Sonderbeauftragte für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd kam zu dem 

Schluß, die Wiederaufnahme der Steinkohlenförderung in dem bisher besetzten 

Teil des Donezbeckens sei in absehbarer Zeit nur im Rahmen des dringendsten 

regionalen Bedarfs möglich, doch sei die Brennstoffversorgung der Truppe für den 

Winter 1942/43 sowie für die Stromlieferung an den Manganerzbergbau in Nikopol 

nicht gesichert. Die Instandsetzung der Gruben bis zur Höhe der Vorkriegsförde­

rung sei selbst unter Inanspruchnahme der gesamten einschlägigen Industrie 

Europas nur in vielen Jahren durchführbar. Es sei jedoch denkbar, einen Teil der 

Anlagen wieder soweit herzustellen, daß 10 bis höchstens 20 % der friedensmäßigen 

Förderung erreicht werden könnten. Vorbedingung für den Wiederaufbau, der 

materiell weitgehend aus den Kräften des Landes erfolgen könne, sei die Schließung 

einiger wesentlicher Lücken durch die Heimat. Insbesondere forderte er die Bereit­

stellung deutscher Fachkräfte, die Installierung neuer Energie, die Zuführung von 

rollendem Material und Lieferungen der Elektroindustrie, vor allem Großmotoren 

und deren Teile. 

Auch östlich des Dnjeprs stellten die beiden größten Hindernisse, die die Auf­

räumungsarbeiten — an planmäßige Förderung war noch gar nicht zu denken — 

am stärksten behinderten, die Energieversorgungs- und Verkehrslage dar. Im 

Donezgebiet herrschte im Herbst 1941 ein derartiger Mangel an elektrischer Ener­

gie, daß nach Deckung des dringendsten Bedarfs der Wasserwerke, der Licht­

zentralen für die Truppe und der Reparaturwerkstätten für Panzer und sonstige 

Kraftfahrzeuge zunächst überhaupt kein Strom für das Auspumpen des Wassers 

aus den Grubenbauen zur Verfügung stand. Erst als in der zweiten November­

hälfte die Starkstromleitungen von Stalino nach Mariupol, dessen Hüttenwerke 

gut erhalten waren und das deshalb geradezu als eine Oase inmitten der Zerstörun­

gen angesehen wurde, repariert waren, konnte zusätzlich aus Mariupol Strom in 

das Donezbecken geliefert werden, von dem ein kleiner Teil dem Bergbau zur 

Verfügung gestellt wurde. Mariupol war überraschend schnell eingenommen wor­

den. Hier war zum ersten Mal der Fall eingetreten, daß große Werke, vor allem 

das Stahl- und Walzwerk „Iljitsch" und das Eisenkombinat „Asow-Stahl", beim 

Einmarsch der deutschen Truppen am 15. Oktober in Betrieb angetroffen wurden. 

In den Hafen- und Industrieanlagen waren große Vorräte an Kohlen und in den 

Silos ca. 20 000 t Getreide gefunden worden46. Die Stromerzeugung in Mariupol 

erfolgte nun mit Hilfe der Betriebe der Hütte Asow-Stahl. Kokskohle wurde in 

einer Kokerei zu Koks und dieser in einem Hochofen zu Generatorgas verarbeitet, 

das zum Beheizen der Kessel des Elektrizitätswerkes von Asow-Stahl verwandt 

die Lage im Bergbau vom 13. 11. 1941 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 
45 Ebenda. 
46 Vgl. OKW, Wi Rü Amt, Zusammenstellung wichtiger Meldungen über die Ostgebiete, 

Nr. 11 vom 31. 10. 1941 (Bundesarchiv R. 41/136). 
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wurde. Auf einem anderen Wege war die dort installierte Leistung nicht zu mobili­

sieren. Doch die in Mariupol vorgefundenen Kokskohlenbestände in Höhe von 

90 000 t schrumpften zusammen, da ab Mitte Oktober auf die geschilderte Weise 

mehr als 1000 t/Tag verbraucht wurden. Um die Stromerzeugung aufrechterhalten 

zu können, mußte also alles darangesetzt werden, Kokskohlen von den Halden 

u m Stalino nach Mariupol zu befördern. Mitte Dezember begannen zwar die Bahn­

transporte, doch es fehlte an Laderaum, die Lokomotiven befanden sich in einem 

„unvorstellbar schlechten Betriebszustand" und vereisten bei der starken Kälte, 

die Züge gerieten in Schneeverwehungen, so daß es nur gelang, etwa 500 t/Tag zu 

versenden, und die Gefahr bestand, daß auch das Elektrizitätswerk auf Asow-Stahl 

in Kürze wieder zum Erliegen kommen werde47. Die Stromknappheit wirkte sich 

auf den Steinkohlenbergbau im Donezbecken katastrophal aus. Vor allem konnten 

Sümpfungsarbeiten nicht in ausreichendem Maße durchgeführt werden. Wegen 

des Mangels an elektrischer Energie konnte nicht einmal die Absicht des Sonder­

beauftragten für Bergbau verwirklicht werden, die Gruben, deren Tagesanlagen 

sich für einen Notbetrieb eigneten, förderfähig zu machen. 

Mit der besorgniserregenden Kohlenlage in der Ukraine beschäftigte sich der 

Wirtschaftsführungsstab Ost in seiner Sitzung vom 18. Dezember 1941 unter Vor­

sitz von Staatssekretär Körner in Berlin. Die im Donezgebiet vorgefundenen Koh­

lenvorräte wurden auf etwa 1,3 Mio. t geschätzt. Diese Menge reichte selbst bei 

sparsamster Bewirtschaftung nicht aus, den Winterbedarf der Truppe, der Eisen­

bahn und der Versorgungsbetriebe, insbesondere der Kraftwerke, zu decken. An 

eine ausreichende Hausbrandversorgung der Bevölkerung war gar nicht zu denken. 

Die Brennstoffknappheit hatte bereits zu empfindlichen Rückschlägen geführt. 

Die zur Herstellung von Ferromangan in Dnjeprodserschinsk in Betrieb genom­

mene Anlage hatte wegen Kohlenmangels schon nach einem Monat wieder still­

gelegt werden müssen. In Nikolajew konnten die von der Marine dringend benötig­

ten Werftanlagen nicht weiterbetrieben werden, da die zur Ergänzung des not­

wendigen Stroms erforderliche Kohle fehlte. Da im Donezgebiet noch nicht geför­

dert werden konnte und mit ausreichendem Nachschub aus dem Reich wegen der 

Transportschwierigkeiten nicht zu rechnen war, mußten umgehend Maßnahmen 

ergriffen werden, u m wenigstens die Truppe und die Eisenbahn nach Aufzehrung 

der Bestände an Beutekohlen versorgen zu können. Den zuständigen Stellen wurde 

die Weisung gegeben, „alles daran zu setzen, u m die Kohlenförderung im Donez­

gebiet schon im Jahr 1942 wenigstens zum Teil wieder in Gang zu setzen"48. Die 

in den verschiedenen Werken noch vorhandenen brauchbaren Maschinen, Aggre­

gate, Einzelteile und Werkzeuge, die für die Reparatur der am ehesten zur Wieder­

aufnahme der Kohlenförderung in Betracht kommenden Gruben und den Ausbau 

47 Vgl. Wirtschaftsstab Ost, Chefgruppe W, Gruppe Bergbau, Bericht vom 10. 1. 1942 
über die Kohlenlage in der Ukraine, insbesondere im Bereich der Heeresgruppe Süd, S. 3 
(Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/51). 

48 Niederschrift über die Sitzung des Wirtschaftsführungsstabes Ost vom 18. 12. 1941, 
Ziff. IV b (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/40). 
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der teilweise betriebsfähigen Energieanlagen geeignet waren, sollten planmäßig 

erfaßt und ohne Rücksicht auf die in späterer Zukunft vielleicht denkbare Ver­

wendung in anderen Betrieben dort zum Einsatz kommen, wo sie am schnellsten 

das Anlaufen der Kohlenproduktion ermöglichten. Die Eisenindustrie in Mariupol 

erhielt den Auftrag, vordringlich Material zur Instandsetzung der Gruben und 

Elektrizitätsanlagen herzustellen. Sie sollte deshalb bevorzugt mit Kohlen beliefert 

werden. Der Wirtschaftsführungsstab Ost gab sich optimistisch und stellte fest: 

„Nach den bisherigen Ermittlungen ist zu hoffen, daß es bei der Erfüllung der 

vorgenannten Voraussetzungen gelingen wird, binnen Jahresfrist mit einer Tages­

förderung von 5 - 1 0 % der sowjetischen Förderung aus laufender Produktion den 

Kohlenbedarf, der zur Erhaltung der Operationsfähigkeit der Truppe erforderlich 

ist, zu decken. "49 

Trotz der zuversichtlichen Beurteilung der Aussichten für die Wiederaufnahme 

der Förderung im Donezgebiet verschlechterte sich die Lage des Bergbaus in der 

Ukraine zusehends. Der Sonderbeauftragte für Bergbau der Wirtschaftsinspektion 

Süd notierte in seinem Bericht für den Monat Januar 1942: „Alle Dienststellen 

erkennen die Wichtigkeit einer ausreichenden Stromversorgung voll an. Sie haben 

jedoch vor der Hand keine Möglichkeit, dem Bergbau eine höhere Strommenge 

zuzuteilen, da im Operationsgebiet die Belange der Truppe wirtschaftlichen Erfor­

dernissen vorausgehen müssen. "50 Er mußte buchstäblich zusehen, wie die Gruben 

mit Wasser volliefen, und konnte nichts oder nur wenig dagegen tun. 

I m Januar 1942 waren im Steinkohlenbergbau des Donezgebietes etwa 24 000 

russische Zivilarbeiter vor allem mit Aufräumungs-, Bergungs- und Verladearbei-

ten beschäftigt51. Ungenügende Ernährung, schlechtes Schuhwerk, Mangel an 

Werkzeug, scharfer Frost, starker Schneefall und Stürme erschwerten die Arbeit 

in kaum vorstellbarem Maße. Für die Haldenverladung und das Bewegen der 

Waggons von Hand wurde eine unverhältnismäßig hohe Zahl von Arbeitskräften 

benötigt. Die den russischen Arbeitern durch die Wirtschaftsinspektion Süd ver­

sprochenen Nahrungsmittelzuteilungen waren bisher nicht erfolgt, obwohl bereits 

zwei Monate vorher nach Berlin gemeldet worden war: „Bei dem herrschenden 

Mangel an Allem und Jedem ist es kaum möglich, die Arbeiterschaft bei der Arbeit 

zu halten."52 Die im Steinkohlenbergbau eingesetzten Russen sollten wöchentlich 

2500 Gramm Brot und 100 Gramm Fleisch, die Ehefrauen und Kinder je 1500 

Gramm Brot durch die Gruben erhalten53. Die Lebensmittel waren von den zu-

49 Ebenda. 
50 Bericht Nr. 5 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd über 

den Bergbau im Donez-Gebiet Januar 1942 vom 6. 2. 1942, S. 3 (Bundesarchiv-Militärarchiv 
W 08-1/54). 

51 Ebenda. 
52 Bericht Nr. 2 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd über 

die Lage im Bergbau vom 13. 11. 1941, S. 3 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 
53 Vgl. Bericht Nr. 4 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd 

über die Lage im Bergbau vom 8. 1. 1942, S. 8 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 
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ständigen militärischen Dienststellen zwar zugesagt, aber nicht zur Verfügung 

gestellt worden. In einem Bericht des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirt­

schaftsinspektion Süd vom 8. Januar 1942 findet sich die Feststellung: „Bislang ist 

mit der Verteilung noch nicht begonnen worden."54 Nun wollte die Wirtschafts­

inspektion Süd versuchen, an 100 bis 150 km von den Gruben entfernten Punkten 

Kohlenlager einzurichten, u m von der Landbevölkerung Getreide gegen Kohle 

einzutauschen und so die Ernährung der Bergleute wenigstens notdürftig sicher­

zustellen. 

Die Nahrungsmittelknappheit zwang dazu, täglich mehrere Tausend Arbeiter 

zu beurlauben, u m ihnen Gelegenheit zu geben, sich in entfernten landwirtschaft­

lichen Bezirken selbst mit Lebensmitteln zu versorgen. Doch wenn sie diese schließ­

lich auf dem Rücken herangetragen hatten, erlebten sie mitunter bittere Ent­

täuschungen. Der Sonderbeauftragte für Bergbau berichtete z.B.: „Die durch 

starken Frost und Schneeverwehungen erschwerten Nachschubverhältnisse haben 

dazu gezwungen, bei der Bevölkerung in größerem Umfange Beitreibungen durch­

zuführen, u m die Versorgung der Truppe sicherzustellen. Das hat zur Folge gehabt, 

daß ein Teil der Arbeiter die Arbeit verlassen hat und sie verlassen mußte, u m in 

weiten Wanderungen, die trotz des strengen Winterwetters durchgeführt werden, 

sich erneut Lebensmittel zu beschaffen. Unter diesen Umständen macht sich allent­

halben die Neigung zur Abwanderung in landwirtschaftliche Gebiete, die weit ab 

vom Industriegebiet und vom Operationsgebiet liegen, bemerkbar. Es muß damit 

gerechnet werden, daß dadurch ein beträchtlicher Teil der bergmännischen Bevöl­

kerung unwiederbringlich dem Bergbau verlorengeht. "55 

Die Bergleute erhielten einen niedrigen Lohn - der Durchschnittslohn eines 

Arbeiters, der mit Aufräumungsarbeiten beschäftigt war, betrug etwa 1 RM je 

Schicht56 — und hatten Anspruch auf monatlich 770 kg Deputatkohle. Diese wurde 

aus brennenden oder schlecht zugänglichen Halden des Kleinbergbaus zugeteilt57. 

Auch die Angehörigen der Wirtschaftsinspektion Süd klagten über mangelhafte 

Ernährung, Bekleidung und Ausrüstung. Die Verpflegung war sehr einförmig und 

bestand seit Monaten aus Frischfleisch, Nudeln und Brot. Kartoffeln und Gemüse 

waren für die Lazarette beschlagnahmt. Brotaufstrich und Rauchwaren wurden 

nur gelegentlich ausgegeben. Das Kommando des Sonderbeauftragten für Bergbau 

hatte seit sechs Monaten keine Stiefelsohlen, seit vier Monaten keine Seife erhalten. 

Trotz wiederholter Anforderung waren auch dringend benötigte technische Hilfs­

mittel, Schreibmaschinen, Papier, Schreib- und Zeichenmaterial noch nicht an­

geliefert worden. Für eine Reise mit der Bahn nach dem von Stalino etwa 130 km 

54 Ebenda. 
55 Ebenda, S. 8 f. 
56 Ebenda, S. 2. 
57 Vgl. Bericht Nr. 5 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd 

über den Bergbau im Donez-Gebiet Januar 1942 vom 6.2.1942, S. 3 f. (Bundesarchiv-
Militärarchiv W 08-1/54). 
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entfernten Mariupol mußten 24 Stunden für die einfache Fahrt, nach dem 250 km 

entfernten Dnjepropetrowsk 36 Stunden angesetzt werden. Fernsprechverbindun­

gen zu den vorgesetzten Dienststellen in Mariupol und Dnjepropetrowsk bestanden 

nicht. Fernschreiben brauchten für einen Weg mehrere Tage, die Post hatte un­

kontrollierbar lange Laufzeiten und blieb häufig tagelang ganz aus. Ein Schreiben 

von Stalino nach Deutschland oder zurück benötigte durchschnittlich vier Wochen, 

so daß auf eine Frage, die in Berlin geklärt werden mußte , frühestens nach neun 

Wochen eine Antwort erwartet werden konnte68. 

Da der Personen- und Güterverkehr auf der Landstraße fast ausschließlich mit 

Hilfe von Panjewagen abgewickelt wurde, war die Unterhaltung eines ausreichen­

den Pferdeparkes für jede Grube unbedingt erforderlich. Große Schwierigkeiten 

bereitete jedoch die Heranschaffung der Futtermittel für die Pferde. Die Abteilung 

Landwirtschaft der Wirtschaftsinspektion Süd hatte dem Sonderbeauftragten für 

Bergbau Pferdefutter in einem etwa 100 km entfernten Ort zugewiesen, zu dem 

sein Kommando jedoch trotz mehrfacher Bemühungen seit zwei Monaten nicht 

hatte gelangen können, da die Anfuhr in dem schwierigen Gelände nicht möglich 

war. Eine große Anzahl von Pferden war daher aus Futtermangel bereits einge­

gangen oder hatte notgeschlachtet werden müssen59. 

Für die Verwaltung des Steinkohlenbergbaus im Donezgebiet war bis Anfang 

1942 ausschließlich die Wirtschaftsinspektion Süd, also eine militärische Dienst­

stelle, zuständig. Am 10. Januar 1942 bestellte jedoch Göring, einer Weisung Hit­

lers folgend, Pleiger auch zum Reichsbeauftragten für die Kohle in den besetzten 

Gebieten und erteilte ihm u.a. den Auftrag, „durch Weisungen und Richtlinien 

alle Maßnahmen zu treffen, u m die Kohleförderung auf einen Höchststand zu 

bringen"60 . Pleiger hatte damit das Recht erhalten, sich auch in den Donezbergbau 

einzuschalten, obwohl er als Leiter der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost von 

der Wirtschaftsinspektion Süd wegen der noch andauernden Kampfhandlungen 

noch nicht zur Übernahme der Gruben aufgefordert worden war. Als Ende dieses 

Monats in Berlin in einer Sitzung über die Kohlenversorgung der Ukraine, die 

unter Leitung von Staatssekretär Neumann stattfand und an der Vertreter aller 

interessierten Ministerien und Dienststellen der Wehrmacht teilnahmen, darge­

legt wurde, daß die vorhandenen Vorräte im April 1942 aufgebraucht sein würden, 

daß von Mai bis zum Herbst 1942 mangels ausreichender Kohlenförderung nach 

Deckung des Bedarfs der für die Wiederingangsetzung der Kohlenproduktion arbei­

tenden Betriebe überhaupt keine Kohle für die sonstigen Verbraucher vorhanden 

sein werde und daß selbst bei günstigem Verlauf der Arbeiten im Winter 1942/43 

nur ein Teil des dringendsten Bedarfs der Ukraine aus dem Donezgebiet gedeckt 

werden könne, wurde Pleiger gebeten, sich sobald wie möglich dorthin zu begeben, 

58 Vgl. Bericht Nr. 4 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd 
über die Lage im Bergbau vom 8. 1. 1942, S. 7 f. (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 

59 Ebenda, S. 7. 
60 Erlaß Görings vom 10. 1. 1942 (Bundesarchiv R 10 VIII/3). 
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u m an Ort und Stelle zu prüfen, was geschehen könne, u m die bereits in Angriff 

genommenen Arbeiten zu intensivieren61. Einen Monat später, am 1. März 1942, 

übernahm die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost die Steinkohlengruben in 

dem bereits eroberten Teil des Donezbeckens62. Sehr viele von ihnen waren zu 

diesem Zeitpunkt allerdings schon ersoffen oder standen kurz davor. 

Wie die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost in Kriwoj Rog und Nikopol vor­

gegangen war, so verfuhr sie auch im Donezbergbau. Spezialisten der Reichswerke 

flogen unverzüglich in die Ukraine, u m festzustellen, welche Sofortmaßnahmen 

auf den Gruben zu ergreifen waren und welche Maschinen auf schnellstem Wege 

aus Deutschland herangeschafft werden mußten. Pleigers Experte für den Berg­

werks- und Hüttenbau, Dr. Kocks, der nach dem Ausscheiden des amerikanischen 

Hüttenplaners Brassert die Leitung der Aufbauarbeiten der Reichswerke-Hütte 

in Salzgitter übernommen hatte, wurde mit der ingenieurmäßigen Bearbeitung 

der Instandsetzungsmaßnahmen für die russischen Bergbau- und Hüttenbetriebe 

beauftragt. Für die Planung und Bauüberwachung der in Gang zu setzenden 

Werke richtete er in Stalino und Dnjepropetrowsk Ingenieurbüros ein, in denen 

mehrere Hunder t deutsche Fachleute eingesetzt wurden. Die Arbeiten für den 

Donezbergbau begannen damit, daß etwa 35 Lokomobile aus Deutschland be­

schafft und auf verschiedenen Gruben zur Energieerzeugung aufgebaut und außer­

dem vier Brikettfabriken in Deutschland demontiert und schnellstens in das Donez­

becken gebracht wurden, u m die dort anfallende Feinkohle zu Briketts pressen zu 

können63. In den folgenden Wochen wurden Druckluftkompressoren, Gruben­

lokomotiven, Elektromotoren, Schaltanlagen, Kabel, Pumpen, Transportbänder, 

Grubenlampen, Abbauhämmer, Schläuche und andere Werkzeuge in großer Zahl 

herantransportiert64. Mit Hilfe der Organisation Todt und der Marine wurden drei 

Kraftwerksanlagen beschafft. Allein in Salzgitter wurden im Mai 1942 27 Waggons 

mit Baugerät und wichtigen Maschinen für den Wiederaufbau in der Ukraine ab­

gefertigt. Weitere 50 Waggons wurden mit Einzelteilen für das Kraftwerk Stalino 

beladen. Die Transportzüge erreichten nach einer Laufzeit von 10 bis 14 Tagen 

ihre russischen Zielbahnhöfe65. Da die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost bis 

Juli 1942 noch keine eigene Einkaufsabteilung besaß, wurden die Beschaffungen 

für die Wiederinbetriebnahme der ukrainischen Werke vom Haupteinkauf der 

Reichswerke vorgenommen, der bis zu diesem Zeitpunkt Aufträge in Höhe von 

61 Vgl. Niederschrift über eine Besprechung am 29. 1. 1942 betr. Kohlenversorgung der 
Ukraine (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/40). 

62 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 8. 

63 Vgl. Dr. Friedrich Kocks in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P. P. 
202, S. 2. 

64 Vgl. Ernst Börger in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 218, 
S. 3. 

65 Vgl. Bericht über die Tätigkeit der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
nach dem Stande vom 30. 4. 1942, Nbg. Dok. NG-5702, S. 11. 
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55 Mio. RM vergab66. Allein für den Steinkohlenbergbau im Donezbecken wurden 

bis Ende 1942 Maschinen und Apparaturen für etwa 25 Mio. RM angeschafft67. 

Als Pleiger einen Überblick über die erforderlichen Instandsetzungsarbeiten im 

Donezbergbau gewonnen hatte, legte er in einer Besprechung über die Lage der 

Kohlen- und Energiewirtschaft in der Ukraine, die am 24. April 1942 unter Vor­

sitz von Staatssekretär Körner in Berlin stattfand, dar, was die Berg- und Hütten-

werksgesellschaft Ost in naher Zukunft leisten und was sie eben nicht leisten 

könne. Er glaubte, daß die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost bei einer Kon­

zentration der vorhandenen Kräfte und Produktionsmittel auf wenige Schwer­

punkte und bei Preisgabe aller übrigen Steinkohlengruben bis Ende 1942 im 

günstigsten Fall eine Tagesförderung von 10-12 000 t, d.h. von 5 - 6 % der frühe­

ren russischen Leistung erreichen und eine Gesamtförderung von 1 Mio. t Kohle 

erzielen könne68. Damit stand fest, daß der dringendste Bedarf der Truppe, der 

Energiewirtschaft und der Bahn im Donezgebiet durch Neuförderung und aus 

Haldenbeständen nur etwa zur Hälfte gedeckt werden konnte. Ungedeckt blieb 

außerdem der Bedarf der Landwirtschaft und der gewerblichen Betriebe im Donez­

gebiet und der gesamten ukrainischen Wirtschaft westlich und nördlich des Dnjeprs. 

Die fehlenden Mengen konnten nur durch Zufuhr aus dem Reich ergänzt werden. 

Pleiger ließ keinen Zweifel daran, daß die für möglich gehaltene Förderleistung 

nur dann erreicht werden könne, wenn eine Reihe von Forderungen der Berg-

und Hüttenwerksgesellschaft Ost erfüllt würden. In der letzten Zeit war es wieder­

holt zu Reibungen mit mehreren, vor allem militärischen Dienststellen gekom­

men. Das Donezrevier war noch Aufmarsch- und Kampfgebiet, und die Truppe 

beanspruchte für sich dieselben Werkstätten, Maschinen, Transportmittel, Unter­

künfte, Holzvorräte usw. wie die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost, und da­

bei zogen die Zivilisten in der Regel den kürzeren. Zum Beispiel waren in größtem 

Umfange Beschlagnahmungen von Pferden auf den Gruben durch durchziehende 

Truppen erfolgt, ja, es war sogar vorgekommen, daß einem russischen Kutscher, 

der auf einem als Grubenfahrzeug gekennzeichneten Wagen Zement fuhr, von 

Soldaten das Gespann auf der Straße weggenommen wurde69. Pleiger verlangte, 

daß hier Wandel geschaffen würde, und betonte, die Armeeführer müßten sich 

darüber im klaren sein, daß von der Wiederingangsetzung der Kohlenförderung 

zum großen Teil die Überwinterung der Truppe und der Nachschub abhänge. 

Körner beabsichtigte, Göring vorzuschlagen, er möge mehrere Generäle in einem 

66 Vgl. Emil Eugen Würtz in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 
243, S. 1. 

67 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 8. 

68 Vgl. Wirtschaftsführungsstab Ost, Aktenvermerk über eine Besprechung betr. Lage der 
Kohlen- und Energiewirtschaft in der Ukraine am 24. 4. 1942, S. 2 (Bundesarchiv-Militär­
archiv W 08-1/40). 

69 Vgl. Bericht Nr. 4 des Sonderbeauftragten für Bergbau der Wirtschaftsinspektion Süd 
über die Lage im Bergbau vom 8. 1. 1942, S. 5 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/53). 
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persönlichen Schreiben u m die im Truppeninteresse unerläßliche Berücksichtigung 

der Aufgaben der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost bitten. Pleiger beschwerte 

sich ferner über die Anordnungen des neu ernannten Generalbevollmächtigten für 

den Arbeitseinsatz, Sauckel. Denn die Arbeitseinsatzverwaltung, die der deutschen 

Wirtschaft zur Behebung des akuten Arbeitskräftemangels ausländische Arbeiter 

zuführen wollte, hatte in blindem Eifer im Donezgebiet auch Bergleute ange­

worben, die bereits bei der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost beschäftigt, also 

schon im Interesse der deutschen Kriegsproduktion tätig waren. Außerdem kriti­

sierte er das Verhalten von Angehörigen der Truppe, die den russischen Arbeitern, 

die sich aus der weiteren Umgebung Nahrungsmittel beschafften, diese unterwegs 

wegnahmen, so daß die Bergleute nicht in der Lage waren, sich auch nur not­

dürftig zu ernähren. 

Die Beschwerden der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost über unzureichende 

Unterstützung und Behinderung ihrer Arbeit im Steinkohlenbergbau verstumm­

ten nicht. Zum Beispiel meldete die Abteilung Donezkohle der Gesellschaft in 

Stalino Anfang Juni 1942 der Hauptverwaltung in Berlin, die Ernährung der 

Bergarbeiter sei in vielen Gebieten „noch völlig unzureichend". In mehreren 

Bezirken werde überhaupt kein Brot oder nur sehr unregelmäßig, in anderen nicht 

einmal der Satz von 300 Gramm je Tag ausgegeben, „von Fleisch und Fett ganz 

zu schweigen"70. In einem Schreiben an den Wirtschaftsstab Ost wurde bemängelt, 

daß für die Ernährung der Familien der Bergleute überhaupt nicht gesorgt sei71. 

Pleiger setzte sich erneut mit dem Generalquartiermeister und dem Reichs­

minister für Bewaffnung und Munition in Verbindung und entwarf im Einver­

nehmen mit Speer einen Führerbefehl, der Abhilfe schaffen sollte72. 

Hitler entschied, daß die Kohlenförderung im Donezgebiet beschleunigt ausge­

baut werden müsse. „Alle Hilfsmaßnahmen sind zu geben", ordnete er in einer 

Konferenz mit Speer am 4. Juni 1942 an73. Da bereits zu diesem Zeitpunkt 4 0 % 

des Zugraums für die Heranschaffung der für den Zugverkehr notwendigen Kohle 

gebraucht wurden und zu erwarten war, daß sich der Bedarf bei einem Zug­

verkehr bis zum Kaukasus auf 60 % erhöhte, unterstrich Hitler die „unerhörte 

70 Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H., Abt. Donezkohle, an Berg- und Hütten­
werksgesellschaft Ost m.b.H. Berlin vom 7. 6. 1942 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/ 
1346). 

71 Vgl. Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H., Abt. Donezkohle, an Wirtschafts­
stab Ost, Chefgruppe Landwirtschaft, vom 15. 6. 1942 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/ 
1346). 

72 Dieser Entwurf wurde dem Generalquartiermeister der Heeresgruppe Süd, dem Chef 
des Transportwesens und dem Wirtschaftsstab Ost am 23. 6. 1942 zugestellt; vgl. Akten­
vermerk über Besprechung in den Hermann-Göring-Werken am 29. 6. 1942 (Bundesarchiv-
Militärarchiv Wi I D/1346). 

73 Willi A. Boelcke (Hrsg.), Deutschlands Rüstung im Zweiten Weltkrieg, Hitlers Konfe­
renzen mit Albert Speer 1942-1945, Frankfurt/M. 1969, Konferenz vom 4. 6. 1942, Punkt 32, 
S. 135. 
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Wichtigkeit" der Donez-Kohle74. In einem Erlaß vom 28. Juni 194275 stellte er 

fest, daß der schnelle Wiederaufbau der Kohlenförderung im Donezgebiet eine 

der wesentlichsten Voraussetzungen für die Weiterführung der Operationen im 

Osten und die Ausnutzung des russischen Raumes für die deutsche Kriegswirt­

schaft sei. „Jede dort mehr geförderte Tonne Kohle trägt erheblich zur Entlastung 

der Transportlage und des Nachschubs nach dem Osten bei", betonte Hitler und 

wies die Heeresgruppe Süd an, die für den Wiederaufbau der Kohlenförderung 

eingesetzten Stellen „mit allen Mitteln" zu unterstützen. Dem Donezbergbau 

sollten im Juli 1942 30 000 und im August und September je 15 000 Kriegsgefan­

gene einschließlich Bewachungsmannschaften zur Verfügung gestellt und die dort 

beschäftigten Bergarbeiter in der Verpflegung den bei der Wehrmacht tätigen 

russischen Hilfskräften gleichgestellt werden. Bei der Inanspruchnahme von Werk­

stätten mußten künftig Truppen- und Bergbaubedarf gleichrangig behandelt wer­

den. Materialtransporte aus dem Reich für die Instandsetzung der Zechen sollten 

als Wehrmachttransporte durchgeführt und die Anschlüsse der Gruben an das 

Eisenbahnnetz bevorzugt fertiggestellt werden, u m die dort lagernden Vorräte 

beschleunigt dem Verbrauch zuführen zu können. 

Die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost bemühte sich, die Arbeitsbedingun­

gen in ihren Betrieben aus eigener Kraft zu verbessern. Pleiger gab den Betriebs­

führern mit Nachdruck die Anweisung, die russische Belegschaft gut zu behandeln76, 

und drohte, gegen Betriebsangehörige, die sich nicht danach richteten, mit äußer­

ster Strenge vorzugehen77. Die leitenden Angestellten erhielten den Auftrag, da­

rauf zu achten, daß bei der Verpflegungsausgabe keine Unterschiede zwischen 

Deutschen und Russen gemacht würden78 . Mehrere Betriebe richteten Werks­

küchen ein und gaben an die deutschen und russischen Beschäftigten warme 

Mahlzeiten aus, die Asow-Werke in Mariupol z.B. täglich bis zu 24000 Portionen79. 

Um außer den von den Ernährungsämtern zugeteilten Lebensmitteln zusätzliche 

Mengen zur Verfügung zu haben, versuchte die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft 

Ost, von der Militärverwaltung für jeden Betrieb Land zugeteilt zu bekommen. 

Einige Werke brachten es nebenbei zu einer ansehnlichen landwirtschaftlichen 

Produktion. Den Asow-Werken standen 4000 ha Garten- und Ackerland zur Ver­

fügung. Davon bewirtschafteten sie einen Teil selbst, den anderen verteilten sie 

an die Gefolgschaftsmitglieder80. Die Neue Maschinenfabrik in Kramatorsk baute 

74 Ebenda. 
75 Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/51. 
76 Vgl. Prof. Dr. Georg Bierett in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. 

P. P. 223, S. 2. 
77 Vgl. Carl Hoffmeister in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 247, 

S. 3. 
78 Vgl. Dr. Heinrich Kuhlmann in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. 

P. P. 210, S. 4. 
79 Vgl. Kaufmännischer Rechenschaftsbericht der Asow-Werke, Mariupol, Rheinhausen, 

15. 1. 1944, in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 221, S. 7. 
80 Ebenda, S. 7 f. 
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auf 1200 ha Gemüse, Mais, Sonnenblumen und Kartoffeln an81. Einige Werke 

verfügten über Getreide- und Ölmühlen, Bäckereien, Marmeladenfabriken, Obst-

und Gemüsetrockenanlagen und hielten Milchkühe. Zur weiteren Aufbesserung 

der Lebensmittelzuteilungen wurde Tauschhandel betrieben. I m Auftrage der 

Betriebsleitungen fuhren Abordnungen russischer Arbeitskräfte mi t Lastwagen 

über Land und tauschten einfache Produkte ihrer Fabriken, z.B. Nägel, Ersatzteile 

für Panjewagen, Eßbestecke, Kochtöpfe, Schaufeln und Hacken, gegen landwirt­

schaftliche Erzeugnisse. Andere fuhren an das Asowsche Meer und brachten von 

dort Fische mit82. Das Werk Molotow in Dnjepropetrowsk hatte drei Kähne im 

Einsatz, mit deren Hilfe die am Dnjepr gelegenen Dörfer aufgesucht wurden83. 

Auf Anordnung Pleigers verteilten Betriebe der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft 

Ost an russische Arbeiter kostenlos als Prämie Schuhe, Kleidungsstücke, Hausrat84, 

das Werk Molotow zum Osterfest 1943 300 Armbanduhren85 . 

Die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost wandte sich scharf gegen die An­

werbungsaktionen Sauckels, die ihr Arbeitskräfte entzogen, Angst und Schrecken 

unter der Bevölkerung verbreiteten und den Nährboden für Sabotageakte schufen. 

Nach dem Zeugnis des Inspekteurs der Wirtschaftsinspektion Süd, Generalmajor 

Nagel, war Pleiger „einer der stärksten Gegner dieser Anwerbungen", die ihm 

die Arbeit erschwerten. Er veranlaßte die Eisenbahn, Abtransporte zu hinter­

treiben86. Als aus Nikopol Russen zum Arbeitseinsatz nach Deutschland geschickt 

werden sollten und Unruhe unter den Einwohnern entstand, setzte sich ein leiten­

der Angestellter des Manganerzbergbaus mit Pleiger in Verbindung. Dieser rich­

tete unverzüglich Fernschreiben an die verantwortlichen Stellen des Unternehmens 

in der Ukraine und machte es ihnen zur Pflicht, sich der Abziehung von Arbeits­

kräften zu widersetzen. Daraufhin verhinderten Angestellte der Berg- und Hütten­

werksgesellschaft Ost in Nikopol die Abfahrt der Züge87. Pleiger erreichte schließ­

lich, daß wenigstens das Zentrum des Manganerzbergbaus zum Sperrgebiet für die 

Werber Sauckels erklärt wurde. 

Trotz aller Schwierigkeiten - z.B. waren Ende Dezember 1942 erst 5 % der 

früher im Donezgebiet installierten Leistung von 700 000 k W wieder einsatzfähig, 

für den gesamten Bedarf standen 36000 k W zur Verfügung, wovon die Stein­

kohle jedoch nur 3-4000 kW bekam, während 30000 kW allein für die Wasser-

81 Vgl. Dr. Heinrich Hedtstück in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. 
P. P. 230, S. 5. 

82 Ebenda. 
83 Vgl. Gerhard Albert in: Pleiger- Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P.P. 246, S. 2. 
84 Vgl. Dr. Heinrich Kuhlmann in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. 

P. P. 210, S. 2. 
85 Vgl. Gerhard Albert in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 246, 

S. 3. 
86 Hans Nagel in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P. P. 208, S. 5. 
87 Vgl. Carl Hoffmeister in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 

247, S. 2. 
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haltung der Gruben benötigt wurden88, - wurde der Wiederaufbau im Donez­

bergbau energisch vorangetrieben. Nach der Übernahme der Donezgruben durch 

die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost am 1. März 1942 entwickelte sich die 

Produktion günstig. Von November 1941 bis Ende Januar 1942 betrug die Stein­

kohlenförderung im Donezbecken insgesamt 9000 t, im Februar 6000 t, im März 

9500 t, im April jedoch bereits 30 000 t, im Mai 60 000 t, im August knapp 90 000 t 

und im Oktober 240 000 t89. I m Dezember 1942 wurden in 68 Bergwerken und 

314 Kleinschächten 392000 t Steinkohle gefördert. Die durchschnittliche Tages­

produktion betrug in diesem Monat 15 600 t. Insgesamt waren bis Ende Dezember 

1942 1,434 Mio. t Steinkohle gefördert worden. Die von Pleiger im April bis Jahres­

ende in Aussicht gestellte Erzeugung war also erreicht worden. Die Wiederinbe­

triebnahme von 100 Gruben und 167 Kleinschächten wurde vorbereitet, 697 Be­

triebe lagen noch still, von ihnen waren 334 ersoffen90. 

I m März 1942 waren im Donezbergbau knapp 30000 russische Zivilarbeiter 

beschäftigt, Ende Dezember rund 60000, außerdem 36500 in den nach der Som­

meroffensive neu eroberten Bergbaugebieten. Der Gesundheitszustand der Arbeiter 

war im allgemeinen schlecht. Anstatt der zugesagten 60000 Kriegsgefangenen 

waren Ende 1942 8200 eingesetzt91. Die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost 

hatte in den besetzten Ostgebieten am 31. Dezember 1941 91, am 31. Dezember 

1942 dagegen 2206 deutsche Angestellte. Die meisten von ihnen, nämlich 1805, 

waren bei der Steinkohlenbergbauverwaltung Ukraine beschäftigt92. 

I m Bereich der eisenschaffenden und -verarbeitenden Industrie verfolgte die 

Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost das Nahziel, einzelne Betriebe wenigstens 

so weit in Gang zu setzen, daß sie die vorhandenen Materialbestände verarbeiten 

und einen Teil des dringendsten Bedarfs der im Südabschnitt stehenden Truppen, 

der Organisation Todt, der Eisenbahn, des Bergbaus und der Landwirtschaft decken 

konnten. Wie beim Bergbau bestand auch bei der Eisenindustrie die Möglichkeit, 

erhaltene und reparaturfähige Maschinen oder deren Teile aus den für eine Wie­

derinbetriebnahme vorerst nicht in Betracht kommenden Werken zu entnehmen, 

sie zusammenzufassen, durch Zulieferungen aus dem Reich oder aus anderen Ge­

bieten zu ergänzen und so eine behelfsmäßige Fertigung anlaufen zu lassen. 

Anfang Februar 1942 richtete die Gesellschaft in Dnjepropetrowsk eine Verwal­

tung für die ukrainischen Hüttenwerke ein, die zunächst die Betriebe des Dnjepr-

bogens, seit dem Sommer 1942 auch diejenigen östlich des Dnjeprs umfaßte, die 

88 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 5, 7f. 

89 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Chefgruppe W, Gruppe Bergbau: Abschlußbericht der 
Gruppe Bergbau vom 25. 10. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1394). 

90 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 9. 

91 Ebenda, S. 7 f. 
92 Ebenda, S. 3. 
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bis dahin den Militärbefehlshabern unterstanden93. I m Frühjahr nahmen einige 

Anlagen in beschränktem Umfang die Produktion auf und erzeugten u. a. Material 

für die Instandsetzung von Gruben, Wassertürme für die Eisenbahn, Pflüge, Ach­

sen für Panjewagen, Draht, Nägel, Schrauben und Bolzen. Die Werksgruppe 

Dnjepropetrowsk lieferte z.B. von Januar bis März 1942 2225 t Walzgut an die 

Wehrmacht, 116 t an die Bahn und 904 t an die Landwirtschaft94. I m Laufe des 

Jahres 1942 richtete die Gesellschaft ihr Hauptaugenmerk darauf, Maschinen für 

„Sofort-Hütten", d.h. für solche, die möglichst schnell angefahren werden sollten, 

zu beschaffen. Sie bemühte sich, aus dem Beutelager des OKW in Danzig eine 

größere Anzahl von Werkzeugmaschinen, Werkzeugen und Motoren zu erhalten, 

und erreichte, daß Ausrüstungsgegenstände, die infolge kriegsbedingter Produk­

tionseinschränkungen und Fabrikationsumstellungen in Deutschland nicht mehr 

genügend ausgenutzt wurden, bei der deutschen Industrie für den Einsatz in der 

Ukraine beschlagnahmt wurden. Besonders schwierig gestaltete sich die Beschaf­

fung von schweren Walzenzugmotoren für Block- und Grobstraßen, da diese auch 

im Reich dringend benötigt wurden und lange Lieferfristen hatten. Die Berg- und 

Hüttenwerksgesellschaft Ost sorgte deshalb dafür, daß geeignete Aggregate in still­

liegenden Betrieben in Belgien und Frankreich beschlagnahmt wurden und klagte 

nu r darüber, daß dieser Ausweg „umständlich und zeitraubend" war. Auch Ge­

bläsemaschinen und Konvertergefäße wurden „soweit nötig und möglich, aus im 

Westen beschlagnahmten Werksanlagen ergänzt"95. Für die Instandsetzung der 

Siemens-Martin-Öfen wurden die vorgefundenen Vorräte an feuerfesten Steinen 

verwandt, der weitere Bedarf durch russische Fabriken gedeckt, die mit Hilfe 

einer Reichswerketochtergesellschaft aus Goslar in Betrieb gesetzt worden waren. 

I m Dezember 1942 unterstanden der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost 

18 Hüttenwerke im Dnjepr- und Donezgebiet sowie 26 Fertigungsbetriebe96. So­

weit auf einzelnen Werken die Produktion aufgenommen worden war, beschränkte 

sich diese in erster Linie auf die Verarbeitung des vorgefundenen Materials, da 

die Rohstahlerzeugung erst gegen Ende des Jahres in geringem Umfang in Gang 

gebracht und von Oktober bis Dezember monatlich 3-5000 t produziert worden 

waren. In ihrem Arbeitsbericht für das Jahr 1942 nennt die Gesellschaft elf Werke, 

in denen die Produktion bis Jahresende angelaufen war. Zum Beispiel erzeugte 

die Hüt te Kamenskoje u .a . Feinbleche, die Hüt te Petrowski Flakschlitten, die 

Hüt te Makejewka Spaten, Autofedern und Bolzenketten, die Hütte Asow-Stahl I 

und I I Grob- und Mittelbleche, Panzermaterial, Sämaschinen, Bunkeröfen, und 

die Alte Maschinenfabrik in Kramatorsk setzte Bergwerksmaschinen und Förder-

93 Vgl. Dr. Heinrich Kuhlmann in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. 
P. P. 209, S. 2. 

94 Vgl. Bericht über die Tätigkeit der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
nach dem Stande vom 30. 4. 1942, Nbg. Dok. NG-5702, S. 9. 

95 Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. für 
das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 18. 

96 Ebenda, S. 15 f. 
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gerüste instand. Ferner wurden in größerem Umfang produziert: Eisenkonstruk­

tionen, Moniereisen, Schienennägel, Betten, Nägel, Schrauben, Hufeisen, Panje­

wagen, Pflüge, Walzen, Schneeketten, Grubenwagen, Rutschen, Förderhaspeln, 

Zahnräder, Panzerschutzschilde und Blechgeschirr. Auf verschiedenen Werken, 

z.B. Stalino, Asow II und Makejewka, wurden auch kleinere Graugußstücke gefer­

tigt, in der Hauptsache Kolbenringe, Räder für Grubenhunde und Bremsklötze 

für die Eisenbahn. I m Durchschnitt wurden monatlich insgesamt 8-10 000 t Fer­

tigerzeugnisse hergestellt97. Der Inspekteur der Wirtschaftsinspektion Süd beschei­

nigte der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost, daß sie es in den Fertigungs­

betrieben und Reparaturwerkstätten zu einer „ansehnlichen Produktion" gebracht, 

einen großen Teil des örtlichen Bedarfs der Truppe gedeckt und auch einen Teil 

des Beschaffungsprogramms des Generalquartiermeisters durch Lieferung von 

Fahrzeugen, Schlitten, Geschirren und Unterkunftsgerät durchgeführt habe98. 

Da die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost die umfangreichen Aufräumungs­

und Instandsetzungsarbeiten in den zahlreichen Hüttenwerken und Maschinen­

fabriken mit eigenen oder vor allem von den Reichswerken zur Verfügung gestell­

ten Fachkräften nicht bewältigen konnte, drängte Pleiger seit dem Sommer 1942 

darauf, daß leistungsfähige deutsche Unternehmen der eisenschaffenden und -ver­

arbeitenden Industrie einzelne ukrainische Betriebe oder Betriebsteile im Auftrage 

der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost als Paten führten. Er wollte z.B. Krupp, 

die Gutehoffnungshütte, die Vereinigten Stahlwerke und die anderen großen Kon­

zerne der Eisen- und Stahlindustrie zur Mitarbeit heranziehen, u m auf diese Weise 

Ingenieure, Techniker, Monteure, Kaufleute und Büroangestellte, aber auch Ma­

schinen dieser Firmen für den Einsatz im Dnjepr- und Donezgebiet zu gewinnen. 

Wegen der Übernahme von Patenschaften verhandelte er mit maßgeblichen Indu­

striellen, die in der Regel kein oder nur wenig Interesse daran hatten, in dem 

zerstörten russischen Industriegebiet neue Aufgaben übertragen zu bekommen, 

zumal sie die Spezialisten und die maschinelle Ausrüstung ihrer Werke in der 

Heimat dringend benötigten. 

Während sich einzelne Unternehmer gegen Ende des Frankreichfeldzuges und 

erst recht nach dem Abschluß des Waffenstillstandes intensiv darum bemüht hatten, 

wertvolle französische Berg- und Hüttenwerke von der Vierjahresplanbehörde zu­

geteilt zu bekommen, u m z.B. für die rheinisch-westfälischen und saarländischen 

Hochofenwerke eine eigene Erzbasis zu gewinnen oder den im Ruhr-Revier vor­

handenen Steinkohlenbesitz durch Verhüttungskapazitäten in Lothringen zu er­

gänzen, also Vorteile für den eigenen Konzern zu erlangen, drängten sie sich nun 

keineswegs danach, mit der Führung ukrainischer Betriebe betraut zu werden, 

denn es war ihnen klar, daß sie in absehbarer Zeit keinen Nutzen davon haben 

könnten. Lohnende Objekte gab es kaum. Die wenigen gut erhaltenen Produk­

tionsstätten waren von vornherein für ein Sonderprogramm, die Munitionsferti-

97 Ebenda, S. 20 f. 
98 Hans Nagel in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P. P. 208, S. 3. 
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gung, ausgeklammert. Was übrig blieb, wies einen so hohen Grad der Zerstörung 

auf, daß vorerst nu r ein mühsames Scherbensammeln und eine behelfsmäßige 

Fertigung unter äußerst großen Schwierigkeiten zu erwarten waren. Für den 

Heimatbetrieb winkte also keine Stärkung, sondern drohte eine Belastung. Allen­

falls bestand die Aussicht, in ferner Zukunft Eigentumsrechte an den vorerst nur 

treuhänderisch unter der Oberaufsicht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost 

zu verwaltenden Fertigungsbetrieben übertragen zu bekommen, aber auch diese 

Aussicht bewirkte keinen Run auf einzelne Objekte. U m die Abneigung der Indu­

striellen, an die er herantrat und die zum Teil seine Kollegen im Präsidium der 

Reichsvereinigung Kohle waren, zu überwinden, wandte Pleiger mehr oder weni­

ger starken Druck an. Er wies sie darauf hin, daß es ihre „nationale Pflicht"99 sei, 

sich als Paten ukrainischer Werke anzunehmen und diese für die deutsche Kriegs­

wirtschaft nutzbar zu machen. Dieser Aufgabe dürften sie sich nicht entziehen. 

Ausweichende Antworten ließ Pleiger nicht gelten. Als z.B. Alfried Krupp von 

Bohlen und Halbach den Einwand erhob: „Wir sind sehr stark belastet", ließ er 

nicht locker und konterte: „Bedaure sehr, das kann ich für mich auch in Anspruch 

nehmen."1 0 0 Um Krupp eindringlich vor Augen zu führen, daß die Berg- und 

Hüttenwerksgesellschaft Ost mit ihrem Team von Reichswerke-Ingenieuren außer­

stande sei, alle für eine Wiederinbetriebnahme in Betracht kommenden Werke 

ohne Hilfe anderer Firmen in Gang zu setzen, nahm er ihn im Flugzeug mit in 

die Ukraine und bat ihn, sich an Ort und Stelle den „Trümmerhaufen"1 0 1 anzu­

sehen. Wie Krupp, brachte Pleiger schließlich auch andere Unternehmer dazu, 

ihre Bereitschaft zur Führung ukrainischer Betriebe zu erklären. In keinem Fall 

geschah dies aufgrund einer ausdrücklichen Anordnung, aber es kann kein Zweifel 

daran bestehen, daß entsprechende Weisungen erteilt worden wären, wenn sich 

einzelne Konzerne energisch gegen einen Einsatz in der Ukraine gesträubt hätten. 

Als eine ganze Reihe deutscher Firmen im Herbst 1942 Patenschaften über­

nommen hatte, stellte Pleiger am 3. November die „Grundsätze für die Führung 

von Patenschaftsbetrieben der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b .H." 

auf102. Die in Patenschaft vergebenen Betriebe wurden als „Sondervermögen des 

Deutschen Reiches", die Patenschaft als Treuhandauftrag der Berg- und Hütten­

werksgesellschaft Ost an den Paten bezeichnet. Der Patenbetrieb war weder recht­

lich noch wirtschaftlich ein Teil des Heimatbetriebes des Paten. Der Pate hatte 

alle Maßnahmen zu treffen, u m das ihm zugewiesene Werk „in kürzester Frist für 

die Reichsverteidigung in wirksamster Weise nutzbar zu machen"103 . Die Gesamt­

planung für den Aufbau, die Produktion und den Absatz lag bei der Berg- und 

Hüttenwerksgesellschaft Ost. Sie stellte die für die Wiederingangsetzung, den Aus-

99 Pleiger in: Fall X, Prot. S. 5838. 
100 Ebenda, S. 5839. 
101 Ebenda. 
102 Nbg. Dok. NI-3689. 
103 Ebenda, S. 1. 
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bau und den Betrieb der Werksanlagen notwendigen Geldmittel zur Verfügung 

und zahlte Miete für die von den Paten aus ihren eigenen Beständen eingesetzten 

Geräte. Der Verkauf von Vorräten oder Erzeugnissen durfte nur nach ihren Wei­

sungen erfolgen. Die Erlöse flossen der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost zu. 

U m einen Anreiz für die Führung ukrainischer Betriebe zu schaffen, sicherte die 

Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost zu, sie werde sich dafür einsetzen, „daß 

der Pate bei der endgültigen Regelung der Eigentumsverhältnisse an den Industrie­

betrieben in den besetzten Ostgebieten nach Maßgabe seiner Mitarbeit an dem 

Aufbau der deutschen Wirtschaft berücksichtigt wird"104. 

Fast alle großen Gesellschaften der Eisenhüttenindustrie sowie mehrere Stahl­

baufirmen, Maschinenfabriken und Unternehmen der Elektroindustrie übernah­

men Patenschaftsbetriebe, z.B. führte der Dortmund-Hoerder Hüttenverein die 

Hütten Stalino und Rykowo105, die Gutehoffnungshütte die Hütte Kramatorsk und 

die dortige Alte Maschinenfabrik, die Hoesch A.G. die Hütte Kriwoj Rog, die 

Klöckner-Werke-A.G. die Hütte Konstantinowka, die Fried. Krupp A.G. die Hütte 

Asow-Stahl I und II und das Röhrenwerk Kuibyschew in Mariupol sowie die Neue 

Maschinenfabrik in Kramatorsk, die Mannesmannröhren- Werke die Hütte Taganrog, 

die Vereinigten Stahlwerke die Hütte Makejewka, und die Mitteldeutschen Stahl­

werke gründeten gemeinsam mit den Reichswerken die Dnjepr-Stahl G.m.b.H. 

und betrieben mehrere Werke im Raum Dnjepropetrowsk106. 

Einige ukrainische Werke hatten einen Sonderauftrag zu erfüllen. I m April 

1942 befahl Hitler, in der Ukraine zur Entlastung der Industrie in der Heimat 

große Munitionsfertigungen aufzuziehen107. Durch eine Kommission des Heeres­

waffenamtes und des Reichsministeriums für Bewaffnung und Munition wurden 

geeignete Fabriken, die nur geringe Ausbauarbeiten erforderten, im Dnjepr-

Donez-Abschnitt ausgesucht. Reichsminister Speer beauftragte den Leiter des 

Hauptausschusses Munition und Geschäftsführer der Reichswerketochtergesell­

schaft Stahlwerke Braunschweig, Geilenberg, in Verbindung mit dem OKH das 

sogenannte „Iwan-Programm" durchzuführen. Dieser setzte deutsche Munitions­

produzenten ein, z.B. Krupp für Mariupol und die Stahlwerke Braunschweig für 

das Dnjeprgebiet, und vereinbarte mit der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost, 

die für die in das Iwan-Programm eingeschalteten Betriebe nicht zuständig war, 

sich auf die Zulieferung von Kohle und Stahl einzustellen. Da sämtliche für das 

Vorhaben „Iwan" benötigten Maschinen aus dem Reich herangeschafft werden 

mußten, verging jedoch geraume Zeit, bis die Produktion aufgenommen werden 

104 Ebenda, S. 6. 
105 Vgl. Dr. Adolf Klinkenberg in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. 

P. P. 224. 
106 Vgl. Anlage 6 zum Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesell­

schaft Ost m.b.H. für das Jahr 1942, in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, 
Dok. P. P. 214, S. 18 ff. 

107 Vgl. Konferenz Hitlers mit Speer am 14./15. 4. 1942, Punkt 19, Boelcke, a.a.O., S. 99. 
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konnte. Die Munitionsfertigung war erst im Anlaufen begriffen, als das Gebiet auf 

Grund der militärischen Lage bereits wieder geräumt werden mußte1 0 8 . 

Als Pleiger dem Verwaltungsrat der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost im 

März 1943 Bericht erstattete, mochte er annehmen, die größten Schwierigkeiten 

bei der Ingangsetzung der ukrainischen Bergbau- und Hüttenbetriebe nunmehr 

überwunden zu haben. Vor allem der Manganerzbergbau in Nikopol hatte sich 

günstig entwickelt. Bis Ende Dezember 1942 waren 642 000 t Manganerz — eine 

Menge, die etwa der Hälfte der friedensmäßigen sowjetischen Jahresproduktion 

entsprach — gefördert, 103 000 t Konzentrate mit einem durchschnittlichen Mn-

Gehalt von 4 3 , 6 % erzeugt und 144000 t Konzentrate sowie 200000 t Reicherze 

versandt worden109. Der deutsche Verbrauch war durch die Lieferungen aus Ruß­

land in der Zeit von Juli bis Dezember 1941 zu 4 0 % , von Januar bis Juni 1942 

zu 7 0 % und von Juli bis Dezember 1942 zu 128,6% gedeckt worden110. Um die 

Ausbeutung des Manganerzvorkommens von Nikopol im Interesse der deutschen 

Kriegswirtschaft noch weiter steigern zu können, plante die Berg- und Hütten­

werksgesellschaft Ost die Neueinrichtung von Abbauanlagen. Mehrere Tausend 

Meter Bohrlöcher waren niedergebracht worden, u m genauen Aufschluß über die 

Verbreitung der Lagerstätte zu erhalten. Die Bohrungen hatten außerordentlich 

große, nämlich 7,2 Mio. t sichere, 49,1 Mio. t wahrscheinliche und 269,4 Mio. t 

mögliche Vorräte ergeben111. Durch die guten Ergebnisse ermutigt, strebte die 

Gesellschaft das Ziel an, im Jahre 1943 die Förderung in Nikopol so weit zu erhöhen, 

daß sie in der Lage war, den gesamten europäischen Manganerzbedarf zu decken112. 

Aus Kriwoj Rog waren bis Ende 1942 347 000 t Eisenerz abtransportiert113 und 

über die Reichsvereinigung Eisen verkauft worden. Nun sollte auch dort die För­

derung anlaufen, und Pleiger rechnete damit, daß noch im Jahre 1943 die ersten 

Hochöfen in der Ukraine wieder angeblasen werden könnten114. Die Kohlenver­

sorgung durch den Donezbergbau war nach wie vor unzureichend, und es mußten 

noch immer Kohlen aus Oberschlesien bis zum Dnjepr nachgeschoben werden. 

Aber Pleiger hoffte, bis Mitte 1943 die Steinkohlenproduktion, die bisher maximal 

19000 t /Tag erreicht hatte, im Frühjahr infolge einer militärischen Krise aber 

108 Vgl. Edmund Geilenberg in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P. P 
212, S. 1. 

109 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 14. 

110 Vgl. Jörg-Johannes Jäger, Die wirtschaftliche Abhängigkeit des Dritten Reiches vom 
Ausland, Berlin 1969, S. 205. 

111 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 11 f. 

112 Vgl. Protokoll über die Verwaltungsratssitzung der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft 
Ost m.b.H. am 31. 3. 1943 in Berlin, Nbg. Dok. NI-5261, S. 5. 

113 Vgl. Auszug aus dem Arbeitsbericht der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. 
für das Jahr 1942, Nbg. Dok. NI-4332, S. 10. 

114 Vgl. Protokoll über die Verwaltungsratssitzung der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft 
Ost m.b.H. am 31. 3. 1943 in Berlin, Nbg. Dok. NI-5261, S. 6. 
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stark zurückgegangen war, unter der Voraussetzung, daß ihm Strom, Grubenholz, 

Arbeitskräfte und Lebensmittel in ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt 

würden, auf 30000 t/Tag, bis Jahresende sogar auf 50-60000 t /Tag bringen zu 

können115. Diese kühne Prognose wagte er vor allem deshalb, weil es im Januar 

1943 endlich gelungen war, den Staudamm des Dnjeprkraftwerkes Saporoschje 

wiederherzustellen, und sich die Energieversorgungslage dadurch entscheidend ge­

bessert hatte. 

Mochte die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost in den von ihr geführten 

Betrieben auch noch so günstige Voraussetzungen geschaffen haben, die ein An­

steigen der Produktion in den Jahren 1943 und 1944 erwarten ließen, der Erfolg 

ihrer Arbeit hing von der Entwicklung an der Front ab, und die deutsche Nieder­

lage in Stalingrad bedeutete auch für ihre Tätigkeit den Anfang vom Ende. Die 

Rote Armee setzte zum Gegenstoß an und eroberte im Februar 1943 Teile des 

Donezgebietes zurück, so daß die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost einige 

bereits in Gang gesetzte Werke vorübergehend aufgeben mußte. Doch es gelang 

der Heeresgruppe Süd, Ende Februar/Anfang März die Lage zwischen Donez und 

Dnjepr wiederherzustellen. Für kurze Zeit trat noch einmal Ruhe vor dem großen 

Sturm ein. Die Stabilisierung der Front ließ bei den meisten deutschen Angehöri­

gen der Gesellschaft wieder das Gefühl der Sicherheit aufkommen. Der Ausbau 

der Betriebe und die Produktion liefen ohne Kürzungen der aufgestellten Pro­

gramme weiter. Vor allem mußten die großen, sich auf Jahre erstreckenden Pla­

nungen auf dem Gebiet der Eisenerzeugung und Munitionsfertigung in den Be­

triebsführern die Überzeugung festigen, daß sie trotz der Frontnähe in einem 

militärisch völlig gesicherten Abschnitt arbeiteten und keinen Anlaß zur Beun­

ruhigung hatten. 

Die Steinkohlenförderung des Donezbeckens hatte im Januar 1943 mit 450 000 t 

das bis dahin beste Ergebnis erbracht, sie war infolge des militärischen Rückschla­

ges im Februar jedoch auf 182000 t zurückgefallen, erholte sich aber ab März 

wieder und erreichte im Juni bereits 394000 t. I m Juli konnte die Förderung u m 

mehr als 1 5 % gegenüber dem Vormonat gesteigert werden. Sie erreichte das 

Rekordergebnis von 455 600 t, die höchste Monatsleistung während der deutschen 

Besatzung116. Die Energieversorgung war durch die Stromerzeugung von Sapo­

roschje voll gesichert. Die Verkehrslage war durchweg günstig, und die Abfuhr 

der Förderung ging reibungslos vonstatten. Von den im Juli 1943 aus dem Donez-

gebiet abtransportierten 487 000 t Steinkohle, deren Qualität, soweit es sich u m 

Grobkohle handelte, in der letzten Zeit durch verstärkten Einsatz von Lesebändern 

und durch Ausklauben von Steinen wesentlich verbessert worden war, erhielten 

277000 t die Wirtschaft, 111 000 t die Truppe und 99 000 t die Eisenbahn117. 

115 Ebenda, S. 5 f. 
116 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Chefgruppe W, Gruppe Bergbau, Abschlußbericht 

der Gruppe Bergbau vom 25. 10. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1394). 
117 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Chefgruppe W, Gruppe Bergbau, Lagebericht für die 

Zeit vom 16. 7. bis 15. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv W 08-1/55). 
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Der deutlichen Aufwärtsentwicklung der Produktion der Berg- und Hütten­

werksgesellschaft Ost wurde durch die militärischen Ereignisse im Sommer 1943 

ein jähes Ende gesetzt. Der deutsche Rückzug zog einen dicken Strich durch die 

Zukunftspläne der Gesellschaft. Im Juli lebte die Kampftätigkeit am Kuban-

Brückenkopf, an der Mius- und Donezfront sowie im Raum von Bjelgorod wieder 

auf. Zwar mußte die Förderung im Zechenbezirk Tschistjakowo mehrere Tage 

eingestellt werden, da die dortigen Bergarbeiter zum Stellungsbau herangezogen 

wurden, die Mehrzahl der Betriebe arbeitete jedoch, auch soweit sie in unmittel­

barer Nähe der Front lagen, z.B. im Raum Taganrog, Konstantinowka und Sla-

wjansk, „im wesentlichen unbeeinträchtigt weiter"118. Um die Monatswende Juli/ 

August 1943 zeichneten sich Vorbereitungen der Roten Armee für einen massiven 

Angriff auf das Donezgebiet ab. Nachdem die ständigen nächtlichen Luftangriffe 

in der Gegend von Stalino sich bisher im wesentlichen auf die Flugplätze Stalino 

und Makejewka beschränkt hatten, wurden in der Nacht zum 1. August Brand-

und Sprengbomben und brennende Phosphorkörper im Stadtgebiet von Stalino 

abgeworfen119. Am 3. August brach der russische Angriff gegen die Nordfront der 

Heeresgruppe Süd westlich von Bjelgorod los, und schon drei Tage später wurde für 

die besonders gefährdete Stadt Charkow der Räumungsbefehl ausgelöst120. Das 

Oberkommando der Heeresgruppe Süd gab der Wirtschaftsinspektion Süd am 

10. August die mündliche Weisung, Überlegungen darüber anzustellen, welche 

Maßnahmen für die „Auflockerung" des Donezgebietes einzuleiten wären121. 

Wenige Tage später ordnete Speer an, wertvolle Eisen- und Stahlmengen, insbe­

sondere die Erzeugnisse der Siemens-Martin-Öfen, die ursprünglich weitgehend 

zurückgehalten werden sollten, aus dem Donezgebiet nach Deutschland abzutrans­

portieren122. Da das fortzuschaffende Material die Grundlage für das Hüttenpro­

gramm der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost und für das Iwan-Programm 

bildete, bedeutete dieser Befehl, daß der Minister nicht mehr daran glaubte, daß 

die Fertigung in der Ukraine wie geplant würde durchgeführt werden können. 

Die Wirtschaftsinspektion Süd befahl, möglichst geringe Kohlenvorräte im Donez­

gebiet zu halten und Kohle von den bahnangeschlossenen Halden nach Westen zu 

transportieren. 

Am 14. August erließ die Wirtschaftsinspektion die 1. Anordnung über Sofort­

maßnahmen und weitere Vorbereitungen zur wirtschaftlichen Auflockerung des 

Donezgebietes, die im wesentlichen die Drosselung, Stillegung und Verlagerung 

118 Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat Juli 1943, S. 1 (Bundesarchiv-
Militärarchiv Wi I D/414). 

119 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­
tragung vom 1. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 

120 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez- Gebietes, Bericht der Wirtschafts-
inspektion Süd vom 5. 11. 1943, S. 13 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 

121 Ebenda, S. 6. 
1 2 2 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­

tragung vom 13. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 
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von Betrieben in Taganrog vorsah. Abtransporte wurden jedoch durch den Mangel 

an Frachtraum erheblich behindert. Vor allem Lastkraftwagen zur Beförderung 

von Wirtschaftsgütern von Taganrog zum Eisenbahnendpunkt Uspenskaja waren 

knapp, da sie für militärische Transporte beschlagnahmt waren123. In Charkow 

wurden bis zum 20. August 70 % der Betriebe von deutschen Truppen gesprengt124. 

Alle industriell wichtigen Güter, vor allem wertvolle Maschinen, waren abtrans­

portiert, nur noch Schrott und 5000 t Stähle waren dort verblieben, als die letzten 

Soldaten am 22. August die Stadt verließen. 

Vom 19. bis zum 22. August konferierte Hitler mit Speer und erörterte dabei 

auch die Lage in der Ukraine. Wie Speer notierte, legte Hitler „ausdrücklich fest, 

daß das Donezgebiet weiter in unserem Besitz bleiben soll, daß jedoch alles, was 

im Donezgebiet nicht unbedingt notwendig ist, von dort zu verschwinden habe, 

u m nicht unter Umständen dem Feind bei einer erzwungenen Räumung wertvolle 

Hilfsstellung zu geben"125. Weitere Werkzeugmaschinen sollten nicht mehr in das 

Donezgebiet geschafft werden, es sei denn zur Komplettierung fast vollständiger 

Straßen. Mit Beschleunigung sollten östlich des Dnjeprs alle für die Rüstung in 

der Heimat verwendungsfähigen Hallen demontiert, der Abbau der nicht der 

Kohlenförderung dienenden Kraftwerke vorbereitet und der Abtransport von Roh­

blöcken intensiviert werden. Die Demontage von Werken westlich des Dnjeprs 

war noch nicht vorgesehen. 

Nachdem diese Informationen aus dem Hauptquartier bei der Wirtschaftsinspek-

tion Süd eingegangen waren, teilte der Inspekteur leitenden Ingenieuren der 

Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost am 21. August mit, daß das Donezgebiet 

„mit allen Mitteln" gehalten werden solle126. Trotzdem fragten die Wirtschafts­

kommandos nun bei den am meisten gefährdeten Werken an, wieviele Waggons 

sie benötigten, u m Maschinen zu einer „vorübergehenden Auflockerungs- und 

Lähmungsaktion" in das Gebiet westlich des Dnjeprs zu bringen127. Einige Be­

triebe begannen daraufhin mit der Verlagerung von Anlagen und Gerät, z.B. fer­

tigte die Neue Maschinenfabrik in Kramatorsk Ende August im Laufe von zehn 

Tagen etwa 100 Waggons ab128. Am 28. August wurden die Verlagerung der 

Munitionsproduktion und der Abtransport sämtlicher Bestände an Stahl und Eisen 

ohne Rücksicht auf das Iwan- und sonstige Fertigungsprogramme angeordnet129 

1 2 3 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschafts­
inspektion Süd vom 5. 11. 1943, S. 14 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 

124 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­
tragung vom 20. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 

125 Konferenz Hitlers mit Speer vom 19. bis 22. 8. 1943, Punkt 15, Boelcke, a. a. O., S. 288. 
126 Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Eintragung 

vom 21. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 
127 Dr. Wilhelm Heinrichs in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P . 

234, S. 7. 
128 Ebenda. 
1 2 9 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­

tragung vom 28. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 
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Die militärischen Operationen begannen, sich auch auf den Donezbergbau aus­

zuwirken. Die Steinkohlenförderung war im August zunächst weiter angestiegen, 

fiel dann aber in den letzten Tagen des Monats steil ab. Bis Mitte August erfolgte 

die Abfuhr bei glatter Waggongestellung reibungslos. Seitdem entstanden jedoch 

in zunehmendem Maße Versandschwierigkeiten, da die Eisenbahn die Verladung 

von Wirtschaftsgütern auf zahlreichen Strecken sperrte130. 

In Taganrog zeigte sich ganz deutlich, daß der Befehl zur Auflockerung viel zu 

spät gegeben worden war. Die geplanten Maßnahmen zur Verlagerung von Be­

trieben und zur Rückführung von Rohstoffen konnten nicht mehr in dem vorge­

sehenen Umfang durchgeführt werden, da die Räumung der Stadt bereits Ende 

August Hals über Kopf erfolgte131. I m Kriegstagebuch der Wirtschaftsinspektion 

Süd findet sich unter dem 29. August 1943 die Eintragung, aus Taganrog seien 

„praktisch keine Wirtschaftsgüter herausgekommen"132. Mit Ausnahme des Elek-

trizitäts- und Wasserwerks blieben die Betriebe unzerstört. Diese Erfahrung ver-

anlaßte den Inspekteur zu der grundsätzlichen Weisung: „Mehr zerstören als 

lähmen!"133 In Taganrog nahm die abziehende Truppe nicht nur die Fahrzeuge, 

die zum Abtransport von Maschinen und dergleichen bestimmt waren, für sich in 

Anspruch, sondern beschlagnahmte auch die Lastkraftwagen, auf denen die zum 

Abrücken mit den Betriebsführern bereiten russischen Belegschaften bereits ver­

laden waren, und holte die Leute herunter134. 

Hitler, der sich den Vorschlägen des Oberbefehlshabers der Heeresgruppe Süd, 

Generalfeldmarschall von Manstein, das Donezgebiet aufzugeben, u m wenigstens 

andere Abschnitte mit den vorhandenen Kräften halten zu können, bislang wider­

setzt hatte, gab erst, als die Heeresgruppe dem Angriff der Roten Armee nicht 

länger hatte standhalten können und den ersten Schritt zur Räumung bereits 

getan hatte, am Abend des 31. August die Erlaubnis, bestimmte Verbände, „wenn 

die Lage es unbedingt erfordere und keine andere Möglichkeit mehr bestehe", 

schrittweise zurückzunehmen135. Schon am folgenden Tag gab der Inspekteur der 

Wirtschaftsinspektion Süd seinen Offizieren in Stalino bekannt, daß das Donez­

gebiet östlich der Linie Mariupol—Makejewka—Slawjansk wirtschaftlich geräumt 

und zerstört werde136. Die gesamte Produktion in diesem Raum müsse eingestellt, 

wertvolle Maschinen und Materialien abtransportiert werden. Die wirtschaftliche 

Räumung sei „soweit wie irgend möglich" durchzuführen137, was nicht fortge-

130 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat August, S. 14f. (Bundes­
archiv-Militärarchiv Wi I D/414). 

131 Ebenda, S. 14. 
132 Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413. 
133 Ebenda, Eintragung vom 29. 8. 1943. 
134 Ebenda, Eintragung vom 1. 9. 1943. 
135 Erich von Manstein, Verlorene Siege, Frankfurt/M. 1966, S. 523 f. 
136 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­

tragung vom 1. 9. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 
137 Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschaftsinspektion 

Süd vom 5. 11. 1943, S. 9 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 
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schafft werden könne, müsse zerstört werden. Lebensmittel, Treibstoff und Mangel­

waren dürften an die Bevölkerung nicht mehr ausgegeben werden. Der Inspekteur 

unterstrich, es sei befohlen, „alles nachhaltig zu zerstören", dem Feind dürfe „nur 

ein Aschengebiet" bleiben138. Zur Frage der Zerstörung der Zentraldienststellen 

der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost erklärte er ausdrücklich, sie müsse 

unter dem Gesichtspunkt vorgenommen werden, „daß wir nicht wieder in das 

Gebiet hereinkommen"139. 

Nach den Befehlen der örtlichen militärischen Kommandostellen lief nun ein 

gigantisches Zerstörungswerk an. Was in fast zweijähriger mühevoller Arbeit auf­

gebaut worden war, wurde binnen weniger Tage in Schutt und Asche gelegt. Die 

Wirtschaftsinspektion Süd hatte zu Beginn des Jahres 1943 für den ganzen Inspek­

tionsbereich vorsorglich einen Räumungskalender aufgestellt. In diesem waren für 

jeden einzelnen Betrieb, nach Dringlichkeitsstufen geordnet, die Reihenfolge des 

Abtransports der Maschinen, des Materials und der Rohstoffe, die benötigte Waggon­

zahl, die Zahl der für die Verladung erforderlichen Arbeitskräfte, etwa notwendiger 

Frachtraum auf Lastkraftwagen für den Transport zur Bahn und der Waggonraum 

für die mitzuführenden Arbeiter festgelegt. Als dann die Auflockerung und kurz 

darauf die Räumung des Donezgebietes angeordnet wurden, hätten die Maßnah­

men programmgemäß nach diesem Kalender ablaufen sollen. Doch die Planung 

der Inspektion konnte nur in Ausnahmefällen verwirklicht werden. Der allgemeine 

Räumungsbefehl wurde so spät ausgegeben, daß die vollständige Verlagerung der 

Einrichtung der großen Betriebe, für die mindestens drei Monate erforderlich ge­

wesen wären, undurchführbar war. In vielen Fällen machte der Mangel an Wag­

gons und Lokomotiven den Abtransport der Wirtschaftsgüter unmöglich. Beson­

ders nachteilig wirkte sich aus, daß die Versorgungseinrichtungen der Truppe, 

z.B. Reparaturwerkstätten, zur gleichen Zeit wie die Industriebetriebe geräumt 

wurden und bei der Rückführung den Vorrang hatten. In manchen Orten wurde 

vom Kampfkommandanten der Befehl zur Evakuierung der gesamten Bevölkerung 

gegeben, noch während die Demontage in den Betrieben lief, so daß plötzlich die 

nötigen Arbeitskräfte fehlten. In einigen Fällen zerstörten Sprengkommandos der 

Truppe die elektrischen Anlagen vor Beendigung der Verladungen, so daß wegen 

des Ausfalls der Kräne die größeren Maschinen und Werkstücke nicht mehr bewegt 

werden konnten140. 

Der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost blieb nicht viel Zeit für die Räu­

mung der Werke. Ohne ausdrücklichen militärischen Befehl durfte sie keinerlei 

Räumung durchführen und auch keine Abtransporte veranlassen. Die Mehrzahl 

der Betriebe arbeitete bis zum letzten Augenblick. Zum Beispiel bekam die Leitung 

138 Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Eintragung 
vom 1. 9. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 

139 Ebenda. 
140 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschaftsinspek­

tion Süd vom 5. 11. 1943, S. 14f. (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 
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der Hüt te Rykowo am Tage der Inbetriebnahme der wiederaufgebauten Kokerei 

die Anweisung, das Werk zu verlassen141. In den meisten Fällen wurde der Räu­

mungsbefehl so kurzfristig gegeben, daß der Aufbruch Hals über Kopf, zum Teil 

bereits unter Feindbeschuß, erfolgte. Der Betriebsführer der Neuen Maschinen­

fabrik in Kramatorsk erhielt am 2. September u m 8 Uhr die Aufforderung, in 

wenigen Stunden das Werk zu räumen. Auf zwanzig offenen Waggons verließen 

die deutsche Belegschaft und etwa 300 ukrainische Männer, Frauen und Kinder 

fluchtartig die Fabrik. Irgendwelche Maschinen mitzunehmen, war nicht mehr 

möglich, denn der Strom fiel bereits aus, und die Verladeeinrichtungen waren 

nicht mehr betriebsfähig. Bereits u m 12 Uhr begannen drei Sprengkommandos der 

Wehrmacht, die Anlagen in Schutt und Asche zu legen142. Ein Ingenieur von 

Krupp berichtete: „Die Pioniertrupps der Wehrmacht gingen so schnell und rück­

sichtslos vor, daß es uns nicht einmal mehr möglich war, Büroeinrichtungsgegen­

stände vorher zu entfernen."143 

Die Steinkohlenförderung im Donezbecken kam in der Zeit vom 31 . August bis 

zum 3. September auf allen Zechen, zuletzt im Bezirk Grischino, zum Erliegen144. 

Auch der Kohlenversand von Halde wurde am 3. September völlig eingestellt. In 

den ersten acht Monaten des Jahres war fast das Doppelte der Produktion des gan­

zen Jahres 1942 erreicht worden. Von November 1941 bis zum 31. August 1943 

wurden insgesamt 4,071 Mio. t gefördert145, also noch nicht einmal 2 % der im 

Reich (ohne Protektorat) im Kohlenwirtschaftsjahr 1942/43 erzielten Steinkohlen­

förderung146 oder weniger als die Hälfte einer durchschnittlichen Monatsproduk­

tion im Ruhrrevier147: ein in Anbetracht der ungeheuren Strapazen, die mit der 

Wiederinbetriebnahme der Donez-Gruben verbunden waren, sehr mageres Ergeb­

nis. In welchem Umfang der besetzte Teil der Sowjetunion wegen der ge­

ringen Eigenproduktion auf Kohlenzufuhren angewiesen war, lassen Statistiken 

der Reichsvereinigung Kohle deutlich erkennen. Die Lieferungen von Steinkohle 

einschließlich Briketts (ohne Steinkohlenkoks und Braunkohlenbriketts) in das be­

setzte Rußland an die Wehrmacht, die Eisenbahn und den zivilen Bereich beliefen 

sich von 1941 bis zum Zeitpunkt der Aufgabe des Donezbergbaus, also bis Ende 

August 1943, auf 17,48 Mio. t, davon erhielt den Löwenanteil mit 13,33 Mio. t die 

141 Vgl. Dr. Adolf Junius in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 
225, S. 2. 

142 Vgl. Dr. Wilhelm Heinrichs in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. 
P. P. 234, S. 7f. 

143 Bruno Krüger in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 232, S. 3. 
144 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat September 1943, S. 5 

(Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/414). 
145 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Chefgruppe W, Gruppe Bergbau, Abschlußbericht 

der Gruppe Bergbau vom 25. 10. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1394). 
146 264,515 Mio. t. Vgl. Reichsvereinigung Kohle, Statistischer Bericht Nr. 12, S. 3 (Unter­

nehmensverband Ruhrbergbau). 
147 Diese betrug im Kohlenwirtschaftsjahr 1942/43 10,931 Mio. t. 
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Eisenbahn148. Die Steinkohlenlieferungen in das besetzte Rußland waren also wäh­

rend des genannten Zeitraumes mehr als viermal so groß wie die unter der deut­

schen Herrschaft im Donezgebiet erzielte Gesamtförderung. 

Die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost konnte aus dem Steinkohlenbergbau 

248 Waggons hauptsächlich mi t Pumpen, Motoren, Transformatoren, Schaltern, 

Kabeln und sämtlichen aus dem Reich in den letzten Monaten gelieferten Materia­

lien der Zentralläger zurückführen149. Was nicht abtransportiert werden konnte, 

wurde nachhaltig gelähmt oder vernichtet. Die von militärischen Kommando­

stellen angeordneten Zerstörungen erstreckten sich auf Fördergerüste, Maschinen, 

elektrische Anlagen und Gebäude. Die Wirtschaftsinspektion Süd war offensicht­

lich mit dem Ergebnis der Lähmungen und Zerstörungen sehr zufrieden und 

meldete in einem Lagebericht: „Die Kohlengruben wurden durch Sprengungen 

oder Ausbau wichtiger Anlageteile für eine Wiederinbetriebnahme in absehbarer 

Zeit unbrauchbar gemacht. Das Fehlen elektrischer Energie wird ein baldiges Er­

saufen der Grubenanlagen zur Folge haben."150 

Zug u m Zug wurde ein Werk nach dem anderen ausgeschlachtet, soweit dazu 

noch Zeit war, und vernichtet. Am 2. September wurde das Hüttenwerk in Make-

jewka, am 3. in Kramatorsk und am 4. in Konstantinowka gesprengt. Da sich die 

militärische Lage sehr ungünstig entwickelte, gab die Heeresgruppe Süd am 

6. September Zerstörungen auch westlich der sogenannten Schildkrötenstellung, 

bei der der Rückzug der deutschen Truppen zunächst hatte zum Stehen kommen 

sollen, frei151. Dies galt insbesondere für die Anlagen in Mariupol, die für die 

sowjetische Produktion außerordentliche Bedeutung hätten haben können. In den 

Asow-Werken waren hier bis zum 25. August die Aufbauarbeiten für das Iwan-

Programm auf Hochtouren gelaufen152. Die Berg- und Hüttenwerksgesellschaft 

Ost erhielt den Befehl, allen vorhandenen Sprengstoff aus Kriwoj Rog und Nikopol 

nach Mariupol zu senden, da dort keine ausreichenden Mengen zur Sprengung der 

großen Betriebe vorrätig waren153. Aus Mariupol wurden mit Vorrang die im 

Rahmen des Iwan-Programms eingesetzten Maschinen zur Munitionsfertigung ab­

transportiert, während viele von der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost dort-

148 Vgl. Reichsvereinigung Kohle, Statistischer Bericht Nr. 13, S. 33 (Unternehmens-
verband Ruhrbergbau). 

149 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschafts­
inspektion Süd vom 5. 11. 1943, S. 18 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 

150 Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat September 1943, S. 5 (Bundes­
archiv-Militärarchiv Wi I D/414). 

151 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­
tragung vom 6. 9. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 

152 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat August 1943, S. 13 (Bun­
desarchiv-Militärarchiv Wi I D/414). 

153 Vgl.. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, An­
lageband Nr. 2, Zusammenfassender Bericht über die taktisch-wirtschaftliche Lage in der 
Zeit vom 29. 8. bis 4. 9. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/414). 
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hin gebrachten Ausrüstungsgegenstände an Ort und Stelle blieben15*. Demontierte 

„Iwan-Maschinen" wurden zunächst nach Kriwoj Rog, später nach Deutschland 

verlagert, doch gelangten von ihnen nach dem Zeugnis des für die Durchführung 

des Iwan-Programms Verantwortlichen nur etwa 50 % ins Reich zurück155. Nach 

der „planmäßigen Beendigung der Zerstörung der wirtschaftlichen Betriebe"156 

mußte Stalino am 7. September der Roten Armee überlassen werden. Noch am 

letzten Tage wurden 43 Räumungszüge herausgefahren. In fieberhafter Eile wur­

den die Sprengungen in den gefährdeten Orten durchgeführt: bereits am 8. Sep­

tember lagen in Mariupol die Werke Asow I und I I in Trümmern1 5 7 . Am selben 

Tage erschien Hitler im Hauptquartier der Heeresgruppe Süd in Saporoschje158. 

Es liegt nahe, daß ein verschärfter Befehl, der drei Tage später auf einer Chef­

besprechung der Wirtschaftsinspektion Süd bekanntgegeben wurde, im Zusam­

menhang mit diesem Besuch steht: ostwärts des Dnjeprs sollte eine 40 km breite 

Wüstenzone geschaffen werden159. 

Wie bei den Steinkohlenzechen so war auch bei den Werken der Eisenindustrie 

im Donezgebiet die Räumung nur zum kleinen Teil möglich, da zu wenig Zeit zur 

Verfügung stand und der erforderliche Frachtraum nicht gestellt wurde. Insgesamt 

wurden aus diesen Werken 413 Waggons mit Maschinen, Anlageteilen und wich­

tigen Materialien, darunter Ferrolegierungen, Asbest und andere NE-Metalle, zu­

rückgeführt160. Mit Ausnahme der Betriebe in Taganrog wurden alle nennens­

werten Werke der eisenschaffenden und -verarbeitenden Industrie durch Spren­

gung und Brand so nachhaltig zerstört, daß sie nach dem Urteil der Wirtschafts­

inspektion Süd für einen Wiederaufbau durch die Sowjets ausfielen161. 

Die Energieversorgungsanlagen mußten zur Sicherstellung der Räumung und 

zur Truppenversorgung in den meisten Fällen bis zuletzt in Betrieb gehalten wer­

den. Ihre Demontage wurde dadurch äußerst erschwert. Infolge der militärischen 

Ereignisse ging die Stromabnahme im Donezgebiet nach dem 1. September sehr 

stark zurück. Die Höchstleistung der Energielieferung nach dem Donezbecken 

betrug in Saporoschje am 31. August 42 MW, am 3. September nur noch 8 MW. 

Am Abend des 6. September wurde die Leitung Saporoschje-Rykowo in Sapo-

154 Vgl. Dr. Arthur Schildkötter in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. 
P. P. 241, S. 2. 

155 Vgl. Edmund Geilenberg in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P.P. 
212, S. 2. 

156 Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Eintragung 
vom 6. 9. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 

157 Ebenda, Eintragung vom 8. 9. 1943. 
158 Vgl. Erich von Manstein, a.a.O., S. 526. 
159 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Ein­

tragung vom 11. 9. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 
160 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschaftsinspek­

tion Süd vom 5. 11. 1943, S. 19 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 
161 Ebenda. 
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roschje abgeschaltet162. Es bestand der ausdrückliche Befehl, daß dem Feind „auf 

alle Fälle"163 die Energiegrundlage genommen werden müsse. Der größte Teil der 

Stromversorgungsanlagen wurde unmittelbar vor dem Abzug der Truppe zerstört, 

ohne daß vorher umfangreiche Ausbauten vorgenommen werden konnten. Immer­

hin wurden aus dem Donezgebiet insgesamt 67 Waggons mi t Kraftwerks- und 

Netzbaumaterial, Transformatoren, Elektroden, Kabeltrommeln und NE-Metallen 

abtransportiert. Von größeren Anlageteilen gelang die Rückführung der Turbinen 

in Sugress und Kramatorsk164. 

In den geräumten Gebieten östlich des Dnjeprs wurden sämtliche Wasserwerke 

und die dazugehörigen Anlagen, z.B. Pumpstationen und Staudämme, restlos zer­

stört. Pumpen und Motoren wurden nicht abtransportiert, da es sich ausschließlich 

u m wiederinstandgesetztes altes russisches Material handelte und die Maschinen 

bis zuletzt, vor allem für die Wasserversorgung der Eisenbahn, in Betrieb gehalten 

wurden165. 

Am 17. September ordnete das Oberkommando der Heeresgruppe Süd mit so­

fortiger Wirkung auch die Räumung der Dnjeprstädte an166. Für den Abtransport 

von Maschinen und Materialien aus den Werken der Eisenindustrie und den 

Energieversorgungsbetrieben im Raum von Dnjepropetrowsk, Saporoschje, Ka-

menskoje und Kiew standen mehr Zeit und mehr Waggonraum zur Verfügung. 

Aus diesen Bezirken wurden an Räumungsgut der Eisenindustrie 3437 und an 

Räumungsgut der Elektrizitätswerke 518 Waggons abgefahren167. 

Nach Schätzung des kaufmännischen Leiters der Berg- und Hüttenwerksgesell­

schaft Ost, Abteilung Hüttenverwaltung Ukraine, gelangten insgesamt nur 2 0 % 

der in die Ukraine transportierten Hüttenmaschinen nach Deutschland zurück168. 

Die Gesellschaft richtete zentrale Maschinenauffangstellen ein, die größte von 

ihnen in Gleiwitz, und forderte die Patenfirmen auf, alle Maschinen, Werkzeuge 

und Materialien dorthin zu dirigieren. Das Verfügungsrecht über die eingelagerten 

Rohstoffe und Halbfabrikate, wie Spiegeleisen, Stahleisen, Gießereiroheisen, Ferro-

mangan und Ferrosilizium sowie sämtliche Walzwerkerzeugnisse lag ausschließ­

lich beim Wirtschaftsstab Ost. Mit Nachdruck wies die Berg- und Hüttenwerks-

162 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat September 1943, S. 6f. 
(Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/414). 

163 Wirtschaftsinspektion Süd, Kriegstagebuch Nr. 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943, Eintragung 
vom 29. 8. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/413). 

164 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschaftsinspek­
tion Süd vom 5. 11 . 1943, S. 17f. (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 

165 Vgl. Wirtschaftsinspektion Süd, Lagebericht für den Monat September 1943, S. 7 
(Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/414). 

166 Vgl. Wirtschafts inspektion Süd, Kriegs tagebuch N r . 8 vom 1. 7. bis 30. 9. 1943 , E in ­
t r agung vom 17. 9. 1943 (Bundesarchiv-Mil i tärarchiv W i I D/413) . 

167 Vgl. Die wir tschaft l iche R ä u m u n g des Donez-Gebie tes , Be r i ch t der Wirtschafts inspek­
tion Süd vom 5. 11. 1943, S. 18f. (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 

168 Vgl. D r . Heinr ich Kuhlmann i n : P le iger -Ver te id igungs-Dokumentenbuch X I A, Dok. 
P. P. 210, S. 3. 
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gesellschaft daraufhin, daß alles, was an Maschinen, sonstigem Gerät und Material 

bei der Auflockerung und Räumung aus den ukrainischen Betrieben zurückgeführt 

worden war, ohne Rücksicht auf frühere Eigentumsverhältnisse alleiniges Eigen­

t u m des Deutschen Reiches und deshalb die Ingebrauchnahme durch die Paten­

firmen verboten sei, versicherte jedoch, daß bei dem in Kürze zu erwartenden 

Wiedereinsatz die Interessen der Paten berücksichtigt würden169. 

Die Rote Armee drang zügig vor und erreichte am 30. September den Dnjepr. 

Das Trümmerfeld, das die deutschen Truppen zurückließen, wurde ständig größer. 

Den Auftakt zu den gründlichen Zerstörungen, die auch in den Betrieben der 

Dnjeprstädte vorgenommen wurden, bildete die Sprengung von Munitionsferti-

gungsanlagen der Stahlwerke Braunschweig und des Aluminiumswerkes in Sapo-

roschje170. Hitler gab den ausdrücklichen Befehl, den Brückenkopf Saporoschje zu 

halten, u m insbesondere das Dnjepr-Großkraftwerk nicht zu verlieren171. Doch 

auch diese Stadt mußte nach schweren Kämpfen aufgegeben werden. I m Kriegs­

tagebuch der Wirtschaftsinspektion Süd findet sich unter dem 14. Oktober die 

Eintragung: „Im Zuge der Räumung des Brückenkopfes Saporoshje wird der Stau­

damm gründlich gesprengt und das Kraftwerk zerstört. . . . Die Stadt Saporoshje 

wird aufgegeben und auch der Ostteil der Eisenbahnbrücke gesprengt."172 

Der Inspekteur der Wirtschaftsinspektion Süd, Generalmajor Nagel, erklärte 

nach dem Kriege: „Was beim Rückzug durch die deutschen Truppen zerstört 

worden ist, hat bei weitem nicht den Umfang erreicht wie die russischen Zerstö­

rungen bei deren Rückzug. Man kann sagen, daß die Russen weit „besser" zer­

stört haben als die Deutschen."173 Die Lageberichte seiner Dienststelle vermitteln 

allerdings einen anderen Eindruck. Zum Beispiel meldete der Inspekteur nach der 

Räumung des Donezbeckens: „Sämtliche wichtigen Vorrichtungen zur Kohlen­

förderung, zur Eisenverhüttung und zur Weiterverarbeitung des Metalles sind 

gesprengt. Die großen Städte des Gebietes sind in Flammen aufgegangen und 

menschenleer. Die Ernte ist, soweit sie eingebracht werden konnte, abtransportiert 

oder vernichtet. "174 

Die Sprengungen von Werksanlagen wurden ausschließlich von militärischen 

Stellen, nicht von solchen der Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost angeordnet. 

Als die Räumung des Donezgebietes begann, flog Pleiger unverzüglich in die 

Ukraine und suchte den Oberkommandierenden der Heeresgruppe Süd in dessen 

169 Vgl. Berg- und Hüttenwerksgesellschaft Ost m.b.H. an alle Patenfirmen vom 1. 11. 
1943, Nbg. Dok. NI-4437. 

170 Vgl. Die wirtschaftliche Räumung des Donez-Gebietes, Bericht der Wirtschaftsinspek­
tion Süd vom 5. 11. 1943, S. 19 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/1506). 

171 Vgl. Erich von Manstein, a.a.O., S. 545. 
172 Kriegstagebuch Nr. 9 vom 1. 10. bis 7. 11. 1943 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/ 

415). 
173 Hans Nagel in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI A, Dok. P. P. 208, S. 7. 
174 Vorbemerkung des Inspekteurs der Wirtschaftsinspektion Süd zum Lagebericht für 

den Monat August 1943, S. 1 (Bundesarchiv-Militärarchiv Wi I D/414). 
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Hauptquartier auf. Pleiger vertrat im Hinblick auf das Schicksal der Industrie­

betriebe einen ganz anderen Standpunkt als die Militärs175. Er befürwortete wohl 

nachhaltige, fachmännisch durchgeführte Lähmungen, die es den Sowjets auf 

absehbare Zeit unmöglich machen sollten, die wiedereroberten Werke in Gang zu 

setzen, da besonders wichtige und nur schwer zu beschaffende Aggregate ausgebaut 

worden waren, er ordnete auch die Demontage von Maschinen an, Sprengungen 

lehnte er jedoch entschieden ab. Seine Meinung war jedoch nicht maßgebend. Bei 

seiner letzten Inspektion einiger ukrainischer Fabriken, die noch kurz vor der 

Räumung erfolgte, wies er die Betriebsführer ausdrücklich an, keine Zerstörungen 

vorzunehmen176. Pleiger rechnete mit der Möglichkeit, daß die deutschen Truppen 

den Abschnitt vielleicht doch in Kürze zurückeroberten, wie es ja auch im Februar/ 

März 1943 bei Teilen des Donezgebietes der Fall gewesen war, und befürchtete, 

dann erneut vor der Aufgabe zu stehen, aus Schutt und Asche in kürzester Frist 

ohne ausreichende Hilfsmittel Produktionsstätten aufbauen zu müssen. 

Nach dem Verlust des Donezgebietes und der Dnjeprstädte befanden sich noch 

immer sehr wertvolle Zentren der ukrainischen Industrie, vor allem Nikopol und 

Kriwoj Rog, in deutscher Hand. Doch es gelang nicht, den sowjetischen Vormarsch 

zum Stehen zu bringen, und es war nur noch eine Frage der Zeit, daß die Berg-

und Hüttenwerksgesellschaft Ost auch die Mangan- und Eisenerzbergbaubetriebe 

würde räumen müssen. Die deutsche eisenschaffende Industrie mußte sich mit 

dem Gedanken vertraut machen, daß die Zufuhren aus Rußland, die seit der 

Eroberung im Durchschnitt fast 90 % des deutschen Manganverbrauchs gedeckt 

hatten177, in naher Zukunft ausbleiben würden. Speer stellte Überlegungen an, 

welche Konsequenzen der weitere Rückzug der deutschen Truppen und die Räu­

mung von Nikopol und Kriwoj Rog für die deutsche Kriegswirtschaft haben müß­

ten. Am 30. September/1. Oktober 1943 hielt er Hitler Vortrag über die Bedeutung 

des Nikopoler Manganerzes für die deutsche Stahlerzeugung178 und legte in einer 

Denkschrift vom 11. November dar179, daß nach dem Verlust von Nikopol die 

Manganvorräte im Reich unter der Voraussetzung, daß die Rohstahlerzeugung auf 

ihrer derzeitigen Höhe gehalten und die üblichen Produktionsverfahren beibehal­

ten würden, den Verbrauch für elf bis zwölf Monate deckten. Er versicherte 

jedoch, daß die Reichsvereinigung Eisen die Garantie dafür übernehme, daß sie 

die Mn-Vorräte durch Einführung anderer Verfahren auf 18 Monate strecken 

könne. Da also abzusehen war, wann Mangel an Mangan zu einer Krise in der 

Qualitätsstahl- und damit Rüstungsproduktion führen konnte, gab Hitler alsbald 

175 Freundliche Mitteilung von Herrn Generalfeldmarschall a.D. Erhard Milch an den 
Verfasser vom 24. 7. 1971. 

176 Vgl. Gerhard Albert in: Pleiger-Verteidigungs-Dokumentenbuch XI B, Dok. P. P. 
222, S. 3. 

177 Vgl. Jörg-Johannes Jäger, a.a.O., S. 205. 
178 Vgl. Konferenz Hitlers mit Speer vom 30. 9./1. 10. 1943, Punkt 21, Boelcke, a.a.O., 

S. 303. 
179 Bundesarchiv R 3/1514. 
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die Weisung, mit den Vorbereitungen zum Ausbau der Manganerzförderung in 

Bulgarien und Rumänien „sofort mit aller Energie zu beginnen"180 . 

I m November 1943 hatte sich die militärische Lage so weit verschlechtert, daß 

der Chef des Wirtschaftsstabes Ost anordnete, Zerstörungen auch im Mangan- und 

Eisenerzbergbaugebiet vorzubereiten und dabei so zu verfahren, daß jede Unruhe 

in den Betrieben vermieden werde181. Hitler verlangte unter Hinweis auf die 

„kriegswirtschaftlich unabdingbare Notwendigkeit, die Manganerzvorkommen von 

Nikopol in der Hand zu behalten"182 , verbissen von der Truppe, äußerst riskante 

Operationen durchzuführen. Aber der militärische Erfolg ließ sich nicht erzwingen. 

Nach schweren Kämpfen mußten Nikopol und Kriwoj Rog im Februar 1944 auf­

gegeben werden. I m Kriegstagebuch des OKW wird über die Räumung von Niko­

pol berichtet: „Die Gruben mußten, nachdem sie nachhaltig gesprengt worden 

waren, am 8. 2. dem Feinde überlassen werden. Soweit die Schächte nicht mehr 

gesprengt werden konnten, ersoffen sie."183 

Unter der deutschen Besatzung wurden in Nikopol vom Herbst 1941 an l ,778Mio.t 

Manganerze gefördert. In etwas mehr als zwei Jahren wurde also eine Ausbeute 

erzielt, die der sowjetischen Vorkriegsförderung von ungefähr eineinhalb Jahren 

entsprach. 475 000 t Konzentrate und 660000 t Roherze wurden nach Deutsch­

land abtransportiert. 40 000 t Konzentrate und 229 000 t Roherze mußten zurück­

gelassen werden184. 

Nach dem Verlust von Nikopol und Kriwoj Rog hatte die Berg- und Hütten­

werksgesellschaft Ost ihr Einsatzgebiet vollständig und endgültig verloren. 

180 Konferenz Hitlers mit Speer vom 16./17. 12. 1943, Punkt 1, Boelcke, a.a.O., S. 321. 
181 Vgl. Nbg. Dok. NI-6371. 
182 Erich von Manstein, a.a.O., S. 554. 
183 Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab), Bd. 

IV/1, hrsg. von Percy Ernst Schramm, Frankfurt/M. 1961, S. 936. 
184 Ebenda. 



GIORGIO VACCARINO 

DIE WIEDERHERSTELLUNG DER DEMOKRATIE 

IN ITALIEN (1943-1948) 

Die antifaschistischen Parteien und der 2S. Juli 1943 

Am 25. Juli stürzt in Italien das faschistische Regime. Die hohen Funktionäre 

des Großrats stimmen in der stürmischen Nachtsitzung vom 24. auf den 25. Juli 

mehrheitlich für den von dem ehemaligen Justizminister Dino Grandi eingebrach­

ten Antrag, der Mussolini das Vertrauen entzieht und den König auffordert, „den 

Oberbefehl über die Streitkräfte und die oberste Entscheidungsgewalt selbst zu 

übernehmen". Freilich denken sie nicht daran, den Faschismus zu stürzen, sie 

haben vielmehr die Absicht, das Regime und sich selbst zu retten, wenn erst ein­

mal die Person des „Duce" ausgeschaltet ist1. 

König Viktor Emanuel III . geht über die Pläne der faschistischen Opposition 

hinaus; als sich am Sonntag, dem 25. Juli, Mussolini zur üblichen wöchentlichen 

Audienz bei ihm einfindet, läßt er ihn verhaften und beauftragt Marschall Pietro 

Badoglio mit der Bildung einer neuen Regierung. Das faschistische Regime fällt 

zusammen wie ein Kartenhaus; die einen fliehen, die anderen suchen dem König 

und seiner neuen Regierung ihre Loyalität zu bekunden, doch keiner leistet Wider­

stand. Nie hätte man geglaubt, daß die Grundlagen des faschistischen Staates, der 

Italien zwanzig Jahre lang tyrannisiert und im Gefolge Hitlers in den sinnlosesten 

und unpopulärsten aller Kriege gestürzt hatte, so durch und durch morsch und 

kompromittiert waren. 

Dem Anschein nach spielte sich alles so ab wie bei einer Palastrevolte, deren 

Anstifter die verschworenen faschistischen Politiker und die verschworenen Gene­

räle des königstreuen Heeres waren, und bei der praktisch der König den Staats­

streich führte. Die zweite dieser Verschwörungen stimmte höchstwahrscheinlich 

ihre Aktionen nicht auf die erste ab, machte sich diese vielmehr zunutze, denn sie 

ging über sie hinweg und erschütterte deren Erwartungen zutiefst. 

Man hat denn auch des öfteren behauptet, der Staatsstreich vom 25. Juli sei nur das 

Ergebnis einer „Palastrevolte" gewesen, in die kein Impuls von außen, d.h. von 

den Kräften der antifaschistischen Parteien gedrungen sei, die sich im Lande ja 

bereits wieder organisierten. Der gängigen Geschichtsschreibung zufolge blieben 

sie außerhalb und unbeachtet. Luigi Salvatorelli hat gesagt, daß es noch in der 

ersten Hälfte des Jahres 1943 keine revolutionären Kräfte gab, die in der Lage 

gewesen wären, den faschistischen Staat aus den Angeln zu heben2, und Leopoldo 

1 Zum Gesamtverlauf des Sturzes des Faschismus vgl. vor allem Ruggero Zangrandi, 1943, 
25 luglio-8 settembre, Milano (Feltrinelli) 1964; und Gianfranco Bianchi, 25 luglio, crollo 
di un regime, Milano (Mursia) 1963. 

2 Luigi Salvatorelli, Situazione interna e internationale dell'Italia nel primo semestre de] 
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Piccardi, Staatsrat und Minister im Kabinett Badoglio, bestätigt: „Nie vor dem 

Sturz des Faschismus gab es in Italien den weitverbreiteten revolutionären Geist, 

von dem man sich einen Umsturz des Mussoliniregimes hätte erwarten können."3 

Nach meinen Untersuchungen und Befragungen unter den Hauptbeteiligten 

scheint mir, als sei da etwas hinzuzufügen und als sei die beklagte Nichtteilnahme 

der antifaschistischen Kräfte am Staatsstreich zumindest revisionsbedürftig4. 

Bis zum 20. Juli 1943 war der König unentschlossen, ja, er war gegen den Sturz 

Mussolinis. Nicht nur in den ersten Junitagen schien er noch bereit, Mussolini zu 

stützen; am 18. des Monats rühmte er dessen Intelligenz und Fähigkeiten in 

einem Gespräch mit seinem Feldadjutanten, General Puntoni5, und am 14. Juli 

fürchtete er u m das Leben des „Duce", der vorhatte, sich an die sizilianische Front zu 

begeben6. Noch am 19. Juli nach der Zusammenkunft in Feltre — bei der Mussolini 

Hitler hätte erklären sollen (aber nicht den Mut dazu aufbrachte), daß er gezwun­

gen sei, sich aus dem Bündnis zu lösen — verfaßte der Generalstabschef, General 

Ambrosio, einen Entwurf für die Zusammenarbeit mi t den Deutschen zur gemein­

samen Abwehr der angloamerikanischen Invasion7, und am Tag darauf reichte er 

aufgrund von Unstimmigkeiten mit Mussolini sein (später wieder zurückgenom­

menes) Rücktrittsgesuch ein8: ein sonderbares Verhalten für das Haupt einer Ver­

schwörung, die ihn vielleicht von einem Moment zum anderen brauchte. 

Am 21 . Juli traf von Graf Acquarone, dem Minister des Königlichen Hauses, im 

Namen des Königs bei General Castellano (in Abwesenheit Ambrosios) der Befehl 

ein, die geplante Verhaftung Mussolinis am Montag, dem 26. Juli, vorzunehmen, 

wenn Mussolini sich, wie gewöhnlich jede Woche, zum König begäbe. Mussolini ver­

legte diesen Besuch auf den Sonntag (25.) vor. 

Was hatte den König am 20. oder 21 . Juli umgestimmt? Nicht die Sitzung des 

faschistischen Großrats, die ja noch bevorstand und nur sehr vage geplant war; 

nicht die Generäle, wenn der Generalstabschef tags zuvor noch soweit war, sein 

Amt niederzulegen — oder zumindest nicht sie allein. Beides reichte nicht aus; 

hinzu kam der Druck, der vom Antifaschismus und von den Arbeitermassen im 

Land ausging. 

Seit den ersten Monaten des Jahres 1943 hatten sich zwei klare Positionen im 

Lager des italienischen Antifaschismus abzuzeichnen begonnen: die Position derer, 

die zum Sturz des Faschismus mit Massenbewegungen rechneten, wie sie mit den 

1943, in: Il movimento di liberazione in Italia, hrsg. v. Istituto Nazionale per la storia del 
Movimento di Liberazione in Italia, Milano, No. 34-35 (1955), S. 10-11. 

3 Leopoldo Piccardi, A dieci anni dal 25 luglio, in: Il Ponte (Florenz), Juli 1953, S. 915. 
4 Vgl. Cr. Vaccarino, Problemi della Resistenza italiana, Modena (Soc. Tipografica Editrice 

modenese) 1966, S. 30 ff. 
5 Paolo Puntoni, Paria Vittorio Emanuele III, Milano (Palazzi) 1958. 
6 Ebenda. 
7 Frederick W. Deakin, Die brutale Freundschaft, Hitler, Mussolini und der Untergang 

des italienischen Faschismus, Köln 1962, S. 483. 
8 R. Zangrandi, a.a.O., S. 99. 

http://Mussoliniregirn.es
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Märzstreiks in den Großstädten des Nordens bereits begonnen hat ten; und die 

Position jener, die auf die Initiative des Königs und sogar noch auf intakte Ver­

fassungsgarantien vertrauten und - mit einer förmlichen, aber höchst fragwürdigen 

Absetzung des Diktators — die unabsehbaren Folgen von Massenunruhen vermeiden 

wollten. 

Es verwundert nicht, daß die katholischen und liberalen Kräfte, die stärker in 

Rom als in Mailand oder Turin vertreten waren, die zweite der erwähnten Positionen 

stützten, die des Bündnisses oder des dynastischen Kompromisses. Es mag aber 

seltsam anmuten, daß die Kommunisten auf der gleichen Linie lagen; sie dach­

ten, keine Volksbewegung in Italien könne ohne die Teilnahme des Heeres ge­

lingen : und da es sich nur auf Befehl des Königs hätte mobilisieren lassen, kamen 

sie Ende Mai nach Rom, u m sich mit den Führern der Liberalen und Monarchi­

sten zu treffen, die ihnen den Weg zu den Generälen hätten ebnen und den Quiri-

nal auf den großen Schritt hätten einstimmen sollen9. 

Die kommunistische Mission, die zunächst von dem Turiner Professor Ludovico 

Geymonat und später von Concetto Marchesi, Professor an der Universität Padua, 

geleitet wurde, war eigentlich erst relevant vor dem Hintergrund der Märzstreiks, 

die in Regierungs- und Hofkreisen düstere Ahnungen beschworen hatten10. 

Die Kommunisten kamen nicht mit leeren Händen nach Rom: einerseits brach­

ten sie den Revolutionsterror mit - die Märzstreiks konnten nur ein Vorgeschmack 

dafür sein — und zum anderen das Angebot an den König, die Entscheidung über 

die zukünftige Staatsform bis Kriegsende zu verschieben. Als Gegenleistung for­

derten sie von der Krone, die Teilnahme der Kommunistischen Partei an einer 

späteren Regierung bindend zu garantieren, selbst wenn es sich nu r u m ein Mini­

sterium handeln sollte. 

Die Aushandlung eines Stillhalte-Abkommens in der Staatsformfrage, das die 

Kommunisten in der besagten Weise vorschlugen, wurde mir durch das briefliche 

Zeugnis des Professors Carlo Antoni von der Universität Rom bestätigt. An ihn 

hatte sich Marchesi im Namen der Partei gewandt; er sollte das Angebot der Kom­

munisten der Prinzessin Maria Jose, der Schwiegertochter des Königs, überbringen, 

deren Vertrauen Antoni genoß; sie wiederum sollte es dem König übermitteln. 

„Bedingung für die Zusammenarbeit war die Forderung der Kommunisten" - so 

präzisierte Antoni - , „mit einem einzigen Ministerium in der Regierung vertreten 

zu sein." Die Kommunistische Partei ihrerseits „sicherte loyalste Zusammenarbeit 

bis zum Friedensschluß zu"11. 

Nachdem die kommunistischen Abgesandten nach Mailand zurückgekehrt waren, 

ohne mit den militärischen Führern unterhandelt zu haben - vielleicht aus Wider­

streben, vielleicht weil es den monarchistischen Liberalen unmöglich war, die ge­

wünschten Kontakte zu vermitteln - , beschloß die Führung des PCI (Partito Comu-

9 G. Vaccarino, a.a.O., S. 171 ff. 
10 Ebenda, S. 175 ff. 
11 Ebenda, S. 41. 
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nista Italiano - Kommunistische Partei Italiens), die anderen Parteien auf die 

revolutionäre Aktion zu verpflichten, falls die Einigung über ein gemeinsames 

Handeln mit Militär und Krone nicht Zustandekommen sollte. Das Wirken der 

Kommunisten hatte jedenfalls am Vorabend des Staatsstreichs die beiden Blöcke 

des italienischen Antifaschismus wieder zusammengeschweißt: den revolutionären 

des Nordens und den gemäßigten der Hauptstadt. 

Die eben genannte Eröffnung, mi t der der Kommunist Geymonat am 20. Juli 

nach Rom kam, brachte ihm denn auch die Versicherung der liberalen und monar­

chistischen Senatoren Bergamini und Casati ein, daß - sollte bis Sonntag, dem 25., 

die Krone keine Initiative ergriffen haben, Mussolini zu stürzen — sie sich die 

Handlungsfreiheit vorbehalten würden, mit einer großen Anhängerschaft aus den 

liberalen Kreisen der Hauptstadt sich der Politik der antifaschistischen Front anzu­

schließen. Was am 25. passierte, ist bekannt. 

Man bedenke nun, daß der König genau einen Tag nach der Ankunft Geymonats 

in Rom den Militärs durch Acquarone befahl, die geplante Verhaftung Mussolinis 

vorzunehmen. Sicher wußte der König von der Drohung der Front, und es ist 

bekannt, wie sehr er die Vorstöße der „Roten" fürchtete, besonders jetzt, wo sie 

begannen, einen Keil in die Gruppe der ihm treu ergebenen Senatoren zu schlagen. 

Der Faschismus und Mussolini konnten zwar lange ertragen werden, aber nicht so 

lange, bis sie etwa das Schicksal der Krone auf's Spiel setzten. Jetzt schienen die 

Republikaner und die Roten der Krone den Rang abzulaufen, an der Spitze einer 

Volksbewegung, die vielleicht auch vom Heer unterstützt wurde; das lassen auch 

die Erklärungen erkennen, die Badoglio einer Vertrauensperson gegenüber ab­

gab12. 

Der Staatsstreich vom 25. Juli war also ein Akt zur Aufrechterhaltung der Monar­

chie, so wie es gegen die Gefahren, die dem König im eigenen Land drohten, 

andere in seiner Laufbahn gegeben hatte (z.B. den Eintritt in den Ersten Welt­

krieg, den das Parlament nicht gebilligt hatte, den aber die Masse der Kriegs­

befürworter drohend forderte; oder die Aufhebung des Belagerungszustands am 

Vorabend des 28. Oktober 1922, des Tages der Machtergreifung durch Mussolini 

unter dem Druck seiner Sturmtruppen, die von den Militärs mit abwartendem 

Wohlwollen beobachtet wurden). Die Straße hatte dem König schon immer Sorgen 

gemacht. Und jetzt waren die Arbeitermassen die Straße; im März hatten sie be­

reits einen Beweis ihrer Entschlossenheit geliefert, und im Juli 1943 konnten sie, 

vielleicht ohne daß das Heer dagegen auftrat, zusammen mit den Liberalen und 

den Monarchisten als Verbündeten an den Grundfesten des Throns rütteln. 

Kaum war Mussolini ausgeschaltet, da beauftragte der König Badoglio, eine neue 

Regierung aus Sachverständigen und Militärs zu bilden, hielt jedoch die anti­

faschistischen und sogar die liberalen Politiker der vorfaschistischen Zeit fern, die 

für ihn „Gespenster der Vergangenheit" waren. 

12 G. Cassinelli, Appunti sul 25 luglio 1943, Roma (SAPPI) 1944, S. 22. 
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Er behielt sich hingegen vor, die Exponenten des gerade gestürzten Faschismus 

so bald wie möglich wiederzuverwenden. Und wirklich vergingen nur wenige Tage, 

da beklagte er sich am 27. Juli bei dem Altliberalen Soleri, daß „man allzu rasch 

die bestehenden Institutionen zerstören und die Männer des Faschismus entfernen 

wolle13", und am 13. August bestätigte er Puntoni, daß man „mit ungeeigneten 

Maßnahmen der Monarchie Männer entfremdet habe, die ihr eine echte Hilfe 

hätten sein können"1 4 . 

Gegen die unsichere Außenpolitik der neuen Regierung, die — nachdem sie den 

Faschismus gestürzt hatte — sich dagegen sträubte, sich vom deutschen Verbünde­

ten loszusagen, u m den faschistischen Krieg zu beenden, und gegen den ausdrück­

lichen Willen des Königs, das Führungspersonal und die Strukturen des Faschismus 

so weit wie möglich zu retten, schlossen sich die antifaschistischen Parteien, die 

sich offiziell nicht neu organisieren durften, enger als in den Monaten zuvor zu 

einer „nationalen Front" zusammen. Sie stellten sich dem italienischen Volk mit 

Proklamationen vor, die den unmittelbar bevorstehenden Frieden und die Bildung 

einer das Volk repräsentierenden Regierung feierten, einer Regierung also, die 

aus ihnen selbst hätte bestehen müssen. 

Werfen wir einen kurzen Blick auf diese Kräfte. 

Die antifaschistischen Katholiken konnten mit einer breiten Gefolgschaft in der 

Katholischen Aktion rechnen. Sie hatte es — nach der „Versöhnung" von 1929 

zwischen Kirche und faschistischem Staat, die damals beiden Teilen vielverspre­

chend erschienen war — 1931 zum ersten Konflikt zwischen faschistischem Regime 

und Vatikan kommen lassen. Viele hatten auf ihrer Aktivseite die Erfahrung im 

Partito popolare (Volkspartei) und die Kämpfe im Parlament bis 1926. Während 

des faschistischen Regimes hatten sie sich im Untergrund in den Gruppen der 

„expopolari" (ehemalige Volksparteiler) und der „neo-guelfi" (Neuweifen) organi­

siert; in den ersten Monaten des Jahres 1943 hatten sie sich wieder zusammen­

gefunden, u m eine neue katholische Partei mit dem Namen „Democrazia Chri­

stiana" zu gründen; und nun , Anfang Juli, waren sie dazu entschlossen, gemein­

sam mit allen anderen antifaschistischen Parteien zu handeln. Unmittelbar nach 

dem 26. Juli verbreiteten sie in einer Einmillionenauflage ein programmatisches 

Flugblatt, das in ganz Italien verteilt wurde. Die neue katholische Partei hatte 

außenpolitisch einen europäischen Staatenbund im Auge, der sich auf das Prinzip 

überstaatlicher Gemeinschaft gründen sollte, und verfocht die substantielle Un­

antastbarkeit der Lateranverträge von 1929. In der Innenpolitik sah sie die Auf­

teilung Italiens in Regionen vor, denn das Bestreben nach Dezentralisierung und 

Verwaltungsautonomie war weitverbreitet; sie proklamierte die Wahrung des 

Privateigentums, aber zugleich durch Gewinnbeteiligung den Einbezug der Ar­

beitnehmer in den Produktionsprozeß15. 

13 Marcello Soleri, Memorie, Torino (Einaudi) 1949, S. 256. 
14 P. Puntoni, a. a. O. 
15 G. Bianchi, I cattolici, in: L. Valiani, G. Bianchi, E. Ragionieri, Azionisti, cattolici e 

comunisti nella Resistenza, Milano (F. Angeli Ed.) 1971, S. 163-164. 
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Die Liberalen verfügten damals noch nicht über eine organisierte Partei, so 

wie sie die Katholiken gerade aufbauten; vor allem aber fehlte ihnen die breite 

Unterstützung im Land, die den Katholiken die weitverästelte Katholische Aktion 

bot. Hauptsächlich aus der gemäßigten Tradition des Risorgimento und der Zeit 

danach hervorgegangen, basierte ihr Wiederaufbauprogramm auf dessen Erfolgen 

und Vorbild. Sie betonten die Notwendigkeit, die vorfaschistische Demokratie 

wiederherzustellen, gegen die Erneuerungsbestrebungen, die unterschiedlich stark 

von den Linken und sogar von einigen, der Arbeiterbewegung am nächsten stehen­

den Gruppen der sehr heterogen zusammengesetzten katholischen Partei ausgingen. 

Ihr Ansehen beruhte auf der ruhmreichen Vergangenheit von Männern wie Croce, 

Einaudi, Soleri, Casati, Bergamini, auf die ein Teil des gemäßigten Antifaschismus 

bekanntlich seine Hoffnungen setzte, den König dahin zu bringen, den Faschis­

mus zu liquidieren — die der König aber in seiner engstirnigen Eigenbrötelei (und 

trotz allem mit eifersüchtiger Besitzergewißheit) als Larven aus der Vergangenheit 

beiseiteschob. Die hinlänglich bekannte Überzeugung Croces bestimmte das Han­

deln der Gruppe: der Faschismus sei nichts weiter als eine ausklammerbare Phase 

in der Geschichte Italiens, eine Krankheit, die einen im ganzen gesunden Körper 

befallen habe. Und wenn diese Krankheit erst einmal überwunden sei, dann 

brauche man nu r auf dem Weg des alten liberalen Italien weiterzugehen, da es 

nichts zu ändern gäbe gegenüber dem Italien vor 1922. 

Den Liberalen und auch den Christdemokraten ging es demnach nicht u m eine 

revolutionäre Erneuerung, sondern nur darum, den Faschismus niederzukämpfen 

und Italien seine Freiheit wiederzugeben, ohne den präfaschistischen Staat aus den 

Angeln zu heben16. Auch die Sozialisten konnten sich auf eine große Tradition 

berufen, die bis ins 19. Jahrhundert zurückreichte17; sie konnten mit einer breiten 

Anhängerschaft bei den Arbeitern rechnen und sie verfügten über erfahrene poli­

tische Führer und eine Zeitung L'Avanti (Vorwärts), die in der Schweiz und in 

Frankreich gedruckt wurde und dort weitverbreitet war. Aber noch anfällig in 

ihrer Organisation, hatten sie 1941, fast als wollten sie diese Schwäche wettmachen, 

ihren alten Aktionspakt mit dem PCI erneuert; und dies bedeutete mit dem Ver­

zicht der sozialistischen Seite auf jede reformistische Ideologie auch „die Über­

windung jedes Konkurrenzdenkens innerhalb der Arbeiterbewegung", denn es galt 

das Wunschbild von der Einheit der Arbeiterklasse18. Sie schleppten einen unheil­

baren Minderwertigkeitskomplex gegenüber der stärkeren Arbeiterpartei mit sich 

he rum — eine Haltung, die noch viele Jahre lang die Ungezwungenheit ihres Ver­

haltens und ihre freien Entscheidungen beeinträchtigen sollte —, sie hätten ganz 

anders und schöpferischer auf die Zeit nach dem Widerstand einwirken können. 

16 Federico Chabod, L'Italia contemporanea (1918-1948), Lezioni alla Sorbona, Torino 
(Einaudi) 1961, S. 107; deutsche Ausgabe: Die Entstehung des neuen Italien, Von der Dik­
tatur zur Republik, Reinbek b. Hamburg 1965, S. 102. 

17 Vgl. Gaetano Arfè, Storia del socialismo italiano (1892-1926), Torino (Einaudi) 1965. 
18 Gabriele De Rosa, I partiti politici, in: Dieci anni dopo, Bari (Laterza) 1955, S. 195. 
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Die vorgefaßte Überzeugung ihrer Mehrheit, sie würden von der Arbeiterklasse 

abgeschnitten, wenn sie nicht unter allen Umständen ihr Handeln auf das der 

Kommunisten abstimmten, t rug in sich bereits den Keim für die späteren Partei­

spaltungen und - zum Schaden des italienischen Volkes — die eigentliche Unfähig­

keit der sozialistischen Partei, eine tragende Rolle bei der Wiederherstellung der 

Demokratie in Italien zu spielen, eine Rolle, zu der sie geschichtlich berufen war 

in einem — auch geographisch bestimmbaren — Raum des Ausgleichs zwischen den 

Kräften der „Großen". 

Erst im August 1943 gaben sich die Sozialisten eine festere Organisationsform, 

als sich die traditionellen Kräfte der Partei mit den kompromißloseren und dyna­

mischeren der proletarischen Einheit versöhnten: von daher stammt der neue 

Name PSIUP (Partito Socialista Italiano di Unità Proletaria — Sozialistische Partei 

Italiens der Proletarischen Einheit), den sie für einige Jahre tragen sollte. 

Die Kommunistische Partei war die einzige, die von sich sagen konnte, in den 

Wechselfällen des Faschismus ihre ständige Organisation beibehalten zu haben, 

mit einer stabilen Führung im Ausland und einem Netz höchst aktiver Kader und 

militanter Mitglieder im Inneren, die dem herrschenden Regime nicht wenig zu 

schaffen machten, das mit zahlreichen Prozessen und harten Strafen reagierte. Der 

PCI hielt sich aus der antifaschistischen „Konzentration" heraus, die sich 1927 in 

Frankreich gebildet hatte und von den Kommunisten als „bürgerlicher Block" 

verachtet wurde; sie stellten ihm den von ihrer proletarischen Avantgarde ange­

führten „Arbeiterblock" entgegen/Nach der Machtergreifung Hitlers näherte sich 

der PCI den Sozialisten, mit denen er 1934 einen gemeinsamen Aktionspakt schloß, 

den er periodisch erneuerte, je nach dem Auf und Ab der sich widersprechenden 

Ereignisse (wie dem Pakt Molotow-Ribbentrop vom August 1939, der ihn eine 

Zeitlang unterbrach). Die Kommunistische Partei weitete nach und nach ihre 

Bündnisse aus, stellte auch nicht mehr irgendwelche Bedingungen bei „unreinen" 

Verschwägerungen, weil sie immerhin nützlich sein konnten für ihre Politik der 

nationalen Einheit, die sie ununterbrochen verfolgte, nachdem die UdSSR im Juni 

1941 von Deutschland angegriffen worden war. 

Ein Rundschreiben des Pariser Auslandsbüros des PCI vom 20. März 1942 legte 

den Kadern in Italien „eine Politik der Arbeiterklasse" nahe, „die sich von der des 

ersten Kriegsabschnitts unterschied"19, und das bedeutete, wie Togliatti auf dem 

V. Parteitag 1945 erklären sollte, die Entwicklung einer „recht breiten und vor­

urteilsfreien Bündnispolitik, die sich alle Rettungsversuche der monarchistischen 

Kräfte und der alten Führungsschichten zunutze machen sollte"; diesen sollte man 

das einstweilige Auf-sich-Beruhenlassen der Staatsformfrage anbieten, u m die 

„Teilnahme der Monarchisten und der Republikaner am gemeinsamen Kampf" 

zu erreichen20. 

19 G. Vaccarino, a.a.O., S. 187. 
20 Per la libertà e l'indipendenza d'Italia, Relazione della direzione del Partito comunista 

italiano al V Congresso, Roma (Soc. ed. L'Unità) 1945, S. 32. 
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Genau diese Politik sollte der PCI, wie wir sahen, im darauffolgenden Jahr, nach 

den Frühjahrsstreiks 1943, verfolgen - mit dem Ziel, den Sturz des Faschismus 

nicht n u r als Palastrevolte vorzubereiten sowie zugleich die eigene Beteiligung an 

der künftigen Regierung sicherzustellen. Eben diese Politik sollte die kommunisti­

sche Partei auch in den folgenden Jahren weiterverfolgen, wobei ihr vorurteils­

loser Realismus auf den Widerstand einiger anderer Parteien der Koalition stieß. 

Unter diesen war der „Partito d'azione" (Aktionspartei) am kompromißlosesten 

in der Verfolgung seiner republikanischen und demokratisch revolutionären Ziele; 

zugleich war er eine Neuheit im Lager der antifaschistischen Parteien. Er hatte 

sich 1942 durch den Zusammenschluß mehrerer Gruppen gebildet: der Bewegung 

„Giustizia e Libertà" (Gerechtigkeit und Freiheit, die 1929 aus dem liberalen 

Sozialismus Carlo Rossellis hervorgegangen war), des Liberalsozialismus Guido 

Calogeros und Aldo Capitinis und jener Gruppe von Intellektuellen, die sich auf 

den liberalen Revisionismus Piero Gobettis und seine „Rivoluzione liberale" (libe­

rale Revolution) beriefen. Diese drei Bewegungen hatten Sozialismus und Libera­

lismus einer kritischen Prüfung unterzogen und versuchten eine Synthese daraus 

zu ziehen, allerdings mit einigen Nuancen: „Giustizia e Libertà" legte die Be­

tonung auf den Begriff Sozialismus, wahrend die Bewegung u m Gobetti sich eine 

wagemutig anmutende revolutionäre Aufwertung des Liberalismusbegriffs vor­

stellte und damit den hergebrachten italienischen Führungsschichten den Kampf 

ansagte, die unfähig seien, in die Zitadelle des Staates die erneuernden Kräfte der 

Arbeiterbewegung hineinzulassen und mit ihnen die historischen Mängel des Ri-

sorgimento zu überwinden21. 

Zusammen mit den Kommunisten hatten viele Anhänger von „Giustizia e Li­

bertä"2 2 im Exil gelebt, waren zahlreich der spanischen, von General Franco ange­

griffenen Republik als Freiwillige zu Hilfe geeilt oder hatten in Italien Gerichte 

und faschistische Gefängnisse bevölkert und sich dabei manchmal wie eine er­

neuerte sozialistische Partei der Zukunft verhalten. Ohne volkstümliche Tradition 

hatte die Aktionspartei trotz ihres intellektuellen Ansehens keine große Anhänger­

schaft bei den Massen. Sie konnte diese auch nicht durch ihre tatkräftige und sehr 

erfolgreiche Teilnahme am Partisanenkrieg erringen, so daß sie nach der Befreiung 

sehr bald die bittere Isolierung erkennen mußte , in der sie geblieben war. Das 

führte in der damaligen politischen Lage zu ihrer Auflösung; sie ging zu einem 

guten Teil in den anderen Parteien der demokratischen Linken auf. 

Diese fünf Parteien (zu denen für Rom und den Süden noch die verschwindend 

kleine Democrazia del lavoro - die Demokratie der Arbeit - kam), zusammen­

geschlossen in einer nationalen Front, drängten in den 45 Tagen des Kabinetts 

Badoglio die Regierung des Königs zum Bruch und zur Umkehrung der bestehen-

2 1 G. Vaccarino, a.a.O., S. 55. 
22 Zur Entwicklung dieser Bewegung in der Vorkriegszeit vgl. vor allem Aldo Garosci, 

La vita di Carlo Rosselli, Roma (ed. U.) o. J.; und ders., Gli intellettuali e la guerra di Spagna, 
Torino (Einaudi) 1959. 
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den Bündnisse. Sie wurden darin von den aufbegehrenden Volksmassen unter­

stützt, von den Anglo-Amerikanern aber schlecht belohnt; denn die italienischen 

Städte wurden von ihnen gerade in den Augusttagen 1943 stark bombardiert, als 

das Volk in den Straßen für die Beendigung des Kriegs demonstrierte. 

Der Partito d'azione war damals der Vorposten im antifaschistischen Lager. 

Nach dem Staatsstreich hielt er es für seine Pflicht, die anderen Parteien von der 

Notwendigkeit zu überzeugen, sich radikal gegen die Regierung des Königs zu 

stellen. Er war überzeugt, daß das Badoglioregime nichts weiter war als ein ge­

schickt vorgehaltener Schild, hinter dem mit der Monarchie all die alten „fort­

schrittsfeindlichen Kräfte herrschten und handelten"23 , die es zu neutralisieren 

galt, u m den Befreiungsprozeß sicher voranzubringen. „Nur wenn es uns gelungen 

wäre" - bemerkte Ugo la Malfa - , „die Frage nach der künftigen Staatsform klar 

und deutlich zu stellen, bevor die Monarchie von den Engländern und den Ameri­

kanern die Garantie für ihr Überleben und vom Land selbst die stillschweigende 

Billigung dafür erhielt, wäre es möglich gewesen, das italienische Volk frei zwi­

schen Monarchie und Republik wählen zu lassen."24 

Die Kommunisten hingegen — trotz starker Spannungen in den Arbeitermassen, 

die zu kontrollieren sie sich anschickten — „zeigten sich" - Bonomi zufolge — 

„gegenüber der Regierung Badoglio vernünftig, geschmeidig, dazu bereit, alle 

Möglichkeiten auszunutzen"25. Eine mühsam erstellte Umfrage des „Istituto per 

la storia del movimento di liberazione in Italia" ist in diesem Zusammenhang zu 

dem Schluß gekommen, daß „die Haltung der kommunistischen Führungsgruppe 

sich zusammenfassen läßt als Versuch, die Unzufriedenheit und den Protest an 

der Arbeiterbasis zu organisieren, und ebenso als Vermeidung des endgültigen 

Bruchs mit Badoglio und den antifaschistischen Anregungen weniger unzugänglichen 

Regierungskreisen"26. Der Drang der Kommunisten nach einem Ministersessel, der 

sich schon seit der ersten Hälfte des Jahres 1943 abzeichnete, paßte in die Ziele der 

sowjetischen Außenpolitik dieser Jahre: in den osteuropäischen Ländern Aufstieg 

zur Macht mit allen Mitteln, und - im Gegensatz dazu - in den Ländern West­

europas Teilnahme an der Macht durch eine umsichtige Kompromißpolitik; eine 

Folge des bekannten Prozesses zur Aufteilung von Einflußzonen unter den „Gro­

ßen" , der damals konkrete Gestalt anzunehmen begann. 

Vom Waffenstillstand zum Widerstand 

Aber nach der Krise vom 8. September 1943 - nicht mehr nur einer Krise des 

faschistischen Regimes, sondern des italienischen Staates —, als der insgeheim 

23 Leo Valiani, Il Partito d'Azione, in: L. Valiani, G. Bianchi, E. Ragionieri, Azionisti, 
cattolici e comunisti, a.a.O., S. 61. 

24 Ebenda, S. 60. 
25 Ivanoe Bonomi, Diario di un anno, Milano (Garzanti) 1947, S. 49. 
26 L'Italia dei quarantacinque giorni, 1943, 25 luglio-8 settembre (Hefte des „Il Movi­

mento di liberazione in Italia"), Milano 1969, S. 139. 



294 Giorgio Vaccarino 

schon am 3. September in Sizilien unterzeichnete, aber erst am 8. September von 

den anglo-amerikanischen Alliierten verkündete Waffenstillstand Heer und Volk 

den deutschen Repressalien aussetzte, da sah sich das Comitato di liberazione nazio­

nale (nationale Befreiungskomittee), in das sich die Front der antifaschistischen 

Parteien verwandelt hatte, vor das Problem der legalen Machtnachfolge gestellt. 

Der völlige Zusammenbruch des Landes, Folge der persönlichen Verantwort­

lichkeit des Königs, und die Aufgabe der Hauptstadt durch den König und seine Re­

gierung ohne vorausgehende Koordinierung der eigenen Streitkräfte zeigten deutlich 

den Verfall der legitimen Macht. 

Die drei Linksparteien (Sozialisten, Kommunisten, Partito d'azione) beschworen 

in einer Sitzung des Befreiungskomitees vom 28. September die Aufhebung der 

königlichen Vorrechte. Der Partito d'azione forderte durch Ugo La Malfa energisch 

die sofortige Abschaffung der Monarchie. Die Sozialisten schlossen sich ihm an, 

und auch die kommunistische Partei bestätigte diesmal durch Scoccimarro, daß die 

für den Befreiungskampf notwendige geistige Einheit des Landes sich u m den 

König und Badoglio nicht bilden könne, weshalb sie „ausgeschaltet" werden müß­

ten27. 

Obwohl die anderen Parteien im Befreiungskomitee anfangs dagegen waren, 

mit einer unmittelbaren Aufhebung der königlichen Vorrechte den späteren Volks­

entscheid zu präjudizieren (den auch die Alliierten auf Anregung des inzwischen 

zwanzig Jahre alten Antifaschismus für das Kriegsende zugestanden hatten), unter­

zeichneten sie am 16. Oktober 1943 endlich doch einstimmig eine Botschaft des 

CLN (Comitato di liberazione nazionale) an das Land. Darin wurde die Bildung 

einer außerordentlichen Regierung gefordert, die Ausdruck der politischen Kräfte 

sein sollte, die beständig gegen die faschistische Diktatur gekämpft und seit Sep­

tember 1939 sich gegen den Nazikrieg gestellt hatten. Eine solche Regierung hätte 

„all die verfassungsmäßigen Machtbefugnisse des Staates übernehmen . . . den 

Befreiungskampf auf seiten der Vereinten Nationen führen . . . das Volk mit Ende 

der Feindseligkeiten zu den Wahlen rufen sollen, bei denen über die Staatsform 

zu entscheiden wäre"2 8 . 

Der Erneuerungswille der antifaschistischen Kräfte war nach dem 8. September 

so stark, daß zum ersten Mal — und ich möchte sagen, auch zum letzten Mal — die 

Einheit innerhalb der CLN von den fortschrittlichsten Positionen her bestimmt 

wurde29. 

Sogar die liberalen Kreise, die sich u m den Philosophen Benedetto Croce scharten 

(dessen Treue zur Monarchie als Institution nicht in Abrede gestellt werden konnte), 

27 Carlo Ludovico Ragghianti, Disegno della Liberazione Italiana, Pisa (Nistri-Lischi) 
1954, S. 45. 

28 Franco Catalano, Storia del CLNAI, Bari (Laterza) 1956, S. 70. 
29 Guido Quazza, La resistenza italiana, Torino (Giappichelli) 1966, S. 20. Über Art, 

Funktion und Rechtsnatur der CLN vgl. Mario delle Piane, Funzione storica dei Comitati di 
Liberazione nazionale, Firenze (Le Monnier) 1946; Guido Quazza, Leo Valiani, Edmondo 
Volterra, Il Governo dei CLN, Torino (Giappichelli) 1966. 
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befürworteten die Abdankung des Königs, u m die Monarchie zu retten und ihr die 

Chance zu geben, nicht mit in der moralischen Verurteilung unterzugehen, die 

den regierenden König und zum Teil auch dessen Sohn getroffen hatte. Sie ver­

urteilten „das neofaschistische Regime Viktor Emanuels und Badoglios " und stimm­

ten den Entschließungen des am 28. und 29. Januar 1944 in Bari abgehaltenen 

Kongresses der Befreiungskomitees zu, in denen die Dringlichkeit der Abdankung 

des Königs und der Bildung einer demokratischen Regierung betont worden war30. 

Auch die amerikanischen Alliierten hatten sich, vor allem nach dem Bericht 

Adlai Stevensons vom Januar 1944, der von den Parteien vorgeschlagenen Lösung 

geneigt gezeigt und kein Geheimnis daraus gemacht, in welchem Mißkredit der 

König Italiens und Badoglio bei ihnen standen31. 

Aber die sich verhärtende Haltung der Monarchie, die Begünstigung des Königs 

und Badoglios durch den britischen Alliierten — trotz anderer Ansicht Roosevelts32 —, 

vielleicht auch der immer noch zu geringe Druck auf den König, abzudanken und 

den Kompromiß einer Statthalterschaft seines Sohnes zu akzeptieren, den schon 

de Nicola vorgeschlagen hatte, hatten zur Folge, daß Anfang April die Lage noch 

unverändert war. So wurde vom Partito d'azione und den Sozialisten in einer 

bewegten Sitzung des Ausschusses der antifaschistischen Parteien der Vorschlag ein­

gebracht, nicht mehr länger zu zögern, alle Befreiungskomitees, Gewerkschaften und 

die antifaschistischen Organisationen zu mobilisieren, u m zur Formierung einer au­

ßerordentlichen Regierung zur Befreiung des Landes zu schreiten. Dieser Regierung 

hätten alle verfassungsmäßigen Machtbefugnisse des Staates übertragen werden sol­

len, und sie hätte bei Kriegsende die freie Entscheidung des Volkes über die zukünf­

tige Staatsform gewährleisten sollen33. Aber nicht alle Parteien stimmten dem zu. 

Die Situation war so weit gediehen, als der Führer der Kommunisten, Palmiro 

Togliatti (der aus der UdSSR zurückgekehrt war), vor dem Parteienausschuß 

am 3. April in Salerno erklärte, daß er derartige revolutionäre Vorhaben nicht billi­

gen könne, da sie wegen der Verbindung mit den Alliierten nicht opportun seien. 

Für den PCI sei der König nur eine Person, keine Institution, und der Zeitpunkt 

seiner Entfernung eine reine Formfrage. Die Einheit des italienischen Volkes im 

gemeinsamen Kampf müsse oberste Bedingung aller Entscheidungen sein, deshalb 

wünsche der PCI die sofortige Bildung einer neuen Regierung, an der alle anti­

faschistischen Parteien beteiligt sein sollten — ohne irgendwelche Vorbedingungen 

gegenüber Marschall Badoglio34. 

Damit kamen die Dinge endlich wieder in Bewegung. Die neue Regierung 

Badoglio bildete sich gegen Ende April 1944 unter Beteiligung auch der anderen 

30 Depesche von Croce-Sforza an Eden, Cordell Hull, Molotow vom 31. Januar 1944, 
La Giunta esecutiva dei partiti antifascisti nel Sud (Gennaio-Aprile 1944), in: Il Movimento 
di liberazione in Italia No. 28-29 (1954), S. 47. 

31 Norman Kogan, Italy and the Allies, Harvard Univ. Press. 1956 S. 56, 178. 
32 Ebenda, S. 57. 
33 La giunta esecutiva dei partiti antifascisti, a.a.O., S. 94. 
34 Ebenda, S. 97-99. 
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Koalitionsparteien, die nolens volens sich auf die Dauer nicht linker und kompro­

mißloser verhalten konnten als die Kommunisten. Der König seinerseits versprach, 

seinen Sohn Umberto als Statthalter einzusetzen und selbst abzudanken, verschob 

jedoch die Verwirklichung dieses Plans bis zu dem Tag, an dem Rom befreit sein 

würde35. 

Als Erklärung für den kommunistischen Coup (der eigentlich nur scheinbar 

einer war, wenn man sich die wiederholten Beispiele einer subtilen Gleichgewichts­

politik vergegenwärtigt) muß man die gerade eingetretenen Veränderungen der 

internationalen Lage sehen. A m 14. März 1944 hatte die UdSSR offiziell die Regie­

rung Badoglio anerkannt und mit ihr wieder diplomatische Beziehungen aufge­

nommen36. Der PCI hatte sich mit seinem überraschenden Schritt also den Erfor­

dernissen der sowjetischen Außenpolitik angepaßt, die deutlich werden Heß, daß 

ihr an einer Präsenz im Mittelmeerraum und einer aktiveren Teilnahme an der 

politischen Kontrolle dieses Gebiets gelegen war. Außerdem erhielt der Krieg, den 

die antifaschistischen Kräfte Italiens nun begannen, durch die Bildung dieser Re­

gierung erst konkrete Entfaltungsmöglichkeiten, die das Mißtrauen der Alliierten 

abbauen und die Bedingungen für eine Politik der Zusammenarbeit und der Hilfe 

schaffen konnten. 

Aber mit diesem Kompromiß von Salerno zerbrach auch die Solidarität der CLN. 

Die Einheit der nationalen Kräfte, auf die sich der PCI berief, wurde mi t dem 

Opfer der politischen Einheit des CLN erkauft, und dieses Opfer bedeutete eine 

Verkehrung der gesamten Widerstandspolitik. Der italienische Widerstand war 

in den Augen der meisten Beteiligten nicht nu r entstanden, u m die Deutschen zu 

vertreiben (wie das in Belgien, in Holland und sogar in Frankreich der Fall ge­

wesen war), sondern u m in Italien eine Demokratie entstehen zu lassen, die Aus­

druck des antifaschistischen Kampfes sein sollte sowie ein offener Bruch mit dem 

alten Staat mit all seinen historischen Widersprüchen, die zum Faschismus geführt 

hatten. Das politische Problem des Widerstands bestand in seiner Weigerung, die 

politische und die Rechtsnachfolge des alten Staats anzutreten, und in seiner Suche 

nach einer neuen Legitimation, die sich nicht aus der Vergangenheit herleitete. 

Die Beteiligung des Widerstands an einer monarchistischen Regierung unter 

35 Diese Verpflichtung des Monarchen war das Ergebnis der Verhandlungen, für die er, 
wie Togliatti erklärt hatte, überhaupt kein Interesse aufbrachte; vgl. Agostino Degli Espinosa, 
Il regno del Sud, 8 settembre 1943-4 giugno 1944, Roma (Migliaresi) 1946, S. 324; sie wur­
den von den Liberalen geführt und in aller Eile bekanntgegeben, damit nicht durch Togliattis 
Schritt das ganze eroberte Terrain wieder verlorenging: „Wir haben also das beschleunigt" — 
schrieb Croce in sein Tagebuch, „was wir bereits beschlossen hatten, d.h. die Bekanntgabe 
des von De Nicola unternommenen Schritts — in Übereinstimmung mit den Liberalen — und 
der vom König übernommenen Verpflichtung. So ersetzen wir die Grundlage, die die Kommu­
nisten erklären, legen zu wollen, durch eine andere, unsere, die wir in aller Stille gelegt 
haben, und die deutlich überlegen ist, weil sie die Frage um die Person des Königs nicht 
umgeht, sondern löst." Benedetto Croce, Quando l'Italia era tagliata in due, Estratto di un 
diario (luglio 1943-giugno 1944), Bari (Laterza) 1948, S. 99. 

36 A. Degli Espinosa, Il regno nel sud, a.a.O., S. 307ff. 
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Badoglio bedeutete eine offensichtlich konservative Lösung dieses Problems und 

hatte den endgültigen Verzicht auf die eigene revolutionäre Legitimation zur 

Folge. „Die erste Kampfphase" - schrieb der Aktionsparteiler Riccardo Lombardi -

„schloß eindeutig zugunsten der Gemäßigten: die republikanische Vorbedingung 

wurde zurückgestellt und die verfassungsmäßige Neuordnung des Staates aufge­

schoben bis nach der Befreiung des Staatsgebiets."37 

Und doch konnte die Lage auch für ausländische Beobachter damals schon reif 

erscheinen für eine Vorwegnahme der radikalen Lösung der Staatsformfrage. So 

hat der amerikanische Historiker Kogan, der in einer anderen Studie38 die Kom-

promißlosigkeit der Mitglieder des Partito d'azione als zu wenig realistisch ver­

urteilt, den Kompromiß in der Staatsformfrage vom April 1944 als fatale Schwä­

chung der Einheitsfront des CLN bezeichnet. Man hätte sie vermeiden können, 

wenn alle Parteien gemeinsam hart geblieben wären, so daß sie mit Roosevelts 

Hilfe auf Churchill hätten Druck ausüben können, anstatt „dem Kommunisten­

führer zu erlauben, sich seiner eigenen Partei zu bedienen, als sei sie ein Instru­

ment der russischen Politik, sie zu spalten und zu zwingen, eine Lösung zu akzep­

tieren, die voll ernster Gefahren für die künftige Demokratie war"39. 

Mit der Befreiung Roms im Juni 1944 wurde das in die Tat umgesetzt, was in 

Salerno vereinbart worden war. Mit der Abdankung des Königs gingen dessen 

Vorrechte auf seinen Sohn über, den man zum Statthalter ernannte. Marschall 

Badoglio erklärte seinen Rücktritt, und der Präsident des CLN, der ehemalige 

Reformsozialist Ivanoe Bonomi, übernahm den Posten des Ministerpräsidenten in 

der neuen Regierung. 

Doch schon im Sommer und vor allem im Herbst 1944 fiel den Parteien die 

Koexistenz in der römischen Regierung nicht mehr leicht: das politische Klima in 

Mittel- und Süditalien begünstigte die Rückkehr zur verlorenen Solidarität nicht 

gerade, einer Solidarität, die im Norden angesichts der konkreten Probleme des 

Partisanenkriegs und der Besatzungsherrschaft zwangsläufig herrschte. Die Par­

teien verhielten sich in Rom anders als in Mailand, wo die Repräsentanten der 

gleichen Parteien wie in Rom (außer der dort nicht vertretenen Democrazia del 

lavoro) das Comitato di liberazione nazionale Alta Italia — CLNAI (nationales Be­

freiungskomitee Oberitalien) bildeten, eine echte Untergrundregierung, die mit 

Hilfe ihrer Militärorganisationen - ohne daß es zu unüberwindlichen Brüchen 

gekommen wäre - auch die Operationen der Partisaneneinheiten leitete*0. 

37 Riccardo Lombardi, I problemi politici della Resistenza, Fascismo e Antifascismo (1936— 
1948), Lezioni e testimonianze, Milano (Feltrinelli) 1962, Bd. II, S. 531. 

38 N. Kogan, Il Partito d'azione e la (questione istituzionale, in: Il movimento di liberazione 
in Italia, N. 32 (1954), S. 23 ff. 

39 N. Kogan, Italy and the Allies, a. a. O., S. 189. 
40 Über den bewaffneten Widerstand vgl. Roberto Battaglia, Storia della Resistenza italiana, 

Torino (Einaudi) 1964; Giorgio Bocca, Storia dell'Italia partigiana, settembre 1943-luglio 
1945, Bari (Laterza) 1966; Renato Carli Ballola, Storia della Resistenza, ediz. L'Avanti, 1957; 
G. Vaccarino, Le mouvement de Libération nationale en Italie (1943-1945), in: Cahiers 
d'histoire de la guerre, N. 3, Paris 1950. 
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Die gefährlichste Spannung zwischen den Parteien in der römischen Regie­

rung wurde im November 1944 offenbar, in einem für alle Linkskräfte Europas 

heiklen Moment. Anlaß dazu war die Kritik der Linken an der Langsamkeit der 

Regierung bei den Säuberungsaktionen gegenüber den Faschisten. Ministerpräsi­

dent Bonomi - der sich vom CLN unabhängig machen wollte - erklärte seinen 

Rücktritt; er erklärte ihn aber dem Statthalter und nicht dem Befreiungskomitee 

(das sich für die Autorität hielt, von der die Macht der Regierung ausging); er 

erkannte damit der Monarchie die souveräne Entscheidungsgewalt zu, die man 

ihr mit der Befreiung Roms genommen zu haben wähnte. 

„Im Norden" — schreibt Catalano — „erschien diese plötzliche Krise unverständ­

lich und sinnlos: man hatte so viele Sorgen im Kampf gegen die Deutschen und 

die Faschisten, daß man keine Zeit mehr fand für solche Polit-Alchimien. "4 1 Die 

Krise in Rom hatte ihren Grund in der Instabilität der Koalition, einer Instabilität, 

die sogar bis zu der Forderung Bonomis ging, die Regierung nur mit den großen 

Massenparteien bilden zu wollen und die kleineren auszuschließen. Ein Vorschlag, 

den die Democrazia christiana annahm, die sozialistische Partei verwarf und die 

kommunistische Partei diplomatisch umging (recht besorgt, sie könne aus dem 

Regierungslager ausgeschlossen werden, denn die Regierung drohte, im Fall der 

Nichtannahme noch einmal nur auf Sachverständige zurückzugreifen). 

Man einigte sich immerhin insoweit, als die Einsetzung einer neuen Regierung 

und die Zuweisung des Amtes vom Statthalter und nicht vom CLN ausgehen 

sollte — ein neuer Schlag für Einheit und Ansehen der antifaschistischen Parteien. 

Die sozialistische Partei und der Partito d'azione nahmen einstweilen an einer sol­

chen Regierung nicht teil. Der von der ursprünglichen Ausrichtung der Koalitions­

parteien immer mehr abweichende Weg der italienischen Politik schien nun nicht 

mehr umkehrbar. „Die Tendenz zur Kontinuität des alten Staates", — schreibt 

Ricardo Lombardi - „die sich schon bei der Überwindung der Krise in Salerno 

gezeigt hatte, erhielt mit der Überwindung der Regierungskrise vom November 

ihre endgültige Sanktion. "42 

Gehen wir n u n von der Parteipolitik im Süden, für die politische Kämpfe und 

diplomatische Umsicht charakteristisch sind, zur politischen Szene des besetzten 

Italiens über. Dort hatten sich unter Führung des CLNAI die verschiedenen CLNs 

zu Organisations- und Führungszentren des Aufstands formiert; dort operierten 

ständig Partisaneneinheiten, die von den antifaschistischen Parteien ins Leben 

gerufen worden oder ihnen organisatorisch angeschlossen und mit den alliierten 

Streitmächten im Mittelmeerraum koordiniert waren. In Norditalien hatte sich die 

Politik ganz in die konkreten Sachfragen hineinbegeben, bestand ganz aus techni­

schen, Funktions- und auch ethischen Problemen, die die Kriegführung mit sich 

brachte; sie ließ zwangsläufig, wenn nicht auch aus freier Entscheidung, die Son-

41 F. Catalano, a.a.O., S. 295-296. 
42 R. Lombardi, a.a.O., S. 589. 
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derinteressen in den allgemeinen und vordringlichen Problemen des gemeinsamen 

Kampfes aufgehen. 

Die politische Relevanz der Endziele des Widerstands übertrug sich auf die 

der Mittel: die moralische Rehabilitierung des italienischen Volkes führte zu einem 

vollständigen Aufgehen im gemeinsamen Kampf, zur Zurückweisung jedes ängst­

lichen Aufschubs, wie etwa dem Abwarten bis zum Ende der Kriegshandlungen. 

Die politische Demokratie sollte aus einem harten, bewußt geführten und un­

mittelbaren Kampf hervorgehen und ihre Kraft und ihr Ansehen auf das Volks­

heer gründen, dessen Entwicklung nicht mehr rückgängig zu machen war und das 

aufgrund seiner Größe seine taktische Autonomie fordern mußte , selbst wenn es 

im Rahmen strategischer Koordinierungen der Alliierten verblieb. 

Es war demnach wichtig, die vom Volk ausgehende Macht der Organe der 

Widerstandsregierung prinzipiell zu festigen und so weit und so lange wie möglich 

vor dem Einmarsch der Alliierten ihre verwaltungstechnische Wirksamkeit zu 

sichern. Deshalb sollten sich die großen Städte allein befreien und sich bei An­

kunft der Alliierten mit einer auf der Grundlage der Koalition des CLN funktionie­

renden Verwaltung präsentieren. Dies geschah und wurde von den Alliierten bei 

ihrem Einmarsch auch anerkannt, denn sie hoben in ihren Geheimberichten „die 

ausgezeichnete Arbeit des CLN vor dem Eintreffen des AMG" hervor. Wir wollen 

uns hier nur auf den militärischen Aspekt beschränken und an das Urteil von 

Colonel Hewitt, dem Kommandanten der britischen Special Force in Italien, er­

innern: „Im ganzen wurden mehr als hundert Städte von den Partisanen befreit, 

bevor wir ankamen, die alliierten Armeen brauchten nur noch in die bereits be­

freiten Städte einzufahren und den Partisanen beim Durchkämmen letzter, ver­

einzelter Garnisonen zu helfen . . . Der Beitrag der Partisanen zum alliierten Sieg 

in Italien war beträchtlich und ging weit über die optimistischsten Vorstellungen 

hinaus. Ohne die Partisanensiege hätte es in Italien keinen so raschen, überwälti­

genden und wenig aufwendigen Sieg der Alliierten geben können."43 Auch Chur­

chill, den man wohl nicht verdächtigen kann, allzu großes Wohlwollen gegenüber 

den Volksbewegungen des Widerstands zu nähren, drückte am 2. Mai vor dem 

Unterhaus seine Anerkennung für den Beitrag „der freien Italiener" aus, „die 

ihren Teil beigetragen haben, u m ihr Land vom deutsch-faschistischen Joch zu 

befreien"44. 

Der Beginn des Wiederaufbaus: die Regierung Parri 

Das italienische Volk hatte also seine Einheit im Widerstand wiedergefunden. 
Die Freiwilligkeit, die für alle Kriege seit dem Risorgimento typisch gewesen war, 

43 Report on No. 1 special Force activities during april 1945, in: Il Movimento di Libera-
zione in Italia, N. 4 (1950), S. 8-9; wiedergegeben in der Originalsprache in P. Secchia e 
F. Frassati, La Resistenza e gli alleati, Milano (Feltrinelli) 1962, S. 385. 

44 „New York Times", 3. Mai 1945, zit. in Charles F. Delzell, Mussolini's Enemies, The 
Italian anti-fascist Resistance, Princeton Univ. Press, 1961, S. 550. 



300 Giorgio Vaccarino 

bis hin zum Ersten Weltkrieg - aber gewiß nicht für den Zweiten - , war ent­

scheidendes und ausschließliches Kriterium für die Bildung der Widerstands­

gruppen. Sogar die Landbevölkerung, die den Bewegungen während des Risorgi-

mento fremd geblieben war, ja ihnen sogar ablehnend gegenübergestanden hatte, 

spielte während des Widerstands eine wichtige Rolle, da sie mit ihrem Beitrag 

Leben und Aufbau der Partisanenformationen überhaupt erst ermöglichte45. 

Obwohl sich der Widerstand in vielen Aspekten seines sittlichen Engagements 

mit dem Risorgimento identifizierte46, ging er mit einigen grundsätzlichen Neu­

heiten doch über dieses hinaus. Der Widerstand galt nicht nur der Befreiung vom 

Besetzer, sondern auch der Vorbereitung eines Morgen, das gegen die Wiederkehr 

des Faschismus gefeit war. Die Befreiung war also der Ausgangspunkt für die 

Wiederherstellung eines humanen und zivilen Italiens. 

Zwar war der Widerstand in Einigkeit und weithin auf gemeinsamer Basis ge­

führt worden, doch seine Ziele unterschieden sich je nach den politischen Kräften, 

die ihn geführt hatten. Die Grundforderung nach einer Erneuerung der politi­

schen und ökonomischen Führungsschicht hatte Erfolg und Entwicklung der Links­

parteien begünstigt, die ihre Wurzeln im zwanzigjährigen Antifaschismus hatten 

und die jetzt mit der Befreiung dazu aufgerufen waren, den Hoffnungen konkrete 

Gestalt zu geben, in deren Namen sie dem Land zahllose Opfer abverlangt hatten. 

Die Arbeiterklasse - der Nerv der Widerstandskräfte - hatte neuen politischen 

Einfluß erlangt, aber da sie zutiefst verarmt aus dem Krieg hervorging, wurde sie 

sich in dem Augenblick, da sie den Sieg endlich in Händen hielt, klar darüber, 

wie weit entfernt noch das Ziel wirtschaftlicher und sozialer Sicherheit war und 

ihre wirkliche, d. h . nicht nu r formale demokratische Beteiligung an der Führung 

des Landes. Enttäuschte Hoffnungen und das augenblickliche Elend waren der 

Nährboden für soziale Erregung47 . Es war eine Zeit für Unruhen und Aufstände 

bei den Arbeitern und auch bei den Landarbeitern (die im Süden zu den herge­

brachten gewaltsamen Besetzungen der Latifundien zurückkehrten). 

Die Alliierten, die von 1943 bis 1945 auf dem Vormarsch durch Italien waren, 

mußten Tag für Tag mit dem Ernährungsproblem der großen Städte, die buch­

stäblich Hunger litten, fertigwerden. Von 2795 Kalorien pro Tag und Einwohner 

(Durchschnittswert der Jahre 1936-1940) war man 1945 bei 1733 Kalorien ange­

langt. Die landwirtschaftliche Produktion hatte sich im Verhältnis zu 1939 u m 

60 % verringert, und der Tierbestand war u m 75 % gesunken. Die Verluste der 

Industrie an Produktionsanlagen lagen unter denen der anderen Produktivsektoren 

und vergleichsweise unter denen der anderen kriegführenden Länder. Der größte 

45 Gaetano Salvemini, La guerra per bande, in: Aspetti della Resistenza in Piemonte, Torino 
(SET) 1950, S. XIV. 

46 Über die vieldiskutierten Beziehungen zwischen Risorgimento und Widerstand vgl. 
Claudio Pavone, Le idee della Resistenza, in: Passato e presente, Bologna, No. 7 (1959), 
S. 898 ff. 

47 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura alla democrazia, 1919-1948, Milano (Lerici) 1962, 
S. 588 ff. 
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Teil der Industrieanlagen befand sich im Norden des Landes, wo der Krieg nicht 

wie in Mittel- und Süditalien nur langsam, Schritt für Schritt vorangekommen 

war und wo die Partisanen und sogar die bewaffneten Belegschaften sie vor den 

Zerstörungen der letzten Stunde bewahrt hatten. Aber wenn die Industrie durch 

Kriegsschäden nicht mehr als 20 % ihrer Anlagen eingebüßt hatte, so lag die Ver­

minderung der Produktion doch bei 6 5 - 7 0 % : aufgrund des Raubbaus an den 

Anlagen, die von der Autarkiepolitik des Faschismus überbeansprucht worden 

waren, wegen der ungenügenden Versorgung mit Rohstoffen und der heftigen 

Auseinandersetzungen zwischen Belegschaft und Arbeitgebern gleich nach der Be­

freiung. Erst Ende 1946 sollte die Produktionskapazität der italienischen Industrie 

wieder das Niveau von 1938 erreichen48. 

In Anbetracht dieser Lage konnte der PCI, auch weil er im westeuropäischen 

Rahmen operieren mußte , offensichtlich keine spektakulären Lösungen anbieten, 

wie sie die Arbeitermassen erwarteten. Die Politik des überaus wendigen Togliatti, 

der den PCI zur wichtigsten Partei des Landes und seit der Teilnahme an der 

Regierung in Salerno im Mai 1944 zum Zünglein an der Waage für alle großen 

politischen Fragen des Landes gemacht hatte, fand doch seine Grenzen in der 

engen Bindung jeder europäischen kommunistischen Partei an die Sowjetunion. 

Die UdSSR war in Europa mit der Bewahrung der Früchte ihres Sieges be­

schäftigt: vom Sozialismus nur in einem einzigen Land war man zum Sozialismus 

in einem großen Stück Europas gelangt. Die mögliche Wiederholung der griechi­

schen Vorkommnisse in irgendeinem anderen Land Europas war eine große Gefahr 

für die Sicherung der sowjetischen Beute, denn dies hätte - mit dem Ausbruch 

eines neuen Konflikts — die Aufteilung in Einflußzonen, den wichtigsten Gewinn 

Moskaus, wieder in Frage stellen können. Wenn also die kommunistische Partei 

in Italien zur Erhaltung des Friedens beitrug, so „trug sie zum Schutz der Errun­

genschaften der UdSSR und auch des Weltkommunismus bei"49. 

War schon die Machtergreifung in Italien ein verfrühtes Unternehmen für die 

kommunistischen Kräfte - die ja dazu bereit waren, Westeuropa dem anglo-

amerikanischen Einfluß zu überlassen, u m Mittel- und Osteuropa endgültig als 

sowjetische Einflußzonen zu sichern —, so war der PCI auch der Aufgabe eines 

großen Kampfes u m die demokratische Erneuerung des Landes nicht gewachsen. 

Und zwar, weil er zwangsläufig zweigleisig fahren mußte : er mußte seine Ener­

gien auf zwei Ziele richten: in der Regierung die feste Zusammenarbeit mit der 

mächtigsten bürgerlichen Partei, der Democrazia Christiana zu sichern, anderer­

seits seinen Einfluß auf die Arbeitermassen zu behalten, indem er sie in ständige 

Arbeitskämpfe führte50. 

48 Giuseppe Mammarella, L'Italia dopo il fascismo, 1943-1968, Bologna (ed. Il Mulino) 
1970, S. 125-128. Über die Folgen der Kriegswirtschaft vgl. vor allem Enzo Collotti, L'ammi-
nistratione tedesca dell'Italia occupata 1943-1945, Milano (Lerici) 1963. 

49 G. Mammarella, a.a.O., S. 95. 
50 L. Valiani, L'avvento di De Gasperi, Torino (Francesco de Silva) 1949, S. 20. 
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Als der Partito d'azione, der im westlichen Liberalismus und Sozialismus wur­

zelte, nach der Befreiung in einem Artikel Ernesto Rossis in „L'Italia libera" vom 

27. April 1945 und dann in einem Brief der Parteileitung an die Führungsorgane 

des Widerstands forderte, daß in Erwartung der Verfassunggebenden Versamm­

lung unverzüglich eine „zentrale beratende Versammlung" einberufen werde, 

die aus den Vertretern aller regionalen Befreiungskomitees zu bestehen hätte 

(und zu allen unaufschiebbaren Maßnahmen aufrufen sollte, die der Sieg des 

Widerstands verlangte: von der Verhaftung der faschistischen Bonzen bis zur Be­

schlagnahme der Vermögen von Kollaborateuren und zu fiskalischen Maßnahmen, 

die den ruinierten Staatsfinanzen eine Atempause gewähren mochten), da wider­

strebten diesem Vorhaben nicht nur die Liberalen und die Christdemokraten, als 

es galt, praktische und attraktive Maßnahmen zu treffen, sondern auch die Kom­

munisten. Eine solche Versammlung — ein echter revolutionärer demokratischer 

„Konvent", den man in wenigen Tagen hätte einberufen können - hätte im Klima 

nach dem Aufstand zur Wiederherstellung einer Regierung des CLN mit den ein­

flußreichsten Vertretern des Widerstands führen können, d.h. zum Einbezug dessen 

in die Führung des Landes, was man damals „den Wind aus dem Norden" nannte51 . 

Die Kommunisten hingegen forderten (und waren sich darin einig mit den 

gemäßigten Parteien), die Regierungsfrage müsse in Rom selbst gelöst werden — 

nicht in einer Versammlung, die die Basis des Widerstands repräsentierte, sondern 

durch Verhandlungen und Abmachungen zwischen Parteileitungen52. Einstweilen 

unterstützten sie einen anfangs von Croce formulierten Vorschlag: bis zum Zu­

sammentritt der Verfassunggebenden Versammlung einen „Rat" zu bilden, dessen 

Mitglieder von allen Koalitionsparteien ernannt werden sollten, ein beratendes Organ 

mit geringen politischen Einflußmöglichkeiten. Mit 429 „beratenden" Mitgliedern 

trat er zum ersten Mal am 25. September 1945 zusammen53. 

Die Kandidatur des sozialistischen Parteiführers Nenni zum Ministerpräsidenten 

der neuen Regierung hätte gute Erfolgschancen gehabt, wenn Togliatti, u m sie 

durchzusetzen, zurückgetreten wäre und so eine Regierungskrise ausgelöst hätte, 

die die Gemäßigten keinesfalls geduldet hätten - aus Angst, ein längeres Macht­

vakuum könne das Land vielleicht unregierbar machen54. Es kam nicht dazu, und 

gegen den Kandidaten Nenni trat ein anderer Kandidat auf: der angesehene Führer 

der Christdemokraten, Alcide de Gasperi, der aber, weil er auch kein hinreichendes 

politisches Gleichgewicht gewährleisten konnte, ebenso erfolglos blieb. 

Da fiel die Wahl auf Ferruccio Parri, einen der Führer des Partito d'azione, 

einen der ruhmreichsten Kommandanten des Widerstandes. Mit Parri kam im 

Juni 1945 nicht nu r eine der politischen Kräfte an die Macht, die während des 

Antifaschismus und des Widerstandes die meisten Opfer gebracht hatten, sondern 

5 1 Ebenda, S. 14. 
52 Ebenda, S. 14. 
53 Ch. Delzell, a.a.O., S. 559, 565. 
54 L. Valiani, L'avvento di De Gasperi, a.a.O., S. 20. 
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auch ein Mann, der besser als alle anderen den Vermittlungsversuch zwischen den 

großen, sich antagonistisch gegenüberstehenden Kräften des Volkes — Marxisten 

und Katholiken - verkörperte, ein Mann, der Symbol für demokratische Erneue­

rung war. 

Der „Aktionismus", reich an intellektuellen Ansätzen zur Erneuerung, aber 

ohne Massengefolgschaft, mußte sich in dem zermürbenden Kampf aufreiben, der 

von den politischen Gegenpolen im Lande ausging, die vom Zwang zur Einigkeit 

im Widerstand befreit waren (aber noch im Rahmen der Befreiungskomitees ge­

meinsam weiterbestanden). Der „Aktionismus" war inzwischen zu einer Sache des 

Übergangs geworden bis zu dem Augenblick, da eine der beiden herrschenden 

Massenparteien — die marxistische oder die katholische — das Übergewicht bekom­

men würde. Auch aus diesen Gründen zog es die kommunistische Partei vor, sich 

nicht mit — zwar sehr fortschrittlichen — demokratischen Lösungen zu kompromit­

tieren, die sie, wenn sie von ihr unterstützt worden wären, vielleicht doch von einer 

Beteiligung an der Macht ausgeschlossen hätten. Einer Beteiligung, die sie sich 

sehr viel mehr als Machtaufteilung, denn als — völlig irreales — Monopol vorstellte. 

Nach wenigen Monaten des Experimentierens der Regierung Parri - , die sehr 

große Probleme zu überwinden hatte — vom sizilianischen Separatismus, den der 

neue Ministerpräsident mit der nötigen Entschiedenheit anging, bis zum Problem 

der öffentlichen Ordnung, das Parri viel unsicherer behandelte (denn er hatte die 

schmerzliche Pflicht, die Kräfte des Widerstandes aus dem Volk zu unterdrücken) — 

beschworen die Liberalen am 20. November 1945 gerade über dieses Thema eine 

Regierungskrise herauf. Die Liberalen machten sich Sorgen über die Konkurrenz, 

die außerhalb des CLN und mit der defaitistischen Forderung nach einer Ent-

mobilisierung des Widerstands von der rechtsgerichteten Bewegung des „Uomo 

Qualunque" (der Jedermannsbewegung) ausging, die im Süden besonders einfluß­

reich war55. Bald folgten ihnen die Christdemokraten, die nicht bereit waren, ohne 

die Liberalen in der Regierung zu bleiben56. Sie verhinderten so eine Umbildung 

der Regierung, die Parri bis dahin noch für möglich gehalten hatte. Auch die 

Kommunisten stützten eine Regierung nicht, die in einem Klima nach dem Auf­

stand vielleicht die Massen hätte mobilisieren können, die sich mit dem Widerstand 

identifizierten. 

Den Kommunisten kam es vor allem darauf an, wieder mit in der Regierung 

zu sein, und sie wollten diese nur mit den großen Massenparteien teilen, statt mit 

dem Partito d'azione, der ihnen durch Vermittlungsbemühungen gerade bei den 

kleinbürgerlichen Schichten Konkurrenz machte, die die Kommunisten mit ihrem 

55 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura, a.a.O., S. 647. 
56 Giulio Andreotti, damaliger enger Mitarbeiter von De Gasperi, erzählt über den Abend 

der Krise vom 24. November: „Nur wenige wissen, daß in dieser Nacht De Gasperi, bevor 
er nach Haus ging, sich zum Statthalter begab und ihm wahrscheinlich das unumstößliche 
Vorhaben Umbertos von Savoien bestätigt wurde, kein Kabinett ohne die Liberalen zu akzep­
tieren." G. Andreotti, De Gasperi e il suo tempo, Mondadori, Milano 1956, S. 284. 
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Konzept von der „neuen Partei" auf ihre Seite zu ziehen suchten67. Parris Fehler 

war, daß er den Vorschlag der Sozialisten fallen Heß, der ihn allein hätte retten 

können, d.h. unverzüglich das liberale Hindernis zu umgehen, sich dem Rat 

und dem Befreiungskomitee zu stellen, von dem sein Regierungsauftrag ausging, 

und von ihnen die eigentlichen Verantwortungen an dieser Krise abwägen zu 

lassen und damit den demokratischen Kräften die Möglichkeit zu geben, sich zu 

äußern58. 

Anläßlich seines Rücktritts am 24. November hielt Parri eine kraftvolle Rede -

die erste in seiner kurzen Laufbahn als offizieller Politiker — vor den italienischen 

und ausländischen Journalisten: er sagte, daß „der fünfte Stützpfeiler der Regie­

rung" [er bezog sich auf die Christdemokraten und die Liberalen] . . . sich an­

schicke, „jenen politischen und sozialen Kräften die Macht wieder zuzuspielen, die 

die Grundlage für das faschistische Regime abgegeben hat ten". Er entwickelte mit 

großer polemischer Kraft eine These, die Salvemini lieb gewesen war und die 

Parri selbst schon im „Rat" ausgesprochen hat te : daß es nämlich in der vorfaschi­

stischen liberalen Gesellschaft nie eine echte Demokratie gegeben habe, auf die 

man hätte zurückgreifen können, ohne die Errungenschaften des Widerstandes in 

Mitleidenschaft zu ziehen. 

Wenn die „Angst vor dem Bolschewismus " 1922 die wohlwollende Duldung des 

aufstrebenden Faschismus durch die Mittelschichten begünstigt hatte, so wurde 

nach der Befreiung die Angst des Bürgertums vor sozialen Unruhen im Land und 

vor dem noch lebendigen Geist der Befreiungskomitees - die den Widerstand mit 

einer größeren Beteiligung der Arbeitermassen an der Unternehmens- und der 

politischen Führung des Landes (Betriebsräte) abschließen wollten - durch den 

Sturz Parris merklich gemildert. 

Parri hatte vorgehabt, die Monopolindustrie mi t einer progressiven Besteuerung 

für Großbetriebe zu belegen, die ja bereits ihren Nutzen aus der Wirtschaftspolitik 

des Faschismus gezogen hatten. Er wollte damit eine ausgeglichenere Entwicklung 

der kleineren und mittleren Betriebe ermöglichen; aber er hatte dadurch die 

Anschuldigungen der Rechten auf sich gezogen, die Eigentumsrechte antasten zu 

wollen und Helfershelfer der Linken zu sein59. 

Die Alliierten ihrerseits hatten diesen raschen Stillstand der Entwicklung in der 

italienischen politischen Gesellschaft nach der Befreiung begünstigt, und dabei war 

57 „Die neue Partei, die Partei der Arbeiterklasse und des italienischen Volks" — so hatte 
Pietro Secchia vor der erweiterten Führungsspitze des PCI im besetzten Italien, die am 
11. und 12. März 1948 zusammentrat, gesagt, und damit das Denken Togliattis interpretiert -
„muß sich vornehmen, nicht die Arbeiterklasse, sondern die große Masse der Arbeiter zu 
lenken, an sich zu binden und zu leiten, die fortschrittlichsten Elemente aus der Mittelschicht, 
bei den Bauern, den Intellektuellen, den Technikern, den Freiberuflern . . . " P. Secchia, 
I comunisti e l'insurrezione, Roma (Ed. di cultura sociale) 1954, S. 421. 

58 Piergiovanni Permoli, La Costituente e i partiti politici italiani, Rocca S. Casciano 
(Cappelli) 1966, S. 126. 

59 N. Kogan, Italy and the Allies, a.a.O., S. 58. 
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ihnen eine seltsame Anomalie des marxistischen Denkens, der Macchiavellismus 

der Kommunisten, zu Hilfe gekommen. Die Alliierten wandten sich gegen Bestre­

bungen der Regierung, die Kampagne u m eine Änderung der Staatsform gleich 

nach der Befreiung in Gang zu bringen60. Zusammen mit der Rechten machten 

sie Parri Vorwürfe wegen seiner Versuche, sich mi t den Kommunisten zu arran­

gieren. Sie hatten den italo-amerikanischen Bankier Amedeo Giannini, den Präsi­

denten der Bank von Amerika, sagen lassen, daß die USA Italien keine Wirtschafts­

hilfe gewähren würden, solange die Männer des Widerstandes die Fabriken 

kontrollierten61. 

Auch die internationalen Ereignisse begünstigten diese Kehrtwendung. Die Kon­

ferenz von London, die aufgrund der Beschlüsse von Potsdam zwischen dem 

11. September und dem 2. Oktober 1945 einberufen worden war, u m die Friedens­

verträge auszuarbeiten, schloß mi t einer fast offiziellen Sanktionierung zweier be­

stehender Blöcke und der Eingliederung Italiens in den westlichen Block. Nur 

dieser konnte Italiens Ostgrenze schützen, die durch den jugoslawischen Anspruch 

auf Triest bedroht war — ein Anspruch, der von den italienischen Kommunisten 

unterstützt wurde. Der Kampf dagegen stärkte wiederum die italienische Rechte. 

Die USA unterstützten diese, indem sie durch Admiral Stone und sein Verhalten 

zu verstehen gaben, daß sie eine Vorherrschaft der Linken in Italien nicht zulassen 

würden62. 

Mit dem Sturz der Regierung Parri endete die erste Phase der neuen Demokra­

tie, die den Übergang von der „antifaschistischen Revolution zur demokratischen 

Revolution" in die Wege leiten sollte, statt dessen aber mit einer Huldigung an 

den „Mythos Wiederaufbau" schloß — mit der Rückkehr zur alten Gesinnung und 

zu den alten Ansätzen, die zwar nicht mehr faschistisch, aber immer noch pater-

nalistisch und autoritär waren. Der politische Erneuerungswille, der, vom Partito 

d'azione ausgegangen, dem Widerstand den eigentlichen Schwung gegeben hatte, 

erlahmte nun. Die Grundfreiheiten waren zwar formal gesichert, aber doch größten­

teils inhaltsleer geblieben angesichts der Aufrechterhaltung fast aller Positionen der 

privilegierten Schichten63. 

Auch für den sozialen Frieden hatte man einen Preis bezahlen müssen: der 

Verzicht der marxistischen Parteien auf die Demokratisierung in den Betrieben 

(die geplanten Betriebsräte) wurde ihnen im Gewerkschaftsabkommen vom 7. De­

zember - zu einem Zeitpunkt, als die Regierung Parri schon gestürzt war - mit 

spürbaren Lohnverbesserungen vergütet. Dies geschah in Form der automatischen 

Anpassung der Löhne an die Schwankungen der Lebenshaltungskosten, d. h. durch 

die sogenannte „scala mobile", die der Kommunist di Vittorio, Sekretär der CGL 

(Confederazione Generale del Lavoro), als Sieg der Arbeiterbewegung feierte. 

60 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura . . ., a.a.O., S. 603. 
61 N. Kogan, Italy and the Allies, a.a.O., S. 124. 
62 P. Catalano, L'Italia dalla dittatura . . ., a .a .O. , S. 638. 
63 G. Mammarella, a .a .O. , S. 107. 
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Die dadurch bedingte Steigerung der Produktionskosten wurde auf die Verbrau­
cher abgewälzt, und zwar vor allem auf die im Mezzogiorno, die weiterhin ihre 
landwirtschaftlichen Produkte zu Marktpreisen verkaufen, Industrieprodukte aber 
zu Monopolpreisen einkaufen mußten. Der große Experte für die Probleme des 
Südens, Guido Dorso, beklagte, daß damit das Verhältnis zwischen Nord und Süd 
wieder einmal nach althergebrachten Maßstäben ausgerichtet werde: es überwogen 
deutlich die Sonderinteressen der Industriellen und der Arbeiter im Norden (die an 
ihre Arbeitgeber durch hohe Löhne gebunden waren) und führten zur Ausbeutung 
der Bauern im Süden, der von den anderen als deren „Lebensraum" angesehen 
wurde64. 

Die erste Regierung De Gasperi und die Republik 

Der Partito d'azione hingegen, der Parri an die Regierung brachte und der 

beschuldigt wurde, das Spiel der Kommunisten zu spielen, hatte sich deutlich gegen 

die Durchsetzung von Sonderinteressen ausgesprochen, wie sie die Sozialisten und 

Kommunisten verfochten - zu Kompromissen in politischen Grundsatzfragen bereit 

und auf Popularität bei den Massen bedacht. Deshalb sprach sich „l'Italia libera", 

das Presseorgan des Partito d'azione, im August 1945 - trotz interner Meinungs­

verschiedenheiten — auch gegen einen von den Kommunisten geforderten Kündi­

gungsstopp und gegen die Verlängerung kommissarischer Treuhandschaften aus, 

die private Geldgeber der Betriebe entmutigten und den dringlichen wirtschaft­

lichen Aufschwung in Frage stellten. Es ging dem Partito d'azione u m einen Appell 

an den gesunden Menschenverstand: entweder nationalisierte man alle Betriebe, 

auch die kleinen, oder man gab sie den Privatunternehmern zurück. 

Der Verzicht auf grundsätzliche politische Lösungen, der durch die unmittelbare 

Befriedigung der Forderungen aus dem Volk wettgemacht wurde, sollte — nach 

Ausschaltung der Partito d'azione — die folgenden Kabinette De Gasperi kenn­

zeichnen. 

Schon das erste, das im Dezember 1945 gebildet wurde und noch aus allen 

Parteien der antifaschistischen Koalition bestand, verschob die Achse der italieni­

schen Politik eindeutig nach rechts und ließ so zwar nicht die Gruppierung, aber 

doch den erneuernden Geist des CLN vermissen. Auf eine üble Weise wurde die 

Säuberung der Verwaltung durchgeführt und abgeschlossen, die nu r die kleinen 

Faschisten traf und die großen, wirklich Verantwortlichen, ungeschoren davon­

kommen ließ. Präfekten und Quästoren, die vom CLN ernannt worden waren, 

wurden durch alte Berufsbeamte ersetzt, die genauso bereit waren, der Republik 

zu dienen, wie sie vorher bereit gewesen waren, dem Faschismus zu dienen. Die 

Währungsreform, die Parri vorgesehen hatte, u m den Inflationsprozeß aufzuhalten 

und eine sichere Basis für eine gerechte Besteuerung der Einkommen zu schaffen, 

wurde vom liberalen Schatzminister Corbino65 verhindert, weil er die Sparer nicht 

64 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura . . ., a.a.O., S. 643. 
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beunruhigen wollte. De Gasperi ließ Parris Politik dann endgültig versanden; er 

wollte es mit den Bauern nicht verderben, die das, was sie auf dem schwarzen 

Markt eingehandelt hatten, in barem Geld anhäuften. Sie waren ja das große 

Wählerreservoir der Democrazia Christiana. 

Valiani meint, unter den 1946 in Italien herrschenden Bedingungen hätte auch 

die Rückkehr zu einer streng liberalen Wirtschaftspolitik, so wie Corbino sie wollte, 

ihre positiven Ergebnisse zeitigen können, — aber nur dann, wenn man rigoros 

all ihre Regeln befolgte: vor allem die Abschaffung ständischer Berufsschranken, 

die Festsetzung des Wechselkurses der Lira auf einem Niveau, das den realen 

Kaufkraftmöglichkeiten entsprach, die Schaffung eines ausgeglichenen Staatshaus­

halts und die Bremsung der Ausgabe weiterer Banknoten. Wenn man diese Maß­

nahmen nicht in gleicher Weise durchführte, so mußte der liberale Weg zur Folge 

haben, was dann auch eintrat: nicht eine Sanierung der Wirtschaft, sondern die 

Einräumung ungeheuerer Sondervorteile für die privilegiertesten Sozial- und Be­

rufsgruppen66. 

Das Frühjahr 1946 sah die ersten Parteitage der antifaschistischen Parteien nach 

der Befreiung, auf denen alle Bilanz aus den vergangenen Leistungen zogen und 

die Grundlagen für die Zukunft legten; dabei zeigten sie ihr wahres Gesicht. 

Als erste tagten die Kommunisten, schon im Dezember 1945, und ließen dabei 

den Widerspruch offensichtlich werden zwischen dem Wunsch, die Macht nur mit 

den großen Massenparteien zu teilen, und dem gleichzeitigen Streben nach einer 

großen geeinten Partei der Arbeiterklasse, was die Einverleibung der kleineren 

sozialistischen Partei und eine schwere Belastung der vom PCI gewünschten Zu­

sammenarbeit mit der DC (Democrazia Christiana) bedeutet hätte67. 

Der Partito d'azione, der zwischen dem 4. und 8. Februar 1946 zu seinem Partei­

tag zusammentrat, konnte den vor allem von Lussu vertretenen herkömmlichen 

Sozialismus der sozialen Forderungen nicht in Einklang bringen mit einer moder­

nen, streng auf die Gesundung gerichteten Wirtschaftsplanung jenseits der unmit­

telbaren Interessen einzelner Sozialgruppen, wie sie Ugo la Malfa forderte. Die 

Folge war eine Spaltung der Partei in zwei Blöcke, die dann in den benachbarten 

politischen Formierungen aufgehen sollten, so daß die jüngste der italienischen 

Parteien mit ihrem Willen zur rigorosen demokratischen Erneuerung von der 

politischen Bühne verschwand. Von der kaum verstandenen Dringlichkeit dieser Er­

neuerung wollte das Land, eingekeilt zwischen dem Macchiavellismus der Kom­

munisten und den Lockungen der Konservativen, zu deren Schutzschild die DC 

wurde, nichts mehr wissen. 

Der PSIUP präsentierte sich auf seinem Parteitag in Florenz als vielgestaltiges 

Konglomerat von Positionen und Tendenzen, die sich vor allem auf das Haupt­

thema der Beziehungen zum PCI bezogen und damit auf die Entscheidung zwi-

65 Epicarmo Corbino, L'economia, in: Dieci anni dopo, a.a.O., S. 420 ff. 
66 L. Valiani, L'avvento di De Gasperi, a.a.O., S. 45. 
67 Per la libertà e l'indipendenza d'Italia, a.a.O., S. 285. 
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schen einem autoritären oder demokratischen Sozialismus. In dieser Ambivalenz 

lag der Grund für Aufspaltungen, die in der Folge zum Auseinanderbrechen der 

Partei führten, die sich dann aber wiedervereinte, u m sich erneut zu spalten. 

1946 standen auf der einen Seite diejenigen, die mit Nenni glaubten, es sei unmög­

lich, die Macht ohne die Kommunisten zu behalten, wenn man sie erst einmal habe, 

und sich deshalb auf ein Arrangement mit der sowjetischen Politik einlassen woll­

ten ; auf der anderen Seite standen die Autonomisten in ihren verschiedenen 

Schattierungen, unter denen die lebendigste Strömung sich auf die „sozialistische 

Initiative" berief (zu ihr gehörten die Jungen wie Matteotti, Vassalli, Zagari); sie 

hatten die Absicht, ihre kompromißlos revolutionäre Haltung gegenüber den Kapi­

talisten beizubehalten, aber gleichzeitig eine Politik totaler Unabhängigkeit von 

der UdSSR zu betreiben. Auch unter Nennis Führung und mit Ivan Matteo Lom-

bardo als Parteisekretär kam es nicht zu einer grundsätzlichen Klärung der Partei­

ziele. Man fuhr vielmehr fort, die Aufmerksamkeit der Wähler mit Sozialisierungs­

und Landaufteilungsversprechen auf sich zu ziehen, kümmerte sich aber nicht u m 

das gravierendste Problem: nur mit einem Wiederaufbau der Wirtschaft durch die 

Kräfte der Arbeiterschaft könnte das Proletariat auf demokratischem Weg und 

ohne einen weiteren Krieg zur neuen Führungsschicht im Land werden68. 

Die liberale Partei schien die große Tradition des Risorgimento von Cavour bis 

Giolitti verlassen zu haben, einfach weil sich die Aufgaben des nationalen Eini­

gungsprozesses erübrigt hatten. Aber sie hatte es auch nicht verstanden, sich in 

eine dynamische laizistisch-demokratische Partei zu verwandeln, die den Wieder­

aufbau des Landes mit Hilfe eines konsequenten Wirtschaftsliberalismus hätte vor­

antreiben sollen. Das Erbe des Risorgimento behinderte ihre Entscheidung zwischen 

Monarchie und Republik. Auf ihrem Parteitag, der am 29. April 1946 in Rom 

eröffnet wurde, gab sie sich agnostisch: im Bereich des Wiederaufbaus konnte sie 

sich allerdings nur als exklusive Sachwalterin der besitzenden Schichten erweisen, 

so daß ihre Haltung — nach den Worten Sturzos - in einen „immer irritierenderen 

Protektionismus"69 ausartete. 

Die Democrazia Christiana paßte sich dem Wiedererwachen der großen Arbeiter­

massen an - insofern stellte sie eine Neuheit dar — gegenüber der Tradition der 

Kirche, die früher sehr mißtrauisch war angesichts der Offenheit ihrer Gläu­

bigen für Sozialismus und Modernismus. Auf ihrem Parteitag im April bekannte 

sie sich zur Republik, auch wenn sie nichts tat, u m das monarchistische und noch 

faschistische Verwaltungspersonal zu ersetzen, das die Kräfte des Widerstands radi­

kal erneuern wollte. De Gasperi ließ es jedoch gern überleben - in seiner tief­

verwurzelten Überzeugung, der Restaurator des Staates zu sein70. 

68 L. Valiani, L'avvento di De Gasperi, a.a.O., S. 67. 
69 N. Kogan, Italy. . ., a.a.O., S. 202. 
70 De Gasperi hatte sein persönliches Eintreten für die Republik besser umrissen, als er 

am 3. August 1945 auf dem Parteitag der DG sagte, er betrachte die republikanische Lösung 
„nicht als eine Angelegenheit der Bestrafung, die sich auf die Vergangenheitbezieht, sondern 
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In der zweiten Februarhälfte 1946 debattierte der Ministerrat über die „Macht­

befugnisse der Verfassunggebenden Versammlung", die vom Volk „nach der Be­

freiung des Staatsgebiets" hätte gewählt werden sollen — laut der Verordnung 

Nr. 151 vom 25. Juli 1944 der Regierung Bonomis, die der Verfassunggebenden 

Versammlung auch die Entscheidung über die institutionelle Form des Staates, 

Monarchie oder Republik, zuwies, während sie ihre gesetzgeberischen Möglich­

keiten auf die Erarbeitung der Verfassungsurkunde beschränkte. Der aus dem 

partito d'azione stammende Jurist Calamandrei hatte diese Verordnung als „Ge­

burtsurkunde einer neuen demokratischen Ordnung in Italien" bezeichnet und als 

„die Übergangsverfassung", die in Italien bis zur Einberufung der Verfassung­

gebenden Versammlung gelten sollte71. 

Dieser Bestimmung, die den Linken lieb war, stand die Absicht der Liberalen 

entgegen, die Entscheidung über die künftige Staatsform nicht, wie geplant, der 

Verfassunggebenden Versammlung zu überlassen, sondern einem Volksentscheid, 

der für die Monarchie weit weniger ungünstig auszugehen versprach — aufgrund 

der absehbar sentimentalen Reaktionen des Wahlvolks vor allem im Süden. 

Der zunächst unentschlossene De Gasperi war schließlich auch für den Vorschlag 

eines Volksentscheids (der vom Liberalen Cattani ausging) und stellte eine weitere 

Überlegung an: daß nämlich die Verfassunggebende Versammlung nicht in der 

Lage sei, eine Verfassung auszuarbeiten, wenn die Frage der Staatsform, die im 

Lande auf sehr lebhaftes Interesse stieß, ihre Arbeiten beeinträchtigte72. Er suchte 

dabei die Unterstützung der amerikanischen Regierung. Der Druck der Alliierten 

ließ denn auch nicht auf sich warten, und De Gasperi konnte seiner Regierung 

erklären, daß der „Volksentscheid in internationalen Kreisen als der demokratisch­

ste Weg angesehen werde, u m den Volkswillen festzustellen"73. Auch Togliatti 

erklärte sich schließlich mit Cattani einverstanden (und demnach auch mit De 

Gasperi und den Alliierten) und vertrat in diesem Fall eine andere Position als 

Nenni74. Auch hinsichtlich der gesetzgeberischen Kompetenzen der Verfassung­

gebenden Versammlung ließ das amerikanische State Department der Regierung 

De Gasperi seine Meinung wissen. Es bestand diesmal auf der Einhaltung der 

Verordnung vom 25. Juli 194475, die die gesetzgeberische Tätigkeit der Verfassung­

gebenden Versammlung auf die Ausarbeitung der Verfassung beschränkte und die 

allgemeinen Gesetzgebungsbefugnisse an die amtierende Regierung delegierte. 

Die Linke protestierte dagegen, denn sie sah, daß auf diesem Weg die Ausarbei-

als ein im Wesen konstruktives Problem, das die Zukunft angeht." (G. Andreotti, a.a.O., 
S. 294. Eine biographische und bibliographische Skizze über De Gasperi enthält Igino 
Giordani, Alcide de Gasperi, Questioni di storia contemporanea, Bd. IV, Milano (Marzorati) 
1955, S. 1568-1590. 

7 1 Alessandro Galante Garrone, Questa nostra repubblica, Torino (Loescher) 1959, S. 19. 
72 G. Andreotti, a. a. O., S. 293. 
73 N. Kogan, Italy . . ., a.a.O., S. 127. 
74 G. Andreotti, a.a.O., S. 294. 
75 N. Kogan, Italy . . ., a.a.O., S. 128. 
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tung der Verfassung u m wenigstens ein Jahr verzögert und damit der künftigen 

gesetzgebenden Versammlung übertragen wurde, - die in einem u m vieles konser­

vativeren Klima handeln würde. Aber im Frühjahr 1946 war die Situation reif 

für einen vollständigen Sieg des liberalen Lagers, dessen Krönung die Verordnung 

vom 16. März wurde: sie rief das Volk auf, sich in einem Volksentscheid über die 

Staatsform zu äußern und zugleich am 2. Juni die Verfassunggebende Versammlung 

zu wählen. Der Verfassunggebenden Versammlung sollte lediglich die Ausarbeitung 

der Verfassung anvertraut werden, so wie es die gemäßigten Kräfte und die Alliier­

ten wünschten. 

Die Monarchisten waren übrigens noch nicht zufriedengestellt. Angesichts einer 

absehbaren republikanischen Mehrheit dankte König Viktor Emanuel III . einen 

Monat vor dem Gang zu den Urnen zugunsten seines Sohnes Umberto ab — in der 

Hoffnung, die Ausschaltung seiner Person, die sich im Kompromiß mit dem Fa­

schismus disqualifiziert hatte, könne die Dynastie retten. Obwohl die Linke laut­

stark gegen einen derartigen Bruch der „Waffenruhe in der Staatsformfrage" pro­

testierte, akzeptierten die Alliierten durch Admiral Stone die Abdankung des Königs 

und die Nachfolge Umbertos auf den Thron76. Der Vatikan seinerseits, obwohl 

„technisch neutral" , begünstigte ein Tätigwerden des Klerus, was dazu angetan 

war, den Wettlauf zwischen Monarchie und Republik in einen Zusammenstoß 

zwischen Monarchie und Kommunismus zu verwandeln. Papst Pius XII. forderte 

in einer Rede am Vorabend der Wahlen das italienische Volk auf - ohne von Mon­

archie und Republik zu sprechen —, sich zwischen Christentum und Materialismus 

zu entscheiden77. 

Am 2. Juni 1946 siegte die Republik mit leichtem Vorsprung: auf sie entfielen 

etwas mehr als 12 Millionen Stimmen (12717903 gegen 10719284 für die Mon­

archie), bei einer Wahlbeteiligung von fast 25 Millionen, also 54,3 %. Nach einem 

letzten Versuch des neuen Königs, die Ergebnisse des Volksentscheids anzufechten 

(der sich auf die Vorbehalte des Obersten Kassationsgerichts über die Marge un­

sicherer oder ungültiger Stimmen stützte), verließ Umberto II . am 23. Juni Italien 

und ging nach Portugal. Die Verfassunggebende Versammlung, die auch am 2. Juni 

gewählt worden war, wählte ihrerseits ein provisorisches Staatsoberhaupt, den 

neapolitanischen Rechtsanwalt Enrico de Nicola, einen Mann von unbestrittenem 

Ansehen, der politisch unabhängig war, obwohl er liberalen Kreisen nahestand und 

von ihm fast drei Jahre zuvor die Statthalter-Lösung ausgegangen war. 

Aus den Parlamentswahlen, die ebenfalls am 2. Juni abgehalten wurden, gingen 

die Kräfte der antifaschistischen und republikanischen Linken im ganzen mit nur 

46 % der Stimmen hervor. Von den 556 Sitzen der Verfassunggebenden Versamm­

lung fielen 207 an die Democrazia Christiana, 115 an die Sozialisten, 104 an die 

Kommunisten, 23 an den PRI (Partito Repubblicano Italiano - Republikanische 

76 F. Catalano, L'Italia dalla dittatara . . ., a.a.O., S. 699. 
77 New York Times vom 2. Juni 1946, in Ch. Delezell, a.a.O., S. 571. 
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Partei) und nur 7 an den Partito d'azione, über 41 an die Liberalen und 30 an die 

neue, rechtsradikale Bewegung des „Uomo Qualunque". 

Die Zusammensetzung der Verfassunggebenden Versammlung war das getreue 

Abbild - so Valiani - dessen, was man auch beim Kampf u m den Staat erreicht 

hatte. Wenn Togliatti als Justizminister der scheidenden Regierung eine großzügige 

Amnestie gewährte - die von den Widerstandsgruppen kritisiert wurde und selbst 

die Faschisten erstaunte (die davon en bloc profitierten) —, so hatte er dies nicht aus 

wahltaktischem Kalkül getan (denn die Wahlen waren ja schon vorbei), sondern 

in Anpassung an die beginnende geschichtliche Umkehrung7 8 . 

Die Formel des CLN war für die neue Regierung keine Grundlage mehr79. Sie 

bestand aus den Massenparteien: den Christdemokraten, den Kommunisten und 

den Sozialisten, die trotz der Beigabe einer schwachen republikanischen Vertretung 

den „Tripartito" (die Dreiparteienkoalition) begannen. Die Aktionsparteiler und 

die Liberalen blieben draußen: die ersteren geschwächt durch ihre innere Krise 

und eben auch, weil sie eine Meinungsbewegung waren, die in einem Land ohne 

Erfahrung in demokratischen Debatten und bei einer Bevölkerung, die nur darauf 

wartete, unter den Fahnen und den Sprüchen der Massenparteien mitzumarschie-

ren, Schiffbruch erleiden mußte ; die Abwesenheit der Liberalen drückte die Ver­

stimmung der vielen Monarchisten aus, die dieser Partei angehörten. 

Katholiken und Kommunisten 

Die Anpassung Togliattis an die neue italienische Wirklichkeit, die sich vom 

Radikalismus des Widerstands entfernt hatte, war beispielhaft und bedeutungsvoll. 

Als der Aktionsparteiler Calamandrei am 15. Juli im Namen seiner Partei vor­

schlug, die Konstituante solle wenigstens in Grundsatzfragen eine gesetzgeberische 

Tätigkeit für sich in Anspruch nehmen, denn niemand könne sie daran hindern, 

sich als souverän zu erklären (was eine teilweise Aufhebung der Verordnungen 

vom 25. Juli 1944 und vom 16. März 1946 bedeutet hätte, als es in Italien ja noch 

die Monarchie und die Truppen der Alliierten gab, die eine unmittelbare Über­

führung von Verfassungsgrundsätzen in Gesetze fürchteten), da wollten die Kom­

munisten und die Sozialisten nicht für eine derartige Souveränität stimmen und 

brachen so mit der Tradition der revolutionären Bewegung. I m Grunde ging es 

78 L. Valiani, Il problema politico, a.a.O., S. 69. 
79 „Die Zeit einer notwendigen Zusammenarbeit der sechs Parteien war für den Kom­

munisten Scoccimarro ebenso vorbei wie ihre „paritätische Vertretung, die zur Suche nach ei­
nem fiktiven politischen Gleichgewicht zwang, das der Wirklichkeit in keiner Weise entsprach "; 
und er fügte hinzu: „Die Wahlen geben für sich selbst Auskunft über die Zusammensetzung 
der Regierung." Mauro Scoccimarro, Il secondo dopoguerra, Roma (Ed. Riuniti) 1956,Bd. I, 
S. 115. Im Namen seiner Partei bezog er Position für eine Aufteilung der Macht unter den 
Massenparteien — und das mit all dem Gewicht, das die Wählerschaft den Kommunisten 
gegeben hatte. 
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ihnen u m einen Kompromiß mit der DG bei der Abstimmung der Versammlung 

über die ideologischen Prinzipien der von ihnen angestrebten sozialen Reformen. 

Sie forderten deshalb auch von der Regierung sofortige soziale Maßnahmen, die 

zwar populär, „aber im wesentlichen nicht strukturell"80 waren. 

Eine dieser Maßnahmen war eine Lohnprämie, die sogenannte „Republik"-

prämie, die die Staatskasse zwischen 30 und 35 Milliarden kostete und die sich 

rasch in Preiserhöhungen niederschlug. „Was hätte man mit 30 Milliarden anfan­

gen können?", fragte damals der Aktionsparteiler Riccardo Lombardi während der 

Diskussion in der Verfassunggebenden Versammlung. „Mit 30 Milliarden hätte 

man sechs Monate lang ein Viertel unserer Arbeitslosen beschäftigen können; wir 

hätten das Programm zum Wiederaufbau der Eisenbahn verdoppeln können; wir 

hätten in Kalabrien und Sardinien unendlich viel tun können; man hätte 100 000 

bis 150000 Wohnräume für Arme bauen können!"8 1 

Aber mi t der Anpassung an den Gang der Dinge wurden in der Politik der Kom­

munisten auch unüberbrückbare, wenngleich genau kalkulierte Widersprüche 

offenbar. Togliatti strebte ein fortschreitendes appeasement der DC und der konser­

vativen Kräfte an, doch zugleich wollte er das Monopol in der Führung der Massen, 

die er weiterhin mit einer Politik sektorialer Begünstigungen zu locken versuchte. 

Das war immer noch dieselbe Zweigleisigkeit einer Politik in der Regierung einer­

seits und im Lande andererseits, mit der der PCI in den 45 Tagen der Badoglio-

regierung begonnen hatte. Die DC strebte eine Normalisierung der Produktions­

tätigkeit an und das hieß vor allem Aufrechterhaltung der Kaufkraft der Löhne 

und nicht etwa ihre unterschiedslose und unkontrollierte Aufblähung. Aber sie 

vergaß gern, daß man der Arbeiterklasse nicht noch größere Opfer abverlangen 

konnte, ohne ihr größeres politisches Gewicht im staatlichen Leben einzuräumen 

(die Lebenshaltungskosten waren dreißig- bis vierzigmal so hoch wie in der Vor­

kriegszeit, die Löhne aber nu r dreizehnmal so hoch). 

Andererseits stellte auch der PCI die „strukturellen" Veränderungen hintan 

und t rug nicht einmal zur Normalisierung der Wirtschaft bei, der er mit einer 

unkontrollierten Lohnpolitik schadete, die doch nur die ohnehin schon beschäftigten 

Arbeitermassen des Nordens für Augenblicke begünstigte. In dieser Einstellung 

unterschieden sich die Kommunisten auch von den Sozialisten, nicht nur von den 

Katholiken: „Mit den Sozialisten sind wir in allem einig" - schrieb Scoccimarro -

„außer in der Lohnfrage. In dieser Frage ist der Standpunkt der Sozialisten und 

der Christdemokraten gleich, denn beide wehren sich gegen Lohnerhöhungen und 

vertreten statt dessen die Ansicht, man müsse die Lebenshaltungskosten senken. 

Wir können dieser Lösung nicht zustimmen" — schloß er —, „da augenblicklich 

nicht die Bedingungen für eine sofortige Senkung der Lebenshaltungskosten vor­

handen sind."82 

80 L. Valiani, L'avvento di De Gasperi, a.a.O., S. 78; ders. Dall' antifascismo alla Resi-
stenza, Milano (Feltrinelli) 1959, S. 190. 

81 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura . . ., a.a.O., S. 728. 
82 M. Scoccimarro, a.a.O., Bd. I, S. 121-124. 
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Der kommunistische Widerspruch setzte sich fort im Theoretisieren über die 

neue Wirtschaftspolitik, die auf Lösungen zusteuerte, von denen Togliatti behaup­

tete, sie seien „nicht so sehr katastrophal, sondern eher konstruktiv". „Auch wenn 

wir allein an der Macht wären", erklärte der Kommunistenführer auf einer Wirt­

schaftstagung im August, „würden wir für den Wiederaufbau an die Privat­

initiative appellieren"; und im Zentralkomitee seiner Partei hoffte er im Septem­

ber auf „einen neuen Wirtschaftskurs . . ., der ihr einen weiten Freiheitsspielraum 

einräumt". Die Kommunistische Partei strebte mit jedem Schritt mehr auf eine 

Einigung mit der DC zu und trat so weniger als Klassenpartei in Erscheinung als 

z.B. der PSIUP, der sich zu solchen Anbiederungen noch nicht herbeigelassen 

hatte83. 

Auch eine Währungsreform, die in den anderen europäischen Ländern recht­

zeitig vorgenommen, in Italien aber von den konservativen Kräften gefürchtet und 

sabotiert wurde, war von den linken Kräften in die Ecke geschoben worden, da sie 

sie nicht mehr für wirkungsvoll hielten. „Soweit es möglich sein sollte, die gleichen 

Ziele mit anderen Mitteln zu erreichen" - präzisierte der kommunistische Finanz­

minister - „werden wir ohne Schwierigkeiten eine Währungsreform durch andere 

Maßnahmen ersetzen.84. 

Die Umkehrung der Tendenzen im politischen Erneuerungsprozeß wurde in den 

Industriellenkreisen und bei den Konservativen mit Genugtuung registriert. Als 

nach dem Juni 1946 deutlich wurde, daß es nicht mehr zu einer Währungsreform 

kommen würde, stieg die Produktion von lebenswichtigen Gütern merklich an, 

ebenso die Exporte (die im April bis zum September 1946 vom Index 2,8 auf 13,1 

stiegen) und die Börsenkurse85 - wenn auch die italienische Wirtschaft im ganzen 

in die heikelste Phase der Inflation geriet und weit davon entfernt war, sich für 

gesundet halten zu können. 

Auf außenpolitischem Gebiet - wo der sowjetische Einfluß am stärksten war — 

geriet der neue Kurs der Kommunisten, der offiziell die moralische Einigung des 

Landes anstrebte, zusehends in offensichtliche Widersprüche. Der sowjetische 

Außenminister Molotow hatte zur Eröffnung der Pariser Friedenskonferenz am 

15. Juni die Aufmerksamkeit auf „antirepublikanische Demonstrationen" und auf 

„bewaffnete Aktionen" gelenkt, die in Italien monarchistische und faschisten­

freundliche, über den Ausgang des Volksentscheids enttäuschte Gruppen unter­

nommen hatten. Molotow hatte an die Verantwortlichkeit der Alliierten als Unter­

zeichnerstaaten des Waffenstillstands mit Italien appelliert (wo ihre Truppen noch 

stationiert waren); sie sollten „nicht gleichgültig bleiben gegenüber Versuchen, 

die den Bürgerkrieg entfesseln wollen". Es handelte sich - so bemerkt Catalano — 

„um einen ausdrücklichen Vorschlag, gemeinsam in Italien einzugreifen, der aber 

den Anglo-Amerikanern nur neue ernste Probleme gebracht hätte, da er alles 

83 G. Mammarella, a.a.O., S. 132-138. 
84 M. Scoccimarro, a.a.O., Bd. I, S. 122. 
85 G. Mammarella, a.a.O., S. 138. 
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wieder in Frage stellte und die kommunistische Partei gestärkt hätte"8 6 . Das Ein­

greifen der Russen wurde zwar blockiert, aber zugleich begünstigte man einen 

Kuhhandel u m Entschädigungen, in dem sich die verhärtete Front des Westens 

auf Kosten Italiens zu Konzessionen gegenüber Rußland herbeiließ. Die Venezia 

Giulia - außer Gorizia, Gradisca und Monfalcone - kam an Jugoslawien, das Stalin 

damals noch unterstützte; während Triest mit seinem winzigen Hinterland zum 

„freien Staatsgebiet" erhoben wurde. 

De Gasperi, der das nationale Territorium bis zum Äußersten verteidigte, hatte 

es sicherlich daran fehlen lassen, mit hinreichender Überzeugungskraft und ent­

sprechendem Nachdruck die Bemühungen des italienischen Widerstandes und dessen 

Beitrag zum alliierten Sieg zu vertreten. Seinem Mißtrauen gegenüber dem politi­

schen Erbe des Widerstandes — vor allem in seinen marxistischen Teilen — entsprach 

in wenig erfreulicher Konsequenz De Gasperis Weigerung, den Widerstand vor 

der Welt zu würdigen, der ihm der derzeitigen Situation nicht mehr zu entspre­

chen schien. Davon ganz abgesehen, hätte sich aber Togliatti, ganz gleich welcher 

Meinung er hinsichtlich der Beilegung der Streitfragen mit Jugoslawien war, 

mit der italienischen Delegation solidarisieren sollen, die sich in Paris als 

Angeklagte verteidigen mußte. Er stellte sich stattdessen bedingungslos auf die 

Seite des russischen Delegierten und stützte dessen Extremforderung, die durch 

ihre Übertreibung den Charakter eines diplomatischen Gefechts mit entschieden 

antiitalienischen Tönen annahm. „Das war der schwerste Fehler", schrieb Valiani, 

„den Togliatti begangen hatte, seitdem er sich ins Zentrum der italienischen P o ­

litik begeben hatte. "87 De Gasperi ging als der Verteidiger des Landes vor kom­

munistischem Einfluß gestärkt daraus hervor. Togliatti verschlimmerte seinen Fehler 

noch durch seine überraschende Reise nach Belgrad, Anfang November 1946. Als 

er zurückkehrte, empfahl er wärmstens den Vorschlag Titos, die Triestfrage durch 

die Abtretung Gorizias an Jugoslawien zu lösen — eine Stadt, die Togliatti unvorsich­

tigerweise „vorwiegend slawisch" nannte, u m den unpopulären Tauschhandel zu 

rechtfertigen. 

Immerhin wurde die Gefahr deutlich, in die Italien geriet, wenn — wie De 

Gasperi vor dem sofort einberufenen Ministerrat feststellte — allein schon die 

Möglichkeit, Gorizia könne Verhandlungsgegenstand sein, die Westmächte dazu 

veranlassen konnte, es als Gegenleistung für die Annahme des Friedensvertrags 

seitens Jugoslawiens an dieses abzutreten, ohne damit den internationalen Status 

von Triest zu vermeiden88. 

Auch die Festlegung der Westgrenzen zu Frankreich zeigte erneut — wenngleich 

die Amerikaner die habgierige Hand de Gaulles zurückgehalten hatten89 - daß 

86 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura, a.a.O., S. 720. 
87 F. Valiani, L'avvento di De Gasperi, a.a.O., S. 89. 
88 G. Andreotti, a.a.O., S. 321-322. 
89 G. Vaccarino, in: La guerre en Mediterranée (1939-1945), Centre national de la Recher­

che scientifique, Paris 1971, S. 584; H. S. Truman, Mémoires, I, L'année des décisions, 1945, 
Paris (Plon) 1955, S. 199, 202. 
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man Italien für sein Verschulden strafen wollte. Nur in den Beziehungen zu Öster­

reich, das auch als ehemaliges Feindesland betrachtet wurde, war die von De Gasperi 

und dem Außenminister Gruber ausgehandelte Lösung von Erfolg gekrönt. 

Die stärker werdenden internationalen Spannungen zwischen den USA und der 

UdSSR schlugen sich im Parteienlager nieder, vor allem im Innern einer dieser 

Parteien: der sozialistischen. 

Angesichts der Bestrafungsabsichten Rußlands gegenüber Italien auf der Frie­

denskonferenz ließ der von Nenni vertretene Neutralismus zwischen den Blöcken 

(der jedoch in Wirklichkeit ganz zu Rußlands Gunsten ging) den Kampf zwischen 

den Befürwortern des prowestlichen demokratischen Sozialismus und den Banner­

trägern des autoritären Sozialismus, die bereit waren, gemeinsam mit dem PCI zu 

marschieren, wieder aufflackern. Die Niederlage der Sozialisten bei den Gemeinde­

wahlen im November 1946, vor allem dort, wo sie sich in einer Einheitsliste mit 

den Kommunisten präsentiert hatten (in Rom gingen auf Grund von Präferenz­

absprachen 16 kommunistische und nur fünf sozialistische Stadträte aus den Wah­

len hervor), wurde zwar von Nenni als Folge organisatorischer Mängel gedeutet, 

von Saragat aber als das Ergebnis eines immer unpopuläreren Bündnisses mit den 

Kommunisten gewertet. 

Schon seit dem sozialistischen Parteitag im April 1946 waren zwei einander 

entgegengesetzte Gruppierungen deutlich sichtbar geworden: die der Autonomi-

sten u m Critica sociale und die Jungen der „Iniziativa socialista", und auf der 

anderen Seite die von Nenni, Morandi und Basso geführte größere Gruppe, die auf 

eine enge Aktionsgemeinschaft mit den Kommunisten drängte. Dieser Riß, der in 

Florenz schlecht und recht wieder zusammengeflickt worden war, führte zu einer 

explosionsartigen Parteispaltung im Januar 1947. Auf dem Kongreß im Palazzo 

Barberini bildete eine von den beiden anderen Gruppen abweichende Splitter­

gruppe unter Saragat und Matteotti eine neue, autonome und demokratische Par­

tei, die sich Partito socialista dei lavoratori italiani (PSLI — Sozialistische Italieni­

sche Arbeiterpartei) nannte. 

Auch kritische Historiker sind sich im unklaren darüber, aus welchen Gründen 

Saragat sich eigentlich abspaltete - trotz der damals von verschiedenen Seiten 

unternommenen Versuche zu einem friedlichen Kompromiß. Nach verläßlichen 

Urteilen war die Spaltung schon im Gange, bevor der Kongreß zusammentrat. Die 

Gründe lagen außerhalb der sozialistischen Partei. Die Entscheidung, die Saragat 

aus Abneigung gegenüber einer Aktionsgemeinschaft mit den Kommunisten traf, 

wäre demnach nichts anderes gewesen als die Vorwegnahme einer von anderer 

Seite gewünschten und nicht mehr aufzuhaltenden Entwicklung: I m Oktober 1946 

hatte eine Entschließung des kommunistischen Zentralkomitees die Sozialisten ganz 

explizit dazu aufgefordert, die Minderheit der Reformisten auszuschalten. Zu einer 

Konsolidierung der Aktionsgemeinschaft mit der sozialistischen Partei könne es 

90 F. Catalano, L'Italia dalla dittatura . . ., a.a.O., S. 749-750. 
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nicht kommen - hieß es in der Entschließung - ohne „die Eliminierung der anti­

kommunistischen Strömungen aus den Reihen der Arbeiterbewegung und ohne 

den offensten Kampf gegen den Antikommunismus"90 . 

I m sozialistisch-kommunistischen Lager konnte man also durchaus die herkömm­

lichen Wege des Klassenkampfes verlassen und alle nur erdenklichen Kompromisse 

mit den klerikalen und gemäßigten Kräften dulden, aber keinesfalls konnte man 

zulassen, daß in den eigenen Reihen antikommunistische Abweichungstendenzen 

weiterlebten. 

Mit der Spaltung der Sozialisten im Januar 1947 mußten Saragat als Präsident 

der Verfassunggebenden Versammlung und Nenni als Mitglied der Regierung 

zurücktreten. Ministerpräsident De Gasperi wurde vom Rücktritt Nennis unter­

richtet, als er sich als Gast des amerikanischen Präsidenten in den Vereinigten 

Staaten aufhielt. Wieder in Italien, beeilte er sich, am 20. Januar dem Staatschef 

den Rücktritt des gesamten Kabinetts zu erklären. 

Die Reise De Gasperis in die Vereinigten Staaten entsprach der Absicht der 

Amerikaner, größeren Einfluß auf die italienische Politik zu nehmen - jetzt, da 

Italien mit der Annahme des Friedensvertrages durch die fünf Außenminister am 

5. Dezember 1946 in New York sich von der Notwendigkeit befreit sah, gleiche 

Distanz zu beiden Großmächten zu halten, und in die Lage versetzt worden war, 

eine Politik der Eingliederung in das westliche Bündnis zu betreiben. Aber diese 

Reise erklärte sich auch aus dem dringenden Bedürfnis der italienischen Regierung 

nach einer ansehnlichen, weit über der bisher von der UNRRA gewährten Hilfe 

liegenden finanziellen Unterstützung. Der italienische Ministerpräsident erhielt 

einen Kredit von 100 Millionen Dollar, der für den Aufschwung der von der 

Inflation geschwächten italienischen Wirtschaft wie ein Geschenk Gottes erschien; 

als Gegenleistung verpflichtete er sich, „die demokratische Staatsform in Italien 

zu stabilisieren und zu erhalten". 

Diese Empfehlung bedeutete offensichtlich, auf Regierungsebene für eine Herab­

setzung der sozialistisch-kommunistischen Präsenz zu sorgen und so den Vereinig­

ten Staaten behilflich zu sein, sich in den Ländern Westeuropas jenen Einfluß zu 

sichern, den die Sowjets nicht nur im Osten gefestigt hatten (in den Ländern, in 

denen ihr Einfluß durch die erst kürzlich geschlossenen Pakte anerkannt wurde), 

sondern schon in eine weitergehende Vorherrschaft über Europa zu verwandeln 

begannen. Die Wahlsiege der von den Kommunisten beherrschten Volksfrontblöcke 

in den Ländern Osteuropas und die daraus folgenden grundsätzlichen Änderungen 

der Staatsform (wie sie sich in der Tschechoslowakei bald darauf deutlich zeigten) 

gaben Amerika die Gewißheit, daß es im Spiel u m das Gleichgewicht der Kräfte 

als Unterlegener hervorgehen würde, wenn sich die Dinge nicht bald änderten. 

De Gasperi konnte übrigens noch nicht auf die Mitarbeit der Kommunisten in 

der Regierung verzichten; einmal weil der Friedensvertrag in Paris noch unter­

zeichnet werden mußte (das sollte am 10. Februar 1947 geschehen), zum anderen 

weil die katholische Partei die Stimmen der Kommunisten brauchte, u m in der 

Verfassunggebenden Versammlung die Annahme jener Artikel durchzusetzen, die 
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den Einbezug der Lateranverträge zwischen dem Vatikan und Mussolini aus dem 

Jahre 1929 in die neue Verfassung sicherstellten. 

Doch die Präsenz der marxistischen Linken verringerte sich. I m dritten Kabinett 

De Gasperi, einer Neuauflage des „Tripartito", zu dem es am 2. Februar 1947 

kam, wurden die Hauptministerien, die die Sozialisten und Kommunisten inne­

gehabt hatten, neu verteilt: das Außenministerium, das de Gasperi gerade erst an 

Nenni abgetreten hatte, wurde ihm wieder genommen und Sforza anvertraut; das 

Finanzministerium, das Scoccimarro hatte, ging an Campilli; das in kommunisti­

scher Hand gewesene Ministerium für Nachkriegshilfe wurde aufgelöst. Mit den 

drei Ministerien, die den Sozialisten, und den dreien, die den Kommunisten geblie­

ben waren, war es ein Übergangskabinett, das Zeit gewinnen sollte, bis eine Regie­

rung der demokratischen Konzentration ohne Kommunisten gebildet werden 

konnte. 

Die internationalen Spannungen verschärften sich gefährlich. Die Konferenz der 

vier Außenminister im März/April 1947 in Moskau hatte die unversöhnlichen 

Meinungsverschiedenheiten auf den Siedepunkt gebracht91. Die „Truman-Dok-

t r in" , die der amerikanische Präsident am 12. März in einer Botschaft an den 

Kongress erläuterte, versprach, „die freien Völker zu unterstützen, die der ver­

suchten Gewaltanwendung bewaffneter Minderheiten oder äußerem Druck wider­

stehen". Sie hatte sich sofort in die Tat umsetzen lassen mit der Intervention in 

Griechenland gegen den kommunistischen Aufstand, der jetzt von Moskau unter­

stützt wurde, während der republikanische Aufstand der Elas (Griechische Volks­

befreiungsarmee) vom Dezember 1944 bis Januar 1945, den die Engländer nieder­

geschlagen hatten, keine Unterstützung gefunden hatte. 

Auch im Innern Italiens hatten sich die Spannungen mit den Kommunisten 

zugespitzt, nicht nur wegen der Lohnkämpfe an der Basis. Auf Regierungsebene 

verschärfte Togliatti die Krise, als er in Rinascita einen giftigen Artikel gegen die 

Amerikaner schrieb mit dem Titel „Was sind sie doch für Dummköpfe!" Der 

Artikel brachte De Gasperi in Schwierigkeiten92, der ja gerade erst eine amerikani­

sche Finanzhilfe erhalten hatte, über die sich übrigens andere kommunistische 

Führer, wie der damalige Finanzminister Scoccimarro, positiv geäußert hatten93. 

Aber trotz solcher Reibereien bewog die Sorge, der Mehrheitspartei zu mißfallen 

und vielleicht sogar der Teilnahme an der Macht verlustig zu gehen, die Kommu­

nisten zu spürbaren Zugeständnissen. Sie opponierten nicht nur nicht gegen die 

Unterzeichnung des Friedensvertrages (den zu unterzeichnen sich De Gasperi in 

Amerika verpflichtet hatte und dessen Nichtannahme die bisher erreichten Ergeb-

91 L. Salvatorelli, Storia del novecento, Milano (Mondadori) 1964, S. 877. 
92 G. Andreotti, a.a.O., S. 329. 
93 „Es ist unser Ziel, Arbeit und Produktion auf das höchstmögliche Niveau zu bringen", 

schrieb Scoccimarro, „soweit es die Rohstoffe zulassen. Die Vereinbarungen in Amerika, von 
denen die Zeitungen heute berichten, kommen der Verwirklichung einer solchen Politik 
entgegen und erleichtern sie . . . Sicher wird sie dazu beitragen, große Massen von Arbeits­
losen der produktiven Arbeit zuzuführen." M. Scoccimarro, a.a.O., Bd. I, S. 146. 
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nisse der Außenpolitik hinfällig gemacht hätte), sondern stimmten am 24. März 

auch dem Artikel 7 der Verfassung zu, der vorsah, daß das Verhältnis zwischen 

Staat und Kirche weiterhin nach den Lateranverträgen geregelt werden sollte. 

Wäre De Gasperi in dieser Auseinandersetzung der Unterlegene gewesen, so hätte 

er, nach Meinung einiger Beobachter, die Regierung verlassen müssen; vielleicht 

hätte sich ein Kabinett unter liberaler oder sozialdemokratischer Führung gebildet. 

Togliatti rettete also mit den Stimmen seiner Partei die Democrazia christiana; es 

ging ihm aber vor allem u m die Rettung der Dreiparteienkoalition, die in Frank­

reich durch den Hinauswurf der Kommunisten schon in eine Krise geraten war94. 

Nenni hingegen verweigerte seine und seiner Partei Zustimmung und bewies 

damit die Treue der Sozialisten zur laizistischen Tradition, so wie er 1943 und 1944 

im Unterschied zu den Kommunisten seine Treue zur republikanischen Tradition 

unter Beweis gestellt hatte. 

Nach der Billigung des Art. 7 war für De Gasperi die Beteiligung der Kommu­

nisten an der Regierung unnötig geworden. Als am 12. Mai 1947 eine neue Regie­

rungskrise ausbrach, schob er deshalb die Kommunisten ab und bildete eine „mono-

colore", eine Einparteienregierung, nur aus Christdemokraten und einigen Unab­

hängigen, wie dem angesehenen Wirtschaftswissenschaftler Luigi Einaudi im 

Budgetministerium, Merzagora als Außenhandelsminister und Sforza als Aus-

senminister. Die Kommunisten i m Land erhoben sich nicht; aber nicht deshalb 

hielt sich ihr Führer Togliatti mit Anklagen gegen diesen Schlag und beleidigen­

den Äußerungen über den siegreichen Gegner zurück95. 

Die Kommunisten außerhalb der Regierung 

Die christdemokratische Einparteienregierung bedeutete einen überwältigenden 

Sieg der Konservativen. Es schien, als sei in Italien die Gefahr der kommunisti­

schen Staatsstreiche gebannt, die das Gleichgewicht in Osteuropa erschütterten. 

Gerade eben erst war der Todeskampf des ungarischen Parlaments zu Ende gegan­

gen durch die Ablösung der von Ferenc Nagy - Exponent der Partei der Kleinen 

Landwirte — geführten Regierung durch die Kommunisten. 

Die wohlhabenden Schichten in Italien waren also De Gasperi dankbar, daß sie 

zufolge seiner kühnen Operation endlich wieder aufatmen konnten. Aber selbst 

wenn nur die Kommunisten und die mit ihnen verbündeten Sozialisten ausgebootet 

schienen, so war doch das Opfer der nicht-marxistischen revolutionären Kräfte des 

94 L. Valiani, L'avvento di De Gasperi, a.a.O., S. 115. 
95 Über das Ereignis werden folgende Urteile Togliattis berichtet: „Ein intelligenter und 

fähiger Gegner hätte uns nicht aus der Regierung verdrängt . . . er hätte uns vielleicht auf­
gefordert zu bleiben, und hätte vielleicht eine Situation entstehen lassen, in der wir ohne 
Ausweg gewesen wären oder uns gespalten hätten. Um zu verstehen, daß man das hätte tun 
können, bedurfte es allerdings geistigen Niveaus, und De Gasperi ist mittelmäßig, vielleicht 
noch weniger als mittelmäßig." Marcello und Maurizio Ferrara, Conversando con Togliatti, 
Note biografiche, Roma, (Ed. di cultura sociale) 1954, S. 367. 
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Widerstands am größten; sie mußten einsehen, daß es infolge der Niederlage der 

Linken mi t ihren Erneuerungsbestrebungen, von denen sie sich im Kampf gegen 

den Faschismus und im Bürgerkrieg hatten leiten lassen, zu Ende war. Das Ver­

trauen, das die Männer, die dafür gekämpft hatten, noch aufrechthielt, verlagerte 

sich in eine sehr ferne Zukunft, deren messianische Erwartung das einzige war, 

was ihnen als Trost in den Mißerfolgen der Gegenwart blieb. „Dieses Rückschlagen 

des Pendels der Restauration" — schrieb damals Calamandrei in seiner Zeitschrift 

Il Ponte — „war vorhersehbar und vorhergesehen. In allen Genesungszeiten, die 

nach großen Krisen kommen, zeigen sich solche Alternativen und solche Schwan­

kungen. Aber der Widerstand ist nicht zu Ende . . . Lassen wir uns nicht entmuti­

gen, auch wenn die neue Saat erst aufgehen wird, wenn unsere Augen sich schon 

für immer geschlossen haben werden." 

Der Maximalismus der Sozialisten, die nicht bereit waren, unabhängig von den 

Kommunisten für die demokratische Erneuerung zu kämpfen, und der Macchia-

vellismus der Kommunisten (in einer unentwirrbaren Verknotung von marxisti­

scher Lehre, nationaler Einheitspolitik und sowjetischen Interessen) hatten ihr 

Handeln im ganzen auf permanente Lohnforderungsagitationen reduziert, wie sie 

von der Arbeiterbasis erwartet wurden; aber sie waren unfähig dazu, die eigent­

lichen Strukturreformen einen Schritt voranzubringen, als die politische Situation 

noch eine Konsolidierung der Linken begünstigt und eine solche Politik wahr­

scheinlich zugelassen hätte. Folge dieses Aufschubs der Reform war in den Wirren 

der Nachkriegszeit das wirtschaftliche Chaos, die Aussichtslosigkeit, die anarchischen 

Spekulationen von Geschäftemachern unter Kontrolle zu bringen, während Preise 

und Löhne in schwindelerregendem Wettlauf an den Rand des Abgrunds gerieten. 

Die Indexzahlen der Großhandelspreise waren folgendermaßen gestiegen (wenn man 

als Basis 100 das Jahr 1938 n immt) : von 2582 im Mai 1946 bis 5329 im Juni 1947 

und 6202 im September 1947; dagegen waren die Löhne (bezogen auf die Basis 

100 = 1938) von 1544 im Mai 1946 auf 4670 im September 1947 gestiegen. Zu 

diesem Zeitpunkt schienen die Lebenshaltungskosten mit der Indexzahl 5334 einen 

unseligen Höhepunkt erreicht zu haben96. 

Die vierte Regierung De Gasperi mußte also ein schweres wirtschaftliches Erbe 

antreten; nach den vorausgegangenen glücklosen Unternehmungen versuchte sie, 

die Probleme mit ganz anderen Mitteln zu lösen. Der neue Plan wurde ihr vom 

Theoretiker des Wirtschaftsliberalismus Luigi Einaudi nahegelegt, dem Vizepräsi­

denten und Budgetminister. Wie er ein Jahr später dem Sozialisten Calosso erklären 

sollte, der eigentliche Liberalismus habe nichts zu tun mit der abgegriffenen For­

mel „laisser faire, laisser passer", sondern er sei eine Methode, mit der man „die 

Gründe, die Fälle und die Grenzen des staatlichen Eingriffs präzisieren" könne97 -

so schickte er sich nun zu einem energischen Eingriff an, der ein Hauptziel hat te : 

die Lira zu retten, ungeachtet des sehr hohen Preises, den diese Operation kostete. 

96 F. Chabod, a.a.O., S. 82 P. 
97 L. Einaudi, Lo scrittoio del residente, 1948-1955, Torino (Einaudi) 1956, S. 9. 
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Einaudi erlegte Industrie und Handel drastische Kreditrestriktionen auf; er ver­

suchte dann, einen Teil der für die Industrie bestimmten Gelder ins Schatzministe­

r ium zurückzuleiten, indem er anordnete, daß Überschüsse der Banken (oberhalb 

einer recht eng gesteckten Grenze) in Staatsanleihen investiert werden müßten. 

Der Inflation, die die Produktion begünstigt hatte und die Aktienkurse himmel­

hoch hatte steigen lassen (von Februar bis April hatten die wichtigsten zwischen 

10 und 3 0 % Gewinn gebracht), folgte nun ein deflationistischer Engpaß, der die 

Produktion schrumpfen und die Aktienkurse stürzen ließ. Man errechnete, daß 

im September und Oktober 1947 die Aktien 40 bis 6 0 % ihres Marktwertes ver­

loren, und das traf vor allem diejenigen Kreise, die als „Spekulationsklüngel" an 

den Börsen bekannt waren. Die Lager waren mit Waren gefüllt worden in der 

Hoffnung auf einen Preisanstieg. Nun leerten sie sich zwangsläufig, so daß nach 

und nach langvermißte Güter auf den Markt strömten, zu Preisen, die eher sin­

kende Tendenz hatten. 

Merzagora als Außenhandelsminister genehmigte den zollfreien Import von 

Nahrungsmitteln und zwang exportiertes Kapital zur Rückkehr; das brachte den 

zweifachen Vorteil einer Verbesserung der Zahlungsbilanz und einer Senkung der 

Preise für lebenswichtige Güter im Inneren. Damit war das Ende des „schwarzen 

Marktes" gekommen. 

Der Hilfsplan für Europa — der vom amerikanischen Staatssekretär und ehe­

maligen Stabschef General Marshall geplant und geleitet und Italien am 9. Juni 

1947 mitgeteilt wurde - war nicht nur die Anerkennung Washingtons für die 

politische Wende, die De Gasperi herbeigeführt hatte. Er begünstigte auch die von 

Einaudi eingeschlagene deflationistische Politik durch beschleunigte Gewährung 

vorgesehener Finanzanleihen und das Versprechen unbegrenzter Lieferungen (und 

bewahrte so diese Politik vor allzu großen Risiken)98. 

Der Marshallplan hatte die italienische Wirtschaft gerettet (der es sehr schwer 

gefallen wäre, aus dem Engpaß herauszukommen, in den sie Kriegszerstörungen, 

zwei militärische Besetzungen nacheinander und das Fehlen einer konsequenten 

Wirtschaftspolitik in der Nachkriegszeit hatten geraten lassen). Er rettete vor allem 

aber auch die Democrazia Christiana vor dem Scheitern ihres Führungsanspruchs 

im Land. Die Deckung des Zahlungsbilanzdefizits - die man Italien ebenso wie 

den anderen Empfängern der Marshallhilfe garantierte - war eine nicht unbe­

trächtliche Rückversicherung gegen mögliche Schicksalsschläge. Deshalb beeilte 

sich De Gasperi angesichts des Auseinanderfallens der Welt in zwei Blöcke, den 

Friedensvertrag abzuschließen und ihn von der Verfassunggebenden Versammlung 

verabschieden zu lassen, denn er sah sich genötigt, Amerika die von ihm geforder­

ten Garantien auf politischer Ebene zu geben, die wirtschaftlich zurückbezahlt 

werden sollten. 

Als de Gasperi die Zusammenarbeit mit den Linken verweigerte, hatte er trotz 

allem eine große Verantwortung auf sich genommen. Wenn es ihm nämlich nicht 

Vgl. P. Chabod, a.a.O., S. 178 ff.; F. Catalano, a.a.O., S. 780 ff. 
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gelungen wäre, das politische und wirtschaftliche Chaos aufzuhalten, hätte er den 

Sozial-Kommunisten neuen Auftrieb gegeben, die im Lande nichts unversucht 

ließen, ihre Handlungsmöglichkeit zurückzugewinnen". Die deflationistische Poli­

tik rettete zwar die Währung, hatte aber eine ernste Kehrseite: mit dem Stillstand 

des Produktionsaufschwungs sahen sich viele kleinere und mittlere Betriebe ge­

zwungen, sich zu verkleinern, und die Confindustria (der Dachverband der indu­

striellen Arbeitgeberschaft) forderte die Aufhebung des Kündigungsstopps. Die 

Massen waren verzweifelt und griffen die Geschäftsstellen der Democrazia Chri­

stiana an. Währenddessen entstanden auch wieder faschistische Bewegungen, die 

sich direkt auf die unglückseligen Irrlehren des untergegangenen Regimes be­

riefen; sie nahmen bei den unzufriedenen Rechten den Platz ein, den kurz vorher 

noch der in Auflösung begriffene „Uomo Qualunque" innegehabt hatte. 

I m Bereich der sozialen Reformen blieb alles beim alten. Die programmatische 

Rede De Gasperis, die Vorstöße nach links versprach, wie z.B. eine Einigung über 

die Betriebsräte, ließ keinen guten Ausgang erwarten angesichts der Mittel und 

Männer der Rechten, deren sich De Gasperi bedienen mußte , u m sie in die Tat 

umzusetzen. Probleme wie die Frage staatlicher Eingriffe in Unternehmen, die 

Kontrolle der Monopole, die Neuordnung des Mezzogiorno, wurden mehr oder 

weniger definitiv vertagt. In der Steuerpolitik gab sich der Fiskus, nachdem man 

eine Währungsreform endgültig aufgegeben hatte, mit einer außerordentlichen 

Vermögenssteuer zufrieden (die das ehemalige Mitglied des Partito d'azione Ugo 

La Malfa als Vorsitzender des Schatz- und Finanzausschusses im Juli vor der Ver­

sammlung mit einem Text verteidigte, der u m vieles strenger war als das ursprüng­

liche Regierungsprogramm). Die Arbeiter- und Bauernmassen konnte man mit 

einem Kündigungsstopp, der gewerkschaftlichen Möglichkeit zur Zwangseinstel­

lung von Arbeitskräften und der Verlängerung der Agrarverträge beruhigen. 

Ende 1947 war die Inflation endgültig unter Kontrolle; der Wirtschaft eröffne­

ten sich günstige Ausblicke, im Bereich der Elektroenergie, der metall- und stahl­

verarbeitenden Industrie und im Schiffsbau ließen sich industrielle Fortschritte 

verzeichnen. Italien, einbezogen in den Block der Westmächte, hatte immerhin 

die Sicherheit, nicht Hungers sterben zu müssen, und das Bürgertum hatte weniger 

Grund zu der Befürchtung, in ein umstürzlerisches Abenteuer hineingerissen zu 

werden. Der Friedensvertrag, der Italien eine sichere Position innerhalb der west­

lichen Welt einräumte, wurde von der Verfassunggebenden Versammlung nach 

einer stürmischen Debatte am 31. Juli 1947 ratifiziert. 

Die absolute Mehrheit für die DC 

Das Jahr 1947, eines der sorgenvollsten der Nachkriegszeit, endete mit dem Ab­

schluß der Arbeiten der Verfassunggebenden Versammlung und mit der Annahme 

der italienischen Verfassung — einer der fortschrittlichsten in Europa, deren An-

99 Vgl. G. Mammarella, a.a.O., S. 15 ff. 
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Wendung aber auch am unsichersten war, weil die Ausführungsbestimmungen 

fehlten, deren Erarbeitung selbst zu übernehmen sich die Verfassunggebende Ver­

sammlung bekanntlich geweigert hatte. „Um die Linkskräfte für die ausgeblie­

bene Revolution zu entschädigen" — bemerkte der Jurist Calamandrei —, „wider­

setzten sich die Rechtskräfte nicht, in die Verfassung auch ein revolutionäres Ver­

sprechen aufzunehmen.100" 

Hoffnungen und Versprechungen blieben auch in der folgenden Legislatur­

periode das, was sie waren. Sie hätte eigentlich ja dafür sorgen sollen, einer noch 

irrenden Seele in einen Leib zu verhelfen, aber sie wurde von Calamandrei (er 

schrieb das 1954) als das „Jahrfünft der Nichterfüllung" bezeichnet, auf das im 

Grunde viele andere ähnliche Jahrfünfte folgten, denn der „Geist des Aufschubs", 

der für die Verfassunggebende Versammlung kennzeichnend war, sollte auch in 

der Folgezeit seine lähmende Wirkung unablässig weiter ausüben. Es gab nun 

zwar die Republik und mit ihr das Verfassungsgericht, aber die Gesetzbücher der 

faschistischen Zeit und ein großer Teil der alten Vorschriften helfen heute — 

nach 25 Jahren — immer noch mit, ein zweideutiges anachronistisches Weiterleben 

dieses Regimes zu verewigen. An einem gewissen Punkt dieser nicht gerade lobens­

werten Rechtsgeschichte der neuen Republik schien es, als habe die Verfassung 

de facto und nicht nur im Wort die Kontinuität des alten Staates sanktioniert, den 

der Widerstand hatte zu Grabe tragen wollen. Es schien wirklich so — wie jemand 

gesagt hat —, daß in der italienischen Republik das italienische Königreich weiter­

lebte. 

Vor den Wahlen für das erste Parlament der Republik wurde der Kampf im 

Land noch lautstärker; er spiegelte die Aufspaltung in feindliche Blöcke, die die 

Welt mit immer neuen Maßnahmen anheizte (Kominform gegen Marshallplan), 

in einen sich verschärfenden Konflikt, der die Friedliebenden aufschreckte und die 

Militanten aufrieb. Als erstes schickten sich die Kommunisten an, eine Volksfront 

oder Volksblöcke bei den Gemeindewahlen in Rom im November 1947 zu erproben. 

Die noch weiter ausgebaute Volksfront präsentierte sich bei den Parlamentswahlen 

im April 1948 mit Einheitslisten aus Kommunisten, Nenni-Sozialisten und kleine­

ren Gruppen und Persönlichkeiten der antifaschistischen Linken. Ihnen gegenüber 

stand die Regierungskoalition — schon im Dezember u m Republikaner und Sozial­

demokraten erweitert —, die in der Hitze des Gefechts ihren antikommunistischen 

Charakter noch mehr herausstellte, ja dramatisierte und sogar in den Erklärungen 

des Innenministers Scelba als zentrales Faktum der italienischen Politik ausgab101. 

Die Bedeutung dieses Kreuzzuges, in dem sich die Sorge u m die Freiheit mit all 

den Äußerungen des Widerwillens der engstirnigsten konservativen Schichten ver-

100 Piero Calamandrei, La costituzione e le leggi per attuarla, in: Dieci anni dopo, a.a.O., 
S. 215; für eine ausgewogene Behandlung der Verfassung vgl. P. Calamandrei und P. Levi, 
Commentario sistematico alla Costituzione italiana, 2 Bde., Firenze 1950, und als volkstüm­
liches Werk A. Galante Garrone, Questa nostra repubblica, a. a. O. 

101 L. Valiani, Il problema politico, a.a.O., S. 87. 
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mischte, wurde durch die russische Operation in der Tschechoslowakei unterstützt, 

wo die örtliche kommunistische Partei, die nicht die Mehrheit hatte, im Februar 

mit einem von außen unterstützten Staatsstreich die Macht übernehmen konnte, 

— eine Operation, die keinerlei Rücksicht auf die Lage der Kommunisten im Westen 

nahm. Auch das Versprechen Washingtons, Londons und Paris', sich für die baldige 

Rückkehr Triests in den italienischen Hoheitsbereich zu verwenden, t rug dazu bei, 

die Befürworter des westlichen Blocks zu stärken. 

Der Erfolg der DC bei den Wahlen vom 18. April 1948 war erdrückend, denn 

ihr hatten nicht nur die große Masse der traditionsgebundenen Katholiken ihre 

Stimmen gegeben, sondern auch all die reichschattierten Strömungen, die sich aus 

unterschiedlichen Gründen — manchmal sogar entgegengesetzten - in der Not­

wendigkeit zusammenfanden, das Land gegen Abenteuer zu schützen, wie sie den 

Volksdemokratien in Osteuropa zugestoßen waren. Das führte zu einem Erregungs­

zustand aller, in dem Vernunft und Glaube sich nicht mehr unterscheiden ließen. 

Die DC erhielt mit 48,5 % der Stimmen 304 Sitze in der Abgeordnetenkammer, 

die absolute Mehrheit von 574 Abgeordneten; die Volksfront erreichte 31% mit 

183 Abgeordneten und einem klaren — übrigens vorauszusehenden — Übergewicht 

der Kommunisten gegenüber den Sozialisten. I m Senat war die Mehrheit der DC 

wegen der Senatoren ex officio nicht absolut, aber immer noch sehr hoch. 

Die immerhin motivierte Entscheidung der Wählerschaft sollte bestimmend 

sein für alle kommenden Jahre der italienischen Demokratie. Man hatte die DC zu 

ihrem Stützpfeiler gemacht, ohne noch irgendeine andere Möglichkeit im Spiel 

der Kräfte zu erkunden. Der Austausch der Kräfte war so lange möglich gewesen, 

wie Italien von allen Strömungen innerhalb des CLN regiert wurde. Noch bei der 

Ratifizierung des Friedensvertrags im Juli 1947 hatte es Stimmen gegeben, die 

meinten, daß Saragat mit all denen, die die Ratifizierung verweigerten, die Kräfte 

und all die Erwartungen eines unruhigen Italiens hätte hinter sich bringen 

können, u m De Gasperi als Ministerpräsident zu ersetzen. 

Aber nach dem 18. April 1948 wäre es der Wählerschaft - die sich aus den ge­

nannten Gründen in all den folgenden Jahren als eine der stabilsten in Europa 

erweisen sollte — unmöglich gewesen, zwischen verschiedenen politischen Rich­

tungen und Blöcken zu wählen, abgesehen von einigen unbedeutenden Schwan­

kungen nach rechts oder links u m ein immer mehr von den überwiegend katholi­

schen Kräften bestimmtes Zentrum. Der politische Dialog erschöpfte sich so im 

vergeblichen Anprall gegen eine psychologische Mauer, durch die extremistische 

Abenteuerer schwerlich hindurchkamen. 

Die Präsenz einer großen kommunistischen Partei - die aber nur in einer beson­

deren Lage der Weltpolitik eine Machtalternative ohne Umkehr hätte darstellen 

können — war belastet von einer sozialistischen Partei, die den gemeinsamen 

Aktionspakt mit den Kommunisten allzu oft erneuert hatte, u m der Wählerschaft 

noch glauben machen zu können, eine neue, andere Kraft geworden zu sein — frei 

von möglichen Rückfällen. Bis heute ist es für die Italiener - trotz des hohen 

Industrialisierungsgrades des Landes — müßig geblieben, auf eine moderne und 
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mündige Demokratie zu hoffen, die sich nicht vor einer lebhaften und konstruktiven 
Dynamik der parlamentarischen Auseinandersetzung fürchtet. Schon beim ersten 
Anflug umstürzlerischer Absichten verkriecht sich das Land eilends unter die 
schützenden Flügel der großen katholischen Partei, die allein die marxistische 
Expansion so groß hat werden lassen und die das Risorgimento weder als Regie­
rungskraft gekannt, noch als Protagonist bei der Einigung des Landes geschätzt 
hatte. 



Miszellen 

PATRIK VON ZUR MÜHLEN 

JAPAN UND DIE SOWJETISCHE NATIONALITÄTENFRAGE 

AM VORABEND UND WAHREND DES ZWEITEN WELTKRIEGES 

Die Beziehungen zwischen Japan und der Sowjetunion schwankten in den 30er 

Jahren und während des Zweiten Weltkrieges zwischen drohender bewaffneter Aus­

einandersetzung und vorübergehender Entspannung. Japan hat sich gegen die 

Sowjetunion, die ein Gegner seiner Expansionspolitik auf dem asiatischen Festland 

und sein Rivale im Wettlauf u m den Einfluß in China war, mit verschiedenen 

Allianzen abzusichern versucht. Der Ende 1936 abgeschlossene Antikominternpakt 

und der im September 1940 unterzeichnete Dreimächtepakt waren die Resultate 

dieser Bemühungen1 . 

Aber die Politik des Inselreiches gegenüber der Sowjetunion beschränkte sich 
nicht auf den diplomatischen und militärischen Bereich. Japanische politische Kreise 
beobachteten sorgsam die sowjetische Innenpolitik und richteten ihr Augenmerk 
naturgemäß auf die schwächsten Stellen im staatlichen Gefüge ihres westlichen 
Rivalen. Eine besondere Bedeutung kam hierbei der sowjetischen Nationalitäten­
frage zu, die wegen der grobschlächtigen Behandlung der nicht-russischen Völker­
schaften durch Stalin und wegen der Aktivitäten von Emigrantenorganisationen in 
den Nachbarländern der UdSSR ihre frühere Aktualität durchaus behalten hatte. 
Die vorhegende Studie untersucht an Hand des — freilich sehr lückenhaften — deut­
schen Quellenmaterials die Zusammenarbeit offizieller japanischer Kreise mit Emi­
grantengruppen aus nicht-russischen Nationalitäten der UdSSR während der 30er 
Jahre und mit antisowjetischen bzw. antirussischen Untergrundorganisationen in 
einigen Republiken Sowjet-Turkestans während des Krieges. Das Thema verdient 
Interesse im gesamten Rahmen japanisch-sowjetischer Beziehungen während des 
angegebenen Zeitraumes, die auch durch neuere gründliche Darstellungen keines­
wegs ausgelotet worden sind. Die vorliegende Untersuchung möchte auf einige bis­
lang nicht beachtete Einzelheiten dieser Beziehungen hinweisen und durch ihre 
notgedrungen fragmentarischen Ergebnisse einen kleinen Beitrag zu ihrer Er­
forschung leisten. 

Ein offizielles japanisches Interesse an der sowjetischen Nationalitätenfrage vor 
1934 läßt sich den vorhandenen Quellen nicht entnehmen. Allerdings propagierten 
schon in den 20er Jahren japanische Gelehrte die Ideologie des sog. Panturanismus, 
auf die hier wegen ihrer engen Verknüpfung mit der sowjetischen Nationalitäten­
frage kurz eingegangen werden soll. Der Panturanismus wird gelegentlich synonym 

1 Hierzu Theo Sommer, Deutschland und Japan zwischen den Mächten 1935-1940, Vom 
Antikominternpakt zum Dreimächtepakt, Tübingen 1962. 
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für den Begriff Pantürkismus gebraucht, was jedoch nicht ganz korrekt ist. Dieser 

appelliert allein an die sprachliche und kulturelle Einheit aller turktatarischen 

Völkerschaften und hat im ausgehenden 19. und frühen 20. Jahrhundert in der 

Türkei und unter den turktatarischen Völkern des Zarenreiches bzw. der Sowjet­

union durchaus eine gewisse politische Bedeutung erlangt2. Der Panturanismus hin­

gegen propagierte die Einheit aller vermeintlichen Ural-Altai-Völker, zu denen 

neben den turktatarischen, ugrofinnischen und mongolischen Nationalitäten auch 

die Japaner gerechnet wurden. Unter Berufung auf diese angebliche turanische 

Verwandtschaft hatten in den 20er Jahren ungarische Panturanisten angeregt, 

einen japanischen Prinzen auf den ungarischen Thron zu setzen3. Aber abgesehen 

von solchen Absonderlichkeiten hat der Panturanismus nur ein Schattendasein unter 

finnischen, ungarischen, türkischen und japanischen Kreisen geführt, ohne in der 

Weltöffentlichkeit viel Beachtung zu finden. Zwar gab es in Tokyo die „Japanisch-

Turanische Gesellschaft", die in den 20er Jahren ein umfangreiches Kartenwerk 

über die Siedlungs- und Heimatgebiete aller mutmaßlichen turanischen Völker 

herausgab4. Aber bedeutendere politische Aktivitäten scheint der Panturanismus 

nicht angeregt zu haben. 

Ein intensives japanisches Interesse an der sowjetischen Nationalitätenfrage setzte 

erst 1934 ein und ließ sich, da viele der vermeintlichen turanischen Völker innerhalb 

der Sowjetunion lebten, geschickt mit der Ideologie des Panturanismus verbinden. 

1933 erschien in Budapest eine Neuauflage jenes Kartenwerkes; es ist sehr wahr­

scheinlich, daß es mit japanischen Geldern zumindest mitfinanziert worden ist. Ein 

Jahr später setzte eine recht umfangreiche Förderung von Emigrantenorganisationen 

in Europa und im Fernen Osten durch Japan ein. 

Während der Revolutionswirren des Jahres 1917 und des folgenden Russischen 

Bürgerkrieges waren zahlreiche Staatsbürger des ehemaligen Zarenreiches mit der 

Transsibirischen Eisenbahn nach Ostasien geflüchtet. Nordchinesische, mandschuri­

sche und sogar japanische Städte nahmen größere Emigrantengruppen — Russen wie 

auch Nicht-Russen - auf, die sich unter dem Schutzschild Japans vor den Auswir­

kungen der Revolution sicher fühlten. Von den nicht-russischen Nationalitäten 

waren am stärksten die Tataren vertreten, in geringerem Maße auch Vertreter der 

turkestanischen Völkerschaften Mittelasiens. Insgesamt sollen sich im Fernen Osten 

etwa 25 000 Tataren niedergelassen haben5 ; über die Flüchtlinge aus anderen nicht­

russischen Nationalitäten liegen keine Zahlen vor. Viele Tataren setzten auch in der 

Emigration ihre frühere kaufmännische Tätigkeit fort, durch die manche von ihnen 

2 Dieser Frage geht ausführlich nach Charles Warren Hostler, Türken und Sowjets, Frank­
furt a. M./Berlin 1960. 

3 Ernst Nolte, Die faschistischen Bewegungen, dtv-Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts, 
Bd. 4, 1966, S. 206f. 

4 Bertold Spuler, Die Lage der rußlandtürkischen Emigration im Fernen Osten, in: Ost-
Europa, Bd. 12 (1936/37), S. 544. 

5 Johannes Benzing, Berliner politische Veröffentlichungen der Türken aus der Sowjet­
union, in: Welt des Islam, Bd. 18 (1936), S. 125. 
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schon vor dem Ersten Weltkrieg Kontakte und Verbindungen nach Ostasien an­

geknüpft hatten. Sie errichteten eigene Kulturzentren, durch die der Zusammenhalt 

der Emigrantengruppen gefestigt wurde. In Tokyo, Nagoya und Kobe bauten sie 

Moscheen, ebenso in den mandschurischen Städten Charbin, Hailar und Mukden 

sowie Schulen in Schanghai, Tientsin und Nanking6 . Allerdings fehlte ihnen eine 

festere politische Organisation, die ihre Interessen nach außen und vor allem gegen­

über den Behörden der Gastländer hätte vertreten können. 

I m Jahre 1934 konnten die tatarischen Emigranten diesem Mangel abhelfen. 

Japanische Behörden ermöglichten es dem Oberhaupt der tatarischen Emigration, 

Ayaz Is'haki, der 1917/18 Chef der nationalen tatarischen Revolutionsregierung ge­

wesen war, nach Ostasien zu reisen und die größeren Gemeinden seiner Landsleute 

aufzusuchen. Ayaz Is'haki veranstaltete zunächst im japanischen Kobe eine Kon­

ferenz zur Gründung einer festen tatarischen Vereinigung, die dann ein Jahr später 

auf einer weiteren Konferenz im mandschurischen Mukden ihre endgültige Gestalt 

erhielt. Es wurden überall, wo größere tatarische Gruppen in Ostasien lebten, po­

litische Zentren geschaffen. Darüber hinaus knüpften die tatarischen Vereine Ver­

bindungen zu den Emigrantengruppen anderer nichtrussischer Nationalitäten, vor 

allem anderer Turkvölker, an und organisierten mit ihnen gemeinsame politische 

Veranstaltungen, die regelmäßig Anlaß zu heftigen Prügelszenen zwischen tatari­

schen und russischen Emigranten boten. Es ist zu vermuten, daß Japan und sein 

Satellitenstaat Mandschukuo die Emigrantengruppen mit beträchtlichen finanziellen 

Mitteln unterstützt haben. Die Tataren ihrerseits erzeigten ihren Protektoren so viel 

Loyalität, daß sie alle von ihren Organisationen gefaßten Beschlüsse zur Begut­

achtung den japanischen bzw. mandschurischen Behörden vorlegten. Die Japaner 

veranstalteten durch ihren „Panasiatic Club" Vortragsreihen japanischer Orien­

talisten; die schon genannte „Japanisch-Turanische Gesellschaft" betreute die 

tatarischen Emigranten ideologisch und propagandistisch und die Zeitung „Tokyo 

Nichi Nichi" widmete ihnen wie der sowjetischen Nationalitätenfrage überhaupt 

ihre wohlwollende Aufmerksamkeit7. 

Die großen Quellenlücken gestatten keine Darstellung der Zusammenarbeit 

tatarischer Emigrantenorganisationen mit japanischen Dienststellen bis zum Aus­

bruch des chinesisch-japanischen Krieges 1937 oder gar bis zur Ausweitung des 

Zweiten Weltkrieges auf Ostasien 1941. Vor allem fehlen solche Quellen, die über 

die Einzelheiten dieser Zusammenarbeit und ihre Zielsetzung Auskunft geben. Be­

stand das Wirken der tatarischen Organisationen nur aus nationalistischem Vereins­

leben oder stellten sich auch Tataren dem japanischen Geheimdienst zur Verfügung? 

Welche konkreten Absichten verband man japanischerseits mit dieser Zusammen­

arbeit, insbesondere im Hinblick auf eine in den 30er Jahren durchaus nicht un­

wahrscheinliche kriegerische Auseinandersetzung mit der UdSSR? Offensichtlich 

hat gegen Ende der 30er Jahre diese Zusammenarbeit an Intensität zugenommen. 

6 Spuler, a .a .O., S. 543. 
7 Ebenda, S. 544. 
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In einem gegen Ende 1938 geführten Gespräch mit Vertretern des Außenpolitischen 
Amtes (APA) der NSDAP äußerte der japanische Militärattache in Berlin, Kawabe, 
daß man noch vor zwei oder drei Jahren alle sowjetischen Emigranten unterschieds­
los als Russen behandelt hätte. Gegenwärtig hingegen beobachte man aufmerksam 
die turktatarische Emigration im Fernen Osten, da man in der Zukunft „ . . . mit dem 
militärpolitischen Einsatz dieses Faktors" rechne; japanische Stellen, sagte Kawabe, 
sortierten politisch interessante turktatarische Emigranten aus, jedoch sei hierbei 
Vorsicht geboten, da sich unter sie auch viele Agenten einschlichen8. 

Ungefähr zur gleichen Zeit wie in Ostasien, also u m 1934, setzte auch in Europa 

die japanische Förderung nicht-russischer Emigrantenorganisationen aus der Sowjet­

union ein. Da die tatarische Emigration in West-Europa zahlenmäßig von geringer 

Bedeutung war, wandte sich das japanische Interesse vorwiegend den kaukasischen 

Emigrantengruppen zu, deren politisches Zentrum in Frankreich lag. Die japanische 

Botschaft in Paris war es denn auch, die es dem früheren kaukasischen Außen­

minister Haidar Bammat finanziell ermöglichte, eine recht umfangreiche und kost­

spielige Pressearbeit zu beginnen. 

Zum Verständnis der kaukasischen Emigranten muß man sich vergegenwärtigen, 

daß sie — wie übrigens auch ihre Schicksalsgenossen aus anderen sowjetischen Na­

tionalitäten — in zwei politische Flügel gespalten waren, einen linken und einen 

rechten, die sich in größeren übernationalen Verbänden oder Zirkeln zusammen­

geschlossen hatten. Die linken Gruppen fast aller nichtrussischen Emigranten­

verbände organisierten sich in der von Polen und wahrscheinlich auch von Frank­

reich finanzierten Prometheus-Liga („Ligue Prométhée"), die sich an den demo­

kratischen Mächten England und Frankreich orientierten. Exponent des rechten 

Flügels hingegen wurde der Zirkel u m das von Haidar Bammat mi t japanischer 

Hilfe herausgegebene Blatt „Kavkaz". Die Angehörigen dieses Zirkels lehnten sich 

ideologisch und außenpolitisch eng an Deutschland, Italien, später auch Franco-

Spanien und naturgemäß an Japan an9 . 

Haidar Bammat entwickelte mit seinem „Kavkaz" eine sehr rege publizistische 
Tätigkeit. Das Blatt wurde in Paris, dem westeuropäischen Emigrantenzentrum, 
herausgegeben und erschien seit 1934 in russischer, türkischer und französischer 
Sprache („Kavkaz", „Kafkasya", „Le Caucase"). Es folgte bald eine englische Aus­
gabe („The Caucasian Quarterly") und ab 1937 auch eine deutsche („Der Kauka­
sus"). Das vom „Kavkaz" proklamierte Ziel war die Sezession der kaukasischen 
Völker und Republiken von der Sowjetunion und die Bildung einer unabhängigen 
multinationalen kaukasischen Staatenföderation. An der Pressearbeit des Blattes be­
teiligten sich auch prominente italienische Politiker; ein Teil der Auflage wurde in 
Berlin gedruckt. Diese beiden Tatsachen sowie einige weitere Indizien deuten 

8 Niederschrift Jacobs' (APA) vom 6. 12. 1938 (Bundesarchiv Koblenz, NS-Mischbestand 
1600). 

9 Patrik von zur Mühlen, Zwischen Hakenkreuz und Sowjetstern, Der Nationalismus der 
sowjetischen Orientvölker im 2. Weltkrieg, Düsseldorf 1971, S. 28 f. 
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darauf hin, daß auch Deutschland und Italien das Blatt unterstützten oder i hm 

doch zumindest eine wohlwollende Duldung zukommen ließen10. 

Es ist nicht auszuschließen, daß diese mutmaßliche gemeinsame Förderung des 

„Kavkaz" als praktische Ausfüllung der im Text recht dürftigen Artikel des Anti­

kominternpaktes verstanden wurde. Zumindest von japanischer Seite dürfte ein. 

Interesse daran bestanden haben, alle nur denkbaren Hebel in Bewegung zu setzen, 

u m auf einen Konflikt mit der Sowjetunion vorbereitet zu sein. I m Herbst 1935 war 

es an der Grenze der Mandschurei zur Inneren Mongolei zu Schießereien zwischen 

Japanern und Sowjets gekommen und die sowjetisch-japanischen Beziehungen stan­

den seit 1933 wieder einmal auf einem Tiefpunkt. Daher darf die mutmaßliche 

deutsch-italienische Mitfinanzierung des „Kavkaz" nicht darüber hinwegtäuschen, 

daß der ursprüngliche Drahtzieher und Geldgeber ausschließlich Japan gewesen 

ist, dem sich die beiden „Achsenmächte" wahrscheinlich später anschlossen. Das 

ergibt sich auch aus der Tatsache, daß der „Kavkaz " zu einer Zeit gegründet wurde 

(1934), als noch niemand ernsthaft an den Antikominternpakt dachte und der Ge­

danke einer deutsch-japanischen Annäherung noch bloße Theorie war11. - Es ist zu 

vermuten, daß Japan sich auch aus nachrichtendienstlichen Gründen für die Emi­

grantenkreise aus der Sowjetunion interessierte, da ihre Angehörigen über wert­

volle Sach- und Sprachkenntnisse und womöglich über Informationsquellen aus der 

Sowjetunion verfügten. Aber darüber läßt sich naturgemäß nichts Bestimmteres aus­

sagen. 

I m Frühjahr 1939 kam es an der mandschurisch-mongolischen Grenze bei No­

monhan erneut zu schweren Gefechten zwischen sowjetischen und japanischen 

Truppen, bei der die letzteren 18000 Soldaten verloren haben sollen. Wenige Mo­

nate später unterzeichnete Ribbentrop in Moskau den deutsch-sowjetischen Nicht­

angriffspakt, was eine merkliche Abkühlung der deutsch-japanischen Beziehungen 

nach sich zog12. Dieser Wechsel der politischen Situation in Europa zog auch die 

japanische Hilfe für die nichtrussischen Emigrantenkreise aus der Sowjetunion in 

Mitleidenschaft. Der „Kavkaz" stellte sein Erscheinen mit dem Ausbruch des Zwei­

ten Weltkrieges in Europa ein; im deutschen Machtbereich wurde die politische 

Betätigung aller Emigranten untersagt, ihre Organisationen wurden aufgelöst oder 

in ihrem Wirkungsbereich auf kulturelle und soziale Aufgaben beschränkt13. 

Die deutsche Regierung ging in ihren Maßnahmen sogar sehr weit, u m mögliche 

Konfliktstoffe mi t ihrem neuen Vertragspartner im Osten vorsorglich zu beseitigen. 

Bekanntlich hatte auch die deutsche Abwehr seit längerem enge Kontakte zu An­

gehörigen nichtrussischer Exilgruppen aus der UdSSR, vorwiegend Ukrainern, 

unterhalten, von denen einige seit 1938 in besonderen Ausbildungsstätten in Spreng­

technik, Sabotage und Partisanenkampf geschult wurden. Nach Unterzeichnung des 

10 Ebenda, S. 29 und 40. 
11 Sommer, a .a .O. , S. 17 ff. 
12 Ebenda, S. 296 ff. 
13 Mühlen, a .a .O. , S. 41 f. 
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Hitler-Stalin-Paktes mußte die Abwehr ihre Verbindungen zu den Emigranten­

kreisen abbrechen oder stark reduzieren. Einige der bislang von ihr betreuten 

Gruppen wurden daraufhin dem japanischen Geheimdienst anvertraut, der sich 

ihrer trotz der gestörten Beziehungen zu Deutschland in den nächsten zwei Jahren 

annahm1*. 

In welchen Formen und mit welchen konkreten Absichten die japanische „Be­

t reuung" von 1939 bis 1941 erfolgte, ist unbekannt. Wahrscheinlich ist sie 1940/41 

weitgehend aufgegeben worden. Da Japan, wie neuere Forschungen ergeben, bereits 

in diesem Zeitraum seine Kriegsentscheidung gegen die USA fällte und somit an 

entspannten Beziehungen zur Sowjetunion interessiert gewesen ist15, dürfte es seine 

Politik kaum durch die Unterstützung von antisowjetischen Emigrantengruppen 

belastet haben. Dies gilt u m so mehr für die Zeit nach dem Abschluß des sowjetisch­

japanischen Neutralitätspaktes im April 1941, der ein sichtbares Zeichen dieser neuen 

Politik war. Nach Hitlers Überfall auf die Sowjetunion aber gerieten alle in Europa 

ansässigen Emigrantenkreise aus der Sowjetunion in den Sog des deutsch-sowjeti­

schen Krieges, wodurch ohnehin alle vielleicht noch bestehenden Beziehungen der 

Japaner zur Emigration hätten abgebrochen werden müssen16. 

Das japanische Interesse an der sowjetischen Nationalitätenfrage scheint 1942 

erneut Anlaß gewesen zu sein für die Förderung antisowjetischer Exilorganisationen. 

Ausgangspunkt dieser Aktivitäten war die japanische Gesandtschaft in Kabul. Wie 

viele neutrale Länder war Afghanistan im Zweiten Weltkrieg für Deutschland und 

Italien wie auch für Japan ein bevorzugter Ort für politische Untergrundarbeit. Sie 

richtete sich vor allem gegen die britische Herrschaft in Indien, aber auch gegen die 

Sowjetmacht in Turkestan. Die Wühlarbeit der deutschen und italienischen Ge­

sandtschaft hatte daher im Oktober 1941 die Sowjetunion und Großbritannien ver­

anlaßt, von der afghanischen Regierung die Ausweisung der feindlichen Agenten 

mit Ausnahme des Restes des diplomatischen Personals zu fordern. Afghanistan kam 

dieser Aufforderung nach und bewirkte damit eine drastische Einschränkung des 

deutschen und italienischen Personals, was dessen Aktivitäten stark beeinträch­

tigte17. Die deutsche Mission fuhr aber fort, usbekische und turkmenische Emi­

grantenorganisationen zu finanzieren, die ihrerseits über illegale Verbindungen nach 

Taschkent und in die wichtigsten anderen Städte Turkestans verfügten. Durch die 

strenge afghanische Überwachung war jedoch die Zusammenarbeit der deutschen 

Diplomaten mit diesen Kreisen großen Schwierigkeiten ausgesetzt. 

Intensiver als das deutsche Gesandtschaftspersonal bemühte sich jedoch der ja­

panische Geheimdienst in Afghanistan u m turkestanische Emigranten und ihre 

14 Paul Leverkuehn, Der geheime Nachrichtendienst der deutschen Wehrmacht im Kriege, 
Frankfurt a. M. 1957, S. 132. 

15 Hierzu neuerdings Michael Libal, Japans Weg in den Krieg, Die Außenpolitik der Kabinette 
Konoye 1940/41, Düsseldorf 1971. 

16 Zur Situation der nicht-russischen Emigranten aus der Sowjetunion nach dem Ausbruch 
des deutsch-sowjetischen Krieges s. Mühlen, a.a.O., S. 57 ff. und S. 82 ff. 

17 Mühlen, a.a.O., S. 177f. 
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Verbindungsmänner jenseits der sowjetischen Grenze. Dabei arbeiteten die Japaner 

engstens mit dem türkischen Geheimdienst zusammen, der aus sprachlichen und 

religiösen Gründen naturgemäß sehr viel leichter Zugang zu den stammverwandten 

Turkestanern fand. Das türkische Interesse an den Turkvölkern der Sowjetunion 

stand unter dem Einfluß des Pantürkismus. Zwar hatten Kemal Atatürk und sein 

Nachfolger Ismet Inönü ihn als politisches Programm für die Türkei abgelehnt, aber 

dennoch hatten führende türkische Kreise ihn nicht völlig abgeschrieben. Es ist 

durchaus möglich, daß die Japaner zur ideologischen Begründung ihrer Zusammen­

arbeit mit den Türken erneut den Panturanismus belebt haben. 

Aber auch ohne türkische Vermittlung besaßen japanische Kreise seit längerem 

Beziehungen zur turkestanischen Emigration, besonders zu führenden turkestani­

schen Exilpolitikern. Zwei prominente Persönlichkeiten aus dem engeren Führungs­

kreis der turkestanischen Exilpartei „Milli Türkistan Birligi" hielten sich schon seit 

vielen Jahren in Tokyo auf, wo sich ihre Tätigkeit wohl kaum auf die Betreuung 

muselmanischer Gemeinden in Ostasien beschränkt haben dürfte: der Imam 

Abdullah Kurbanali und der über neunzigjährige Kadi Abdurraschid Ibrahim18 . Der 

Zugang japanischer Kreise zu turkestanischen Emigrantengruppen und über sie 

womöglich auch zu innersowjetischen Untergrundorganisationen in Mittelasien 

dürfte durch die Vermittlung dieser zwei in der Emigration hoch angesehenen Exil­

politiker sehr erleichtert worden sein. Die deutsche Gesandtschaft in Kabul will 

Anfang 1942 erfahren haben, daß sich Japan schon lange mit Turkestan befaßt und 

es auch in seine politischen Planungen bei der projektierten Neugestaltung des 

„großostasiatischen Raumes" einbezogen habe. Auch sollen zwischen Japan und der 

Türkei in Istanbul Verhandlungen über eine mögliche Abtrennung Turkestans von 

der Sowjetunion geführt worden sein, deren Zusammenbruch damals von vielen 

Beobachtern erwartet wurde. Es heißt, daß diese Verhandlungen japanischerseits 

von dem Herausgeber der bereits genannten Zeitung „Tokyo Nichi Nichi" geführt 

wurden1 9 . Ob diese Gespräche offiziellen oder privaten Charakter hatten und wer 

der türkische Verhandlungspartner war, ist unbekannt. 

I m Februar 1942 berichtete die deutsche Gesandtschaft in Kabul erneut von der 

engen Zusammenarbeit der Japaner mit turkestanischen Emigrantenorganisationen. 

Es hieß, daß sie intensiv die Untergrundbewegung des usbekischen Politikers Sher 

Mohamed unterstützten. Letzterer war früher einmal Haupt der illegalen „Basmat-

schi"-Organisation gewesen, die in den 20er und 30er Jahren zahlreiche kleinere 

Aufstände gegen die Sowjets und Unruhen verursacht hatte20. Auch in diesem Falle 

18 Telegramm Papens vom 13. 8. 1941 an das Auswärtige Amt (Politisches Archiv des 
Auswärtigen Amts = PA AA, Pol. XIII, Allgemeine Akten Bd. 12, S. 199757). 

19 Ingeborg Werner, Die Afghanistan-Politik des deutschen Imperialismus vom Beginn des 
ersten bis zum Ende des zweiten Weltkrieges, Phil. Diss. Halle/Saale 1964, S. 298f. - Diese 
Arbeit beruht vorwiegend auf den Aktenbeständen des Deutschen Zentralarchivs Potsdam, die 
dem Verfasser nicht zugänglich waren. 

20 Bericht des Gesandten Pilger an das Auswärtige Amt vom 5. 2. 1942 (PA AA, Büro St. S. 
Afghanistan Bd. 1, S. 250 132). 
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ist nicht bekannt, in welcher Form diese Zusammenarbeit verlief. Da seit der Be­

setzung Persiens durch britische und sowjetische Truppen Afghanistan fast völlig 

von britisch-sowjetisch kontrolliertem Gebiet umgeben war und somit umfang­

reichere japanische Aktivitäten mit großen Schwierigkeiten verbunden waren, 

dürften sie kaum die deutsche Diversionsarbeit in Mittelasien überboten haben. 

Diese bestand darin, daß politische Untergrundorganisationen in der Sowjetunion 

durch professionelle Grenzgänger, Schmuggler usw. mit Geldern versorgt wurden, 

mit denen sie unter Einschaltung und Vermittlung turkestanischer Emigranten­

gruppen in Afghanistan, Indien und Sinkiang Waffen kaufen konnten; die Gegen­

leistung der usbekischen und turkmenischen Untergrundkämpfer bestand aus einem 

regen Nachrichtenhandel, möglicherweise auch in der Ausführung bestellter Sa­

botageakte21. Viel wußte die deutsche Gesandtschaft jedoch nicht über die Aktivi­

täten der Japaner nach Berlin zu funken, da sie von diesen nicht in die politisch 

relevanten Einzelheiten eingeweiht wurde. Nur belanglose Informationen leiteten 

die Japaner an die Deutschen und Italiener weiter. Die deutsche Mission beobach­

tete das japanische Treiben aber mi t großem Mißtrauen und fürchtete, daß der 

ostasiatische Verbündete Deutschlands schließlich ein Rivale im Versuch der Ein­

flußnahme auf die sowjetischen Orientvölker werden könnte22. 

Es ist den Berichten der deutschen Mission in Kabul nicht zu entnehmen, welche 

Absichten Japan mit seinen Aktivitäten in Mittelasien verfolgte. Vermutlich dienten 

die illegalen Verbindungen seiner Gesandtschaft in Kabul nach Sowjet-Turkestan 

hauptsächlich der Nachrichtenbeschaffung. Auf weiterreichende Zielsetzungen weist 

nichts hin. Ebenso wenig ist bekannt, ob die japanischen Verbindungen mit dem 

nationalistischen Untergrund in Mittelasien noch nach 1942 fortgesetzt wurden. 

Die weitere Entwicklung der Beziehungen zwischen Japan und der Sowjetunion 

spricht gegen eine derartige Annahme. Japan achtete im weiteren Verlauf des 

Krieges streng auf sein Neutralitätsverhältnis zur UdSSR, welches durch die mög­

liche Entdeckung seiner subversiven Wühlarbeit gegen diese schwer belastet wor­

den wäre. Man bedenke, wie heftig Japan Anfang 1943 Hitlers Aufforderung zum 

Zweifrontenkrieg gegen die Sowjetunion zurückwies. Mitte 1943 versuchte es sogar 

eine gewisse Annäherung an die Sowjetunion und versicherte sie ihres gutnachbar­

lichen Vertrauens; Japan ging sogar soweit, die Vermittlung informeller Kontakte 

zwischen ihr und Deutschland anzubieten23. 

Mit Sicherheit ist allein festzuhalten, daß das japanische Interesse an der sowjeti­

schen Nationalitätenfrage während des Krieges nicht mit dem von den Ober­

kommandos der japanischen, deutschen und italienischen Streitkräfte am 18. Januar 

1942 geschlossenen Abkommen über die Abgrenzung der militärischen Operations­

gebiete zusammenhängt, in dem Japan der asiatische Kontinent sowie die Seegebiete 

21 Mühlen, a.a.O., S. 180. 
22 Werner, a. a. O. 
23 Bernd Martin, Deutschland und Japan im Zweiten Weltkrieg, Vom Angriff auf Pearl 

Harbour bis zur deutschen Kapitulation, Göttingen 1969, S. 173. 
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östlich des 70. Längengrades überlassen wurden. Unter das japanische Interessen­

gebiet wären somit auch die östlichen Gebiete Sowjet-Turkestans gefallen. Aber diese 

Aufteilung der Welt in Interessenzonen sowie ähnliche Abmachungen zuvor rich­

teten sich gegen die Vereinigten Staaten und Großbritannien, nicht gegen die 

Sowjetunion24. 

Die vorhandenen deutschen Quellen über das Verhältnis Japans zu den nicht­

russischen Völkern der Sowjetunion vor dem Hintergrunde der japanischen Außen­

politik vor und während des Zweiten Weltkrieges werfen viele neue Fragen auf, die 

allein schon deshalb unbeantwortet bleiben müssen, weil die diesbezüglichen ja­

panischen Aktivitäten in einem überwiegend sub-politischen Bereich lagen, aus dem 

selten und meist lückenhafte Informationen der Nachwelt erhalten bleiben. Eine 

vollständige Behandlung des Fragenkomplexes würde zudem die Verwertung ja­

panischer, sowjetischer und wahrscheinlich auch türkischer Archivalien erforderlich 

machen, wogegen neben politischen Hindernissen auch die sprachlichen Schwierig­

keiten kaum zu überwindende Barrieren errichten. Gleichwohl verdient der Fragen­

komplex Interesse, da die Geschichte der japanisch-sowjetischen Beziehungen trotz 

ausführlicher Darstellung ihres diplomatischen Teils noch längst nicht voll­

ständig erfaßt ist. Soweit deutsche Quellen hierzu einige Orientierungspunkte 

geben können, hat die vorliegende Studie ihren Beitrag zu liefern versucht. 

24 Akten zur deutschen auswärtigen Politik 1918-1945, Serie E, Bd. I, Göttingen 1969, 
Dok. Nr. 145, S. 260 f. 



HITLERS HANDSCHRIFT UND MASERS LESEFEHLER 

Eine notwendige Berichtigung 

Vor kurzem erschien im Econ-Verlag, Düsseldorf und Wien, ein Buch von 

Werner Maser „Hitlers Briefe und Notizen, Sein Weltbild in handschriftlichen 

Dokumenten", gegen das erhebliche Bedenken geäußert werden müssen (siehe 

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. 6. 1975, Seite 11). Obwohl das Buch nur 

eine sehr oberflächliche Analyse bietet und mit wenig Sorgfalt ediert worden ist, 

ist dennoch zu befürchten, daß es wegen der darin gesammelten Briefe Hitlers als 

Quellenpublikation benutzt wird - zumal die erste Auflage schon vergriffen sein 

soll und sicher in vielen Bibliotheken steht. Aus diesem Grunde scheint es uns 

geboten, auf die zahlreichen Lesefehler Masers bei der Übertragung der Hand­

schrift Hitlers hinzuweisen und sie zu berichtigen. Herr Professor Dr. August 

Priesack, während einiger Jahre im Hauptarchiv der NSDAP, hat sich die Mühe 

gemacht, diese Fehler anhand der schlechten Reproduktionen dieses allzu schnell 

gemachten Werkes zu berichtigen. Wir veröffentlichen im folgenden die Liste 

dieser Richtigstellungen, u m künftig eine wirklich einwandfreie Verwertung die­

ser Dokumente zu ermöglichen. 

H.A. 

s. 
s. 
s. 
s. s. 
s. 
s. 
s. 

S. 

s. 
s. s. 
s. 

s. 

15, Z. 
16, Z. 
29, Z. 
55, Z. 
59, Z. 
60, Z. 
60, Z. 

u. 
63, Z. 

u. 
63, Z. 
64, Z. 
67, Z. 
67, Z. 
70, Z. 
70, Z. 
73, Z. 

74, Z. 

8 v. unten 
6 v. unten 
4 v. oben 

13 v. unten 
2 v. oben 
5 v. unten 
7 
9 v. unten 
1 
4 v. unten 
8 v. oben 

13 v. oben 
10 v. oben 
12 v. oben 
11 v. unten 
12 v. unten 
15 v. oben 

5 v. oben 

Masers Version: 

die Würde 
ihn 
Comitoria 
glaubten 
Peggi 
Krachen 

Dourmey 

ginng 
Bezeluere 
Tod im Auge 
Anstrengungen 
der Peggi und Liesl 
ferne 
Wytschalte 
zu schießen 
anfing 
„unleserlich" 

Hitler schreibt tatsächlic 

den [denn]1 Würde 
ihm 
Comitario 
glauben 
Peppi 
Rollen 

Dournay [Tournai] 

gieng 
Bezelaire [ = Becelaere] 
Tod ins Auge 
Strapatzen 
den1 Peppi und Liesel 
Bethlehem Ferme 
Wytschaete 
zu spielen 
anfieng 
Schaurig 

1 Hitler schrieb fast nie das Doppel-n in Worten wie denn, dennoch, wenn etc., sondern 
lediglich ein „n"; er hat das zweite „n" manchmal sogar nachträglich wieder ausgestrichen 
(Belege im Archiv Dr. Priesack). 
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S. 74 
S. 74 
S. 74 
S. 77 
S. 78 
S. 78 
S. 78 
S. 82 
S. 82 
S. 82 
S. 88 
S. 91 
S. 96 
S. 100 
S. 103 
S. 111 
S. 123 
S. 124 
S. 124 
S. 124 
S. 150 
S. 151 
S. 163 
S. 167 
S. 239 
S. 241 
S. 243 
S. 247 
S. 247 
S. 253 
S. 257 
S. 263 

S. 269 
S. 273 
S. 275 
S. 279 
S. 285 
S. 287 
S. 293 

S. 294 

Z. 
Z. 

z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 

z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 
z. 

z. 

12 v. oben 
17 v. oben 
21 v. oben 

3 v. unten 
1 v. unten 
7 v. unten 

12 v. unten 
5 v. oben 

14 v. oben 
7 v. unten 
5 v. oben 
6 v. oben 

12 v. oben 
4 v. unten 

13 v. unten 
4 v. unten 
9 v. oben 
5 v. oben 
6 v. oben 
6 v. oben 
9 v. unten 
2, 7, 13 
7 v. oben 
7 v. oben 
9 v. unten 

13 v. oben 
9 v. oben 
1 v. oben 
5 v. oben 
4 v. oben 

13 v. oben 
15 v. unten 

4 v. oben 
10 v. oben 

9 v. oben 
8 v. oben 
8 v. unten 
1 v. oben 

15 v. unten 

5 v. oben 

Leuchtkugelgeschosse 
heraus 
Bayern 
und Frau Popperl 
Folterpausen 
Dourmey 
seit drei 
Heeresapparat 
Trainkolonnen 
almählich 
schauen hinüber 
Wassertümpel 
Osterwick 
ehrerbitigen 
furchtbar Kanonend(onner) 
u(nd) Wolter 
Rechtsanwalt . . . 
von Herzen 
leid 
Patenschaft 
im Gefängnis 
Zegg 
Diener Singe 
Bruckner 
Blutengel 
und Demokratie 
V.P D.A.P. 
wen3 

wenn nicht?3 

Juden Schöpfungen 
wird durch [. . .] frei 
dan wird die (unleserl. Wort) 

geeignet 
Rachities 
vom Staat 
Volksvermehrung 
Besatzungsarmee 
Und wir. 
der Natur dem Instinkt 
über halbes Wissen zu 
klarem bringen gesetz­
mäßiger Erkenntnis 
der Grundlagen im Bestand 

Leuchtkugeln 
hinaus 
Regim[entern] 
Frau, Pepperl . . . 
Haltepausen2 

Dournay [ = Tournai] 
seitdem liegen wir 
Heeresaparat 
Trainkolonen1 

almälig 
schreien hinüber 
Wassertümpfel 
Werwick 
ehrerbietigen 
furchtbare Kanonade 
und Walter 
Rechtsanwalt Roder 
vom Herzen 
Leid 
Patenstelle 
ins Gefängniß 
Jegg 
Diener Linge 
Brückner [Hitlers Adjutant] 
Bluteegel [ = Blutegel] 
oder Demokratie 
Deutsche V. P. D.D.P. 
wenn 
wem nicht? 
Judenschöpfungen 
wird dennoch frei 
dann wird die eiserne 
unerbitterliche Wahrheit 
geeignet? 
Rachitis 
von Staat 
Volksernährung 
Besatzungsarmeen 
Und wir — 
der Natur, dem Instinkt 
über halbes Wissen zur 
klaren ewigen gesetz­
mäßigen Erkenntniß4 

als Grundlage zum Bestand 

2 Dieser Lesefehler auch schon in allen Auflagen von Werner Maser, Adolf Hitler, Legende, 
Mythos, Wirklichkeit, München 1971, S. 128, wo dieser Brief ebenfalls abgedruckt ist. 

3 Beide Male muß es richtig heißen „wen"; Maser ist hier in der Übertragung inkonsequent. 
4 Hier folgen zwei von Hitler durchgestrichene Zeilen (die Maser im Gegensatz zu anderen 

Streichungen wegließ): „Zwischen Naturursprünglichkeit und bewußter Erkenntniß". 
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S. 296, Z. 5 v. oben 

S. 296, Z. 7 v. oben 
S. 296, Z. 12 v. oben 
S. 296, Z. 8 v. unten 
S. 296, Z. 7 v. unten 
S. 296, Z. 6 v. unten 
S. 297, Z. 9 v. oben 
S. 306-321 

Ende (folgen 3 unleserliche 
Wörter) 
u. Inquisitonen 
ein (unleserliches Wort) 
klare asiatische 
Kulturordnung 
(das h. Rasse . . . 
Arier: 2. Rassen.5 Jude. 
Die Überschrift „Deutschland 
mal nicht, nie mit Blattziffer 

Ende Vernegerung des 
Mittelmeerbeckens 
u. Inquisitionen 
ein Antipode 
kleinasiatischer 
Kulturbereich 
das h. Rassenmischung 
2 Rassen: Arier — Jude 
erwache" wird mal gebracht, 

S. 310, 
S. 317, 
S. 322, 
S. 329, 
S. 329, 

S. 333, 
S. 333, 
S. 335, 
S. 339, 
S. 339, 
S. 339, 

S. 344, 
S. 347, 
S. 348, 
S. 359, 

Z. 
Z. 

z. 
z. 
z. 
u. 

z. 
z. 
z. z. 
z. 
z. 

z. 
z. 
z. 
z. 

10 V. 
4 v. 
5 v. 
8 v. 
1 
2 v. 

2 v. 
2 v. 
8 v 
7 v 

10 v 
3 v 

4 v 
6 v 
3 v 
7 v 

unten 
unten 
oben 
oben 

unten 

oben 
unten 
unten 
oben 
oben 
unten 

unten 
oben 
unten 
oben 

zum Sieg (. . .) 
. . . Krieg 
Mitarbeiter 
Folgen 

Leider ist es gleich in 
welchem Staat wir leben 
Volkswille 
haben verloren 
Kunststoffe 
Judenführung 
einst (. . .) 

Lastkraftwagen 
begehrt 
geistige . . . 
Feigheiten 

zum Sieg (Fisher) 
Währen[d] dem Krieg 
Miterleber 
Folge 

Beiden ist es gleich in 
welchem Staat sie leben 
Volksliebe 
haben es verloren 
Baustoffe 
Juden Führung in . . . 
einst (humane Periode) 
nach Werkstatt durch­
gestrichen „Werkzeuge" 
Lastkraftwagen 
bezweckt 
geistige Kriminierung 
Ewigkeiten 

Zu S. 205 bzw. 211: 

Zu S. 268-285: 

Die Unterschrift des Standesbeamten unter Hitlers Trauungs­
urkunde ist deutlich als W. Wagner zu lesen; er schrieb seinen 
Namen also keineswegs falsch, wie Maser behauptet. 
„Arbeiter u. Friedensverträge" lautet die Überschrift des Vor­
trags, zu dem die Notizen gemacht sind; die Reihenfolge der 
von Hitler numerierten (!) Blätter ist nicht richtig eingehalten, 
dazwischen (S. 272-277) stehen Notizen, die zu anderen Vor­
gängen gehören. 

5 Sinnstörende Zeilenanordnung bei Maser. 
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EINE DENKSCHRIFT OTTO HOETZSCHS 

VOM 5. NOVEMBER 1918 

Einleitung 

Die hier im Wortlaut abgedruckte Denkschrift1 des außenpolitischen Chefkom­

mentators der konservativen Kreuz-Zeitung2, späteren außenpolitischen Sprechers 

der deutschnationalen Reichstagsfraktion und Professors für osteuropäische Ge­

schichte an der Berliner Universität, Otto Hoetzsch, befindet sich in dem Teil des 

Nachlasses von Kuno Graf Westarp, der heute im Deutschen Zentralarchiv Pots­

dam verwahrt wird. Niedergeschrieben wurde sie in den Tagen zwischen der Ver­

kündung der verfassungsändernden Gesetze vom 26. Oktober und dem 5. Novem­

ber. Jedoch steht es außer Zweifel, daß der gewöhnlich dem linken Parteiflügel 

zugerechnete Hoetzsch hier nur Gedanken in geschlossener Form niederlegte, die 

er schon längere Zeit entwickelt hatte. Offenbar hielt er ihre Durchsetzung ange­

sichts der drohenden militärischen Niederlage und des Zusammenbruchs des preus-

sisch-deutschen Konstitutionalismus für notwendig, sollte der Konservatismus als 

Staatsanschauung und die konservative Partei überhaupt eine Überlebenschance 

besitzen. Hinzu kam noch ein aktueller innerparteilicher Anlaß, der es für Hoetzsch 

nahelegte, sich in schriftlicher Form zu äußern: seit Anfang Oktober 1918 tagte 

eine, auf Drängen der Parteiführung u m Heydebrand und Westarp eingesetzte, 

Kommission, die das seit 1892 gültige Tivoli-Programm der deutschkonservativen 

Partei einer Revision unterziehen sollte. Da Hoetzsch dieser Kommission selber 

nicht angehörte, versuchte er seinen Gedanken durch diese Denkschrift Eingang 

in die Überlegungen der Kommission zu verschaffen. Es ist aber nicht sicher, ob 

die Kommissionsmitglieder, denen er ausweislich des Anschreibens zur Denk­

schrift diese zugesandt hatte, seine Überlegungen noch berücksichtigt haben oder 

berücksichtigen konnten, da bereits am 6. November der Parteiführung ein erster 

Vorschlag für ein neues Parteiprogramm unterbreitet wurde3. Vielleicht spiegelt 

aber die Hoetzsch-Denkschrift auch nur die Tatsache wider, daß seine Konzeption 

in der parteioffiziellen Kommission nicht geteilt wurde4. 

1 Ganz kurze wörtliche Zitate und Paraphrasen einzelner Abschnitte der Denkschrift 
schon bei Annelise Thimme, Flucht in den Mythos, Die Deutschnationale Volkspartei und 
die Niederlage von 1918, Göttingen 1969, S. 9, 14. 

2 Seine außenpolitischen Kommentare aus der Kriegszeit (mit Ausnahme der aus dem 
Jahre 1918) sind unter dem Titel, Der Krieg und die Große Politik, 3 Bde., Leipzig 1917/18, 
auch in Buchform erschienen. 

3 Lewis Hertzman, DNVP, Right-Wing Opposition in the Weimar Republic 1918-1924, 
Lincoln 1963, S. 28. 

4 Kuno Graf von Westarp, Die Regierung des Prinzen Max von Baden und die Konservative 
Partei 1918, Berlin 1928, S. 114. 
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Interesse kann seine Denkschrift aus zweierlei Gründen beanspruchen, einmal 

weil in ihr eine kritische Bestandsaufnahme konservativer Parteipolitik in den 

letzten Jahrzehnten des Kaiserreichs versucht wird, zum andern weil hier von 

einem der führenden Männer der deutschkonservativen Partei erstmalig eine Kon­

zeption für den Aufbau einer konservativen Massenpartei entwickelt worden ist, 

die ihre Basis nicht ausschließlich durch pseudodemokratische Agitation und De­

magogie zu gewinnen suchte, wie dies vom Bund der Landwirte oder der extrem­

nationalistischen, in vielerlei Hinsicht präfaschistischen Vaterlandspartei mit erheb­

lichem Erfolg vorexerziert worden war. Eines der wichtigsten, wie die Entwicklung 

der DNVP in der Weimarer Republik deutlich gezeigt hat, für Konservative jedoch 

nichts weniger als selbstverständlichen Elemente der Hoetzschen Denkschrift ist 

die klare, unmißverständlich formulierte Akzeptierung der verfassungspolitischen 

Umwälzungen in Deutschland und Preußen seit dem September 1918. Von beson­

derem Interesse ist auch die Kälte, mit der Hoetzsch schon vor dem 9. November 

den monarchischen Gedanken fallen läßt und es ablehnt, für ein sich selbst auf­

gebendes Königtum einen „hoffnungslosen Verteidigungskampf" zu führen. Zwar 

ist deutlich zu spüren, daß Hoetzsch die Aufrechterhaltung der bisherigen politi­

schen Organisation für weit günstiger und auch effektiver gehalten hätte, im Falle 

eines siegreichen Kriegsausgangs auch nicht vor einer Diktatur zurückgeschreckt 

wäre, u m die alten Vorkriegsverhältnisse wiederherzustellen, jedoch war er — im 

Sinne des Bismarckwortes, daß Politik die Kunst des Möglichen ist - Politiker 

genug, statt nur in hoffnungsloser Opposition und der Erinnerung an vergangene 

Zeiten zu leben, eine konstruktive politische Mitarbeit anzustreben, die ihm allein 

eine Chance zur Bewahrung der wichtigsten Grundpositionen des deutschen Kon­

servatismus zu bieten schien. Als Vorbild für eine konservative Massenpartei in 

einer demokratisierten Staats- und Gesellschaftsordnung, in der die alten Führungs­

schichten, d.h. der preußische Adel, wenigstens teilweise seine angestammten 

Machtpositionen behaupten konnte, erschienen ihm dabei die englischen Konser­

vativen, für deren großen Reformator im 19. Jahrhundert, Benjamin Disraeli, er 

zeitlebens ungeschmälerte Bewunderung hegte5. Er lehnte daher die in rechts­

stehenden Kreisen weitverbreitete Auffassung als illusionär ab, man könne eine 

große konservative Massenpartei, die eine realistische Chance besaß, einmal auch 

wieder parlamentarische Mehrheitspartei zu werden, durch eine bloße Addition 

aller rechtsstehenden Parteien oder Parteiflügel, d.h. der Deutschkonservativen, 

der Freikonservativen (Reichspartei), der berufsständischen und völkischen Par­

teien und des rechten Flügels der Nationalliberalen, bilden. Er war sich vielmehr 

dessen völlig bewußt, daß alle diese Parteien und Gruppierungen das grundlegende 

Dilemma der Deutschkonservativen teilten. Sie alle hatten im Kaiserreich, gestützt 

auf das preußische Dreiklassenwahlrecht, auf das längst ebenfalls zum Klassen­

wahlrecht depravierte Reichstagswahlrecht6, auf einen fast ausschließlich, wenn 

5 Vgl. Otto Hoetzsch, Germany's Domestic and Foreign Policy, New Haven 1929, S. 28 f. 
6 Vgl. dazu die Denkschrift über die Entwicklung der Reichstagswahlkreise, Stenographi­

sche Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, Bd. 321, Dr. S. Nr. 895, S. 1669 ff. 



Eine Denkschrift Otto Hoetzschs 339 

auch nicht durchgehend im spezifisch parteipolitischen Sinne, konservativen Be­

amtenapparat und durch mannigfache soziale, ökonomische und politische Privi­

legien begünstigt, darauf verzichtet, eine wirklich funktionierende Parteiorganisa­

tion aufzubauen. Nur dadurch und durch ein klares politisches Programm wäre 

eine Massenbasis überhaupt erst ermöglicht worden. Der Ausweg, den mi t durch­

schlagendem Erfolg die Vaterlandspartei 1917/18 beschritten hatte, statt durch 

eine rational einsichtige Programmatik und Politik ihre Anhänger zu gewinnen, 

ausschließlich auf die Wirksamkeit der an primitivste Instinkte appellierenden völ­

kisch-antisemitischen und nationalistischen Propaganda zu setzen, schien Hoetzsch 

in der gegebenen politischen Situation chancenlos zu sein. Er mochte - auf längere 

Sicht gesehen - sich darin irren, aber er sah sehr klar, daß eine solche Phraseologie 

die Rückbesinnung auf die alten Werte der konservativen Staatsanschauung und 

ihre organische Verbindung mit den neuen demokratischen Gedanken nur behin­

dern konnte. Er appellierte daher an die konservativen Parteiführer, sich von der 

in den letzten Jahren innenpolitisch viel zu stark auf die ökonomischen Interessen 

des Großgrundbesitzes ausgerichteten und außenpolitisch zu sehr von nationaler 

Phraseologie und sozialdarwinistischen Gedankengängen bestimmten Politik zu 

distanzieren. Statt dessen sollten sie durch ein ausgewogenes Sachprogramm und 

realisierbare Spezialprogramme zu einzelnen innen- und außenpolitischen Pro­

blemen eine konservative Alternative zu der großen demokratischen Massenpartei, 

der Sozialdemokratie, ermöglichen. Ihre Basis konnten und sollten nach Hoetzschs 

Vorstellungen vor allen Dingen die ländliche bäuerliche Bevölkerung, die durch 

eine großzügige innere Kolonisation vergrößert werden sollte, das Beamtentum 

und der selbständige Mittelstand sein; dieser Kombination würde sich, so nahm 

Hoetzsch an, das industrielle Unternehmertum nolens volens anschließen müssen, 

da dieses mangels eigener Basis sonst jeden politischen Einfluß verlieren würde. 

Wie so viele Überlegungen aus diesen letzten Wochen des Kaiserreichs wurde 

auch die Hoetzsche Denkschrift durch die Ereignisse des 9. November 1918 über­

holt; doch betraf dies mehr seine langfristigen Planungen für die Erarbeitung des 

Programms, nicht jedoch den materiellen Gehalt der Denkschrift. Denn ihr Inhalt, 

vor allen Dingen auch seine nicht nur aus taktischen Rücksichten formulierte Ab­

sage an den völkisch-antisemitischen Radikalismus7 und seine Stellungnahme gegen 

die Verketzerung der Sozialdemokratie als „vaterlandslose Gesellen", hätten durch­

aus die gewünschte Basis für Programm und Politik einer rechtsstehenden Samm­

lungspartei abgeben können. Sie hätte dann nicht unbedingt in das antidemo­

kratische Fahrwasser abgleiten müssen, in dem die DNVP trotz verbaler Über­

nahme einiger Vorschläge von Hoetzsch in den Gründungsaufruf vom 24. November 

und den Wahlaufruf vom 27. Dezember 19188 von Anfang an schwamm. 

7 Gegen Annelise Thimme, Flucht in den Mythos, S. 14, die m . E . die taktischen Ge­
sichtspunkte, die Hoetzsch sicher auch zu seiner Stellungnahme bewegt haben, überbetont. 

8 Beide Aufrufe sind abgedruckt bei Werner Liebe, Die Deutschnationale Volkspartei 
1918-1924, Düsseldorf 1956, S. 107-112. 
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Zur Technik der Edition sei noch bemerkt, daß die erläuternden Hinweise zu 
einzelnen Personen oder Sachfragen möglichst knapp gehalten worden sind, daß 
jedoch zur Erklärung der vielen von Hoetzsch nu r angedeuteten Probleme jeweils 
auf die neuere Literatur verwiesen wird. 

Peter-Christian Witt 

Dokument9 

Prof. D r . Otto Hoetzsch1 0 an K u n o Graf Wes ta rp 1 1 , 

Berl in , den 5. November 1918 
[Vermerk von der H a n d Westarps] 1 Anl. u n b e a n t w [ o r t e t ] 1 2 

Hochgeehr t e r H e r r Graf! 
I ch möch te Sie ga r n i c h t l ange beläst igen, n u r die bei l iegende Aufze ichnung I h n e n 

übersenden , die ich zunächst für mich selber gemach t habe u n d d a n n e inigen an 
diesen F ragen besonders in teress ier ten H e r r e n zugängl ich gemach t habe , wie H e r r 
v. d. Osten1 3 , H e r r v. Kries1 4 u n d ande ren . I ch b i t t e Sie, i n der Fül le I h r e r Geschäfte 
sich jetzt n ich t zu b e m ü h e n , u m diese Blät ter zu lesen. Ich woll te sie n u r I h n e n 
übe r re i chen als d e m F ü h r e r der Pa r t e i u n d b in 

in ausgezeichneter H o c h a c h t u n g 
wie stets I h r ergebens ter 

O. Hoetzsch 

9 Deutsches Zentralarchiv (DZA) Potsdam, Nachlaß Westarp Nr. 27, Otto Hoetzsch an 
Kuno Graf Westarp, 5. 11 . 1918, Bl. 4 5 ; Anlage: Aufzeichnung Bl. 46 -61 . I m Original 
Unterstrichenes ist hier kursiv gesetzt. 

10 Otto Hoetzsch, Dr. phil., Professor an der Universität Berlin, 1876-1946; MdB. für die 
DNVP Juni 1920-Sept. 1930 (I.-IV. W P ) ; zu Hoetzschs politischer Rolle in der Weimarer 
Republik vgl. Werner Liebe, Die Deutschnationale Volkspartei 1918-1924, Düsseldorf 1956; 
Lewis Hertzman, DNVP, Right-Wing Opposition in the Weimar Republic, 1918-1924, 
Lincoln 1963; Annelise Thimme, Flucht in den Mythos, Die Deutschnationale Volkspartei 
und die Niederlage von 1918, Göttingen 1969. 

1 1 Kuno Graf von Westarp, Oberverwaltungsgerichtsrat, 1864-1945, MdR für die Deutsch­
konservative Partei 1908-1918, Juni 1920-Sept. 1930 für die DNVP, Sept. 1930-Juli 1932 
für die Konservative Volkspartei; vgl. zu Westarp vor allen Dingen seine Erinnerungen: 
Konservative Politik im letzten Jahrzehnt des Kaiserreichs, 3 Bde., Berlin 1935; ders., Am 
Grabe der Parteiherrschaft, Berlin 1932; ders., Die Regierung des Prinzen Max von Baden 
und die Konservative Partei 1918, Berlin 1928; Erasmus Jonas, Die Volkskonservativen 1928-
1933, Entwicklung, Struktur, Standort und staatspolitische Zielsetzung, Düsseldorf 1965, 
sowie die in Anm. 10 genannten Schriften. 

12 Annelise Thimme, Flucht in den Mythos, S. 162, hat offensichtlich diesen eigenhändi­
gen Vermerk Westarps übersehen, aus dem eindeutig hervorgeht, daß eine Antwort Westarps, 
aus welchen Gründen auch immer, nicht erfolgte. 

1 3 V. d. Osten-Warnitz, MdA für die Deutschkonservative Partei, galt als einer der Führer 
der innerparteilichen Opposition gegen den Parteiführer Ernst von Heydebrand und der 
Lase (vgl. Klasing an Westarp, 10. 10. 1918, DZA Potsdam, Nl Westarp Nr. 28); vgl. auch 
die v. d. Osten entworfene „Denkschrift über die Wirkungen der Einführung des Reichstags­
wahlrechts in Preußen", Anklam 1917. 

1 4 Dr. jur. Wolfgang v. Kries, MdA für die Deutschkonservative Partei, im Kriege Zivil-
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S t r eng ver t rau l ich! 

I. 

Soviel i m Kriege von der Neuor i en t i e rung gerede t worden ist, so ist doch auch 
h e u t e die B e d e u t u n g der Verfassungsänderung i m Reiche1 5 , die ohne Übe r t r e ibung 
als Revolut ion zu bezeichnen ist, in den Kreisen der Rech tss tehenden noch n ich t voll 
e r k a n n t worden . Sie ist i n den le tz ten W o c h e n zu schnell g e k o m m e n , der Glaube , 
daß es sich dabei u m etwas vorübergehendes , vielleicht wieder rückgäng ig zu m a c h e n ­
des hande ln könne , ist noch zu stark. Dagegen stellt die Durchse t zung des gleichen 
Wah l rech t s i n P r e u ß e n berei ts seit l änge rem die Kreise vor die F r a g e : was n u n ? 
Obwohl der Kampf u m das gleiche W a h l r e c h t lange gedaue r t hat1 6 , ist die Vorberei­
t u n g auf die Lage nach seiner A n n a h m e in al len rechtss tehenden Kreisen so ge r ing , 
daß i m Augenbl ick der endgül t igen A n n a h m e auf jene Frage n u r m i t Niedergeschla­
genhe i t , ja Verzweif lung gean twor te t w e r d e n wird 1 7 . Die F r a g e : was n u n ? t r i t t da­
her , w e n n Ende dieses Jahres das gleiche W a h l r e c h t in P r e u ß e n a n g e n o m m e n ist, 
m i t e l emen ta re r Gewal t an die konservat ive Pa r t e i vor a l lem h e r a n . D ie Gefahr ist 
in diesem entscheidenden Augenbl ick sehr g roß , daß sich Kreise des Gedankens 
e iner N e u e i n r i c h t u n g u n d N e u s a m m l u n g der Rech tss tehenden bemäch t igen , die 
daraus weder für das Vater land noch für die konservat ive Pa r t e i e twas nützl iches 
schaffen können . G e m e i n t d a m i t ist der h e u t e vo rhandene ex t rem-na t iona le Radika­
l ismus, der dann , worauf Anzeichen schon h i n d e u t e n , m i t noch g rößere r Schärfe 
auf t re ten u n d die N e u s a m m l u n g auf der ausschließlichen Grund lage des na t ionalen 
Gedankens versuchen wird 1 8 , womögl ich u n t e r B e n u t z u n g der sicherlich nach d e m 

gouverneur von Warschau; zu seiner Rolle vgl. Werner Conze, Polnische Nation und Deut­
sche Politik im Ersten Weltkrieg, Köln/Graz 1958, passim. 

15 Es handelt sich um die am 25./26. 10. 1918 vom Bundesrat genehmigten und am 
28. 10. 1918 verkündeten Gesetze betr. die „Abänderung der Reichsverfassung [Art. 21,2] 
und des Gesetzes betr. die Stellvertretung des Reichskanzlers vom 17. 3. 1878" und des 
„Gesetzes zur Abänderung der Artikel 11, 15, 17, 53, 64, 66 der Reichsverfassung", RGBl. 
1918, Nr. 144; Dt. Reichsanzeiger Nr. 262, 4. 11. 1918. Vgl. auch zu diesen Vorgängen, 
Die Regierung des Prinzen Max von Baden, bearbeitet von Erich Matthias und Rudolf Morsey, 
Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 1. Reihe, Bd. 2, 
Düsseldorf 1962, insbes. S. 348ff., 378ff., Udo Bermbach, Vorformen parlamentarischer 
Kabinettsbildung in Deutschland, Der Interfraktionelle Ausschuß 1917/18 und die Parla­
mentarisierung der Reichsregierung, Köln und Opladen 1967, S. 291 ff. 

16 Vgl. Reinhard Patemann, Der Kampf um die preußische Wahlreform im Ersten Welt­
krieg, Düsseldorf 1964, insbes. S. 189ff.; Kuno Graf Westarp, Konservative Politik, Bd. 2, 
S. 505 ff.; Victor Bredt, Erinnerungen und Dokumente, bearbeitet von Martin Schumacher, 
Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 3. Reihe, Bd. 1, 
Düsseldorf 1970, S. 121-126, 132-136, 336-342. 

17 Dieser Eindruck wird bestätigt durch die Hilflosigkeit, mit der die Konservative Partei 
auf die Ereignisse nach dem 9. November reagierte, vgl. Annelise Thimme, Flucht in den 
Mythos, S. 11 ff. 

18 Hoetzsch spielt hiermit auf die am 2. 9. 1917 (vgl. Schulthess 1917/I, S. 782 ff.) gegrün­
dete Vaterlandspartei an, deren lautstarke nationalistische Demagogie auch für die Konser­
vativen eine realistische Gefahr darstellte; vgl. Karl Wortmann, Geschichte der Vaterlands­
partei, Halle 1926; Alfred Kruck, Geschichte des Alldeutschen Verbandes 1890-1939, Wies­
baden 1954, S. 66 ff., sowie Dirk Stegmann, Zwischen Repression und Manipulation, Konser­
vative Machteliten und Arbeiter- und Angestelltenbewegung 1910-1918, Ein Beitrag zur 
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Kriege sehr stark einsetzenden antisemitischen Welle19. Aus einem solchen Versuche 
wird, wie gesagt, für unser Vaterland wie für die unter allen Umständen notwendig 
und lebendig bleibende konservative Sache nichts nützliches herauskommen, weil 
jene Kreise die Tatsache nicht richtig einschätzen, daß das politische Leben Deutsch­
lands nunmehr endgültig auf demokratische, d.h. Masseneinflüsse gestellt ist und 
daß daher die nationale Intelligenz, die nationalen Kreise der Bildung unter allen 
Umständen in der Minderheit sind, die auch keine Aussicht hat, Mehrheit zu werden. 
Jede Erwägung, angesichts der neuen Lage die rechtsstehenden Elemente zu ralliie-
ren, muß vielmehr von folgenden 3 Sätzen ausgehen: 
1. Diese Sammlung kann nur auf demokratischer Massengrundlage erfolgen20. 
2. Den Block dazu kann allein die alte konservative Partei bilden, der sich jene an 

sich sehr wertvollen Elemente der nationalen Bewegung, der Bildung und des 
mobilen Besitzes anschließen müssen, die aus eigener Kraft zu einflußreicher 
Parteibildung nicht fähig sind. 

3. Die Führerschaft in dieser Neubildung kann und muß wie bisher der altpreußi­
sche Adel behalten. 

II . 

Damit entsteht für die konservative Partei die Frage, wie sie sich zu der Neuord­
nung programmatisch stellt. Soll sie die innerpolitische Wendung des 5. Oktober21 

und die Annahme des gleichen Wahlrechts in Preußen22 als unwiderruflich betrach­
ten oder eine Rückbildung in die bisherigen Formen der konstitutionellen Monarchie 
für möglich halten? Je nach der Antwort auf diese Frage bestimmt sich, ob die Partei 
ihr Programm, ihre bisherige Politik, Organisation und Agitation ändern muß oder 
nicht. 

Nach meiner Überzeugung kann die jetzige Wendung nicht rückgängig gemacht 
werden. Ein glücklicher Kriegsausgang hätte die Möglichkeit einer Diktatur und die 
Neueinrichtung im Sinne der Wahrung der Kronprärogativen und der bisherigen 
Verfassung gebracht23. Der in Aussicht stehende Kriegsausgang schließt diese Mög-

Vorgeschichte der DAP/NSDAP, in: Archiv für Sozialgeschichte 12 (1972), S. 351-432; 
vom gleichen Autor wird in Kürze auch eine Geschichte der Vaterlandspartei erscheinen. 

19 Vgl. Uwe Lohalm, Völkischer Radikalismus, Die Geschichte des Deutschvölkischen 
Schutz- und Trutz-Bundes 1919-1923, Hamburg 1970, S. 49 ff.; Werner Jochmann, Die Aus­
breitung des Antisemitismus, in: Deutsches Judentum in Krieg und Revolution 1916—1923, 
hrsg. von Werner E. Mosse, Tübingen 1971, S. 409-510. 

20 Zu der Frage der Massenbasis der konservativen Partei im Kaiserreich vgl. den instruk­
tiven Aufsatz von Hans Rosenberg, Die Pseudodemokratisierung der Rittergutsbesitzerklasse, 
in: Probleme der deutschen Sozialgeschichte, Frankfurt a.M. 1969, S. 7-49 (zuerst in: Zur 
Geschichte und Problematik der Demokratie, Festgabe für Hans Herzfeld, Berlin 1958). 

21 Hoetzsch spielt auf die am 3. 10. 1918 erfolgte Ernennung Prinz Max von Badens zum 
Reichskanzler und die am 5. 10. verkündete (tatsächlich am 4. 10. vollzogene) Bestellung 
parlamentarischer Staatssekretäre an, die ihr Amt bis zur Verfassungsänderung (vgl. o. 
Anm. 15) kommissarisch verwalteten. 

22 Tatsächlich war die Frage des gleichen Wahlrechts in Preußen noch nicht abschließend 
parlamentarisch behandelt; doch hatten sich am 15. 10. 1918 sowohl die Konservativen wie 
auch das Zentrum in einstimmigen Fraktionsentschließungen für seine Einführung in Preu­
ßen ausgesprochen, Werk des Untersuchungsausschusses, 4. Reihe, Bd. VII/1, S. 437; Kuno 
Graf Westarp, Konservative Politik, Bd. 2, S. 505 ff. 

23 Zu diesen während des ganzen Krieges von Konservativen, rechtsstehenden National­
liberalen und großen Teilen der sogenannten nationalen Publizistik ventilierten Ideen vgl. 
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lichkeit absolut aus und zwingt daher, vorausgesetzt daß er nicht überhaupt Deutsch­
land durch eine bolschewistisch-revolutionäre Periode hindurchführt, die jede Be­
rechnung umwirft, zu einer Revision des Programms und der Politik der konserva­
tiven Partei. Verharrt sie auf dem bisherigen Standpunkt, so wird, immer voraus­
gesetzt, daß keine grundstürzende Umwandlung durch den Sozialismus eintritt, die 
unausbleiblich kommende Neubildung einer Partei der Rechten, der Staatserhalten­
den, der Besitzlichen, der Einzelfreiheit und Einzelpersönlichkeit gegen den Massen­
druck der Proletarier sich ohne das bisherige Rückgrat der konservativen Partei, den 
altpreußischen Adel vollziehen, ohne, d. h. über ihn hinweg, d. h. wieder gegen ihn. 
Er wird dann unfehlbar in die Rolle des französischen Adels, vielleicht noch tiefer 
heruntergedrückt, während das Beispiel der englischen Aristokratie in diesem unge­
heuer demokratisierten Lande zeigt, wie sich diese Schicht an der Herrschaft erhalten 
kann24. Eine solche Entwicklung würde aber nicht nur ein Unglück für den alt­
preußischen Adel, sondern auch für unser Vaterland sein, weil die gewaltigen posi­
tiven Kräfte des sogenannten Junkertums nicht brach liegen dürfen und weil ohne 
es eine neue Rechtspartei keinen rechten Mittelpunkt findet und unausbleiblich 
demagogisch werden muß. 

Rein taktisch ergibt sich, daß die Partei jetzt Oppositionspartei wird. Bleibt sie bei 
ihrem alten Programm, so werden ihr dann gerade in der nächsten Zeit, wo es 
darauf ankommt, die Köpfe zur Ruhe und Überlegung zu bringen und die Anhänger 
zu sammeln, diese massenhaft verloren gehen. Darum darf mit Erwägungen, wie sie 
hier angestellt werden, nicht gewartet werden bis zum nächsten Wahlaufruf. Denn 
dann vollzieht sich die nächste Wahl zum Reichtag oder zum Landtag doch mit den 
alten Programm- und Schlagworten in der Methode der bisher eingehaltenen Defen­
sive und dann kann eine gewaltige, jede Vorstellung übersteigende Wahlniederlage 
mit Sicherheit vorausgesagt werden. Denn die Opposition, die so bis zur nächsten 
Wahl gemacht wird, muß naturnotwendig unfruchtbar sein, und wird jeder Werbe­
kraft ermangeln. 

Bei weiterer Überlegung muß von den benachbarten Parteien als solchen abge­
sehen werden. Der Gedanke, die Grundlage der Partei durch eine Verbindung mit 
den Freikonservativen und dem rechten Flügel der Nationalliberalen zu erweitern, 
ist richtig, führt aber allein nicht zum Erfolg. Mit ziemlicher Bestimmtheit kann 
vorausgesagt werden, daß die freikonservative Partei als solche keine Zukunft mehr 
hat; die hoffnungslose Schwäche in der Basis des rechten nationalliberalen Flügels ist 
desgleichen bekannt genug25. Diese Kreise sind nur mit Hilfe eines eigenen Pro­
gramms und eigener Politik zu gewinnen, zu der die benachbarten herangezogen 
werden und der sie sich anschließen. Aus eigener Kraft werden weder die Freikon-

Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht, 3. Aufl., Düsseldorf 1964, passim; Dirk Stegmann, 
Die Erben Bismarcks, Köln 1970, S. 449 ff. 

24 Die hier unverhohlen zum Ausdruck gelangende Bewunderung für die englischen Kon­
servativen und die englische Aristokratie wurde im Kaiserreich von vielen deutschen Konser­
vativen geteilt, ohne daß sie freilich, wie Bülow zutreffend in seinen Erinnerungen (Bernhard 
von Bülow, Denkwürdigkeiten, Bd. 2, Berlin 1930, S. 520 ff. u. passim) bemerkt, auch den 
unbestreitbar vorhandenen reformatorischen Eifer englischer Konservativer entwickelten. 

25 Zur Situation der Nationalliberalen Partei im Ersten Weltkrieg vgl. Von Bassermann 
zu Stresemann, Die Sitzungen des Nationalliberalen Zentralvorstandes 1912—1917, bearbei­
tet von Klaus-Peter Reiss, Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen 
Parteien, 1. Reihe, Bd. 5, Düsseldorf 1967; Hartwig Thieme, Die nationalliberale Fraktion 
des Preußischen Abgeordnetenhauses 1914-1918, Boppard 1963; Dirk Stegmann, Die Erben 
Bismarcks, S. 449 ff. 
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servativen noch Rechtsnationalliberalen eine Sammlung herbeiführen können, weil 
ihnen die feste soziale Schicht, ohne die eine Partei nicht denkbar ist, fehlt und ihnen 
als Mittelparteien die heute unbedingt notwendige werbende Kraft abgeht. Daher 
muß die konservative Partei sich jetzt 1) ein neues Programm schaffen26, 2) die 
Linien der künftigen Organisation und Agitation so ziehen, daß sie mit Erfolg die 
Freikonservativen und Rechtsnationalliberalen gewinnen und dem Einbruch der 
eigentlichen Nationalliberalen begegnen kann, und 3) sich für den Osten ein beson­
deres Ostmarkenprogramm schaffen für die Deutschen, das allein eine Parole gegen 
den Einbruch der Nationalliberalen im Osten bieten kann. 

III . 

Der Zwang zur Neubildung liegt in der Demokratisierung und im Charakter der 
Oppositionspartei, den die Partei jetzt zunächst auf absehbare Zeit tragen wird. 
Daraus ergibt sich für sie ein Entschluß von einer Schwere, wie noch nie in ihrer 
Geschichte. Auch wer das Gefühl aus der Politik durchaus verbannt, muß anerken­
nen, daß damit stärkste Gefühlswerte berührt und verletzt werden. Gleichwohl muß 
der Ruck in uns allen bewußt und entschieden vollzogen werden. Die Partei muß 
den Boden der parlamentarischen Demokratie sowohl im Reiche wie in Preußen mit 
aller Offenheit und Entschiedenheit betreten und die neue Form für sich ausnutzen. 
Sie kann heute nicht mehr plus royaliste que le roi sein, seitdem das Königtum und 
Kaisertum seine verfassungsmäßige Stellung selbst aufgegeben hat, die es nie wieder 
erobern wird. Wir haben den alten preußischen Royalismus in uns zu überwinden — 
es sei, um nicht die Wunde immer wieder aufzureißen, des Längeren davon nicht 
gesprochen. Wir müssen nach vorwärts blicken und werden dabei mancher Fessel 
ledig, die die Partei im letzten Jahrzehnt behindert hat, ohne daß ihr das alte Ver­
hältnis zum Königtum praktisch etwas genützt hat. Die Frage, wie die Partei zur 
Monarchie steht, wird im neuen Programm ganz davon abhängen, wie die Monarchie 
überhaupt aus diesen Verfassungskämpfen hervorgeht. Für sie einen hoffnungslosen 
Verteidigungskampf zu führen, würde die Partei vollends töten27. 

Mit dem gleichen Wahlrecht, das zunächst im Reichstage wie im Landtage unge-

26 Seit Anfang Oktober 1918 tagte ein auf Anregung von Westarp und Heydebrand gebil­
deter Ausschuß, dem Wolfgang von Kries, Hermann Dietrich (1856-1930; MdA 1898-1918, 
MdR/MdN/MdR 1898-Mai 1928), Joachim von Winterfeld-Menkin (1865-1945, MdR 1908-
1918), Martin Schiele (1870-1939, MdR/MdN/MdR 1914-31. 3. 1930) und Ferdinand von 
Bieberstein-Rogalla (1857-1945, MdR 1903-1918) angehörten, um das Tivoli-Programm 
von 1892 (vgl. Wolfgang Treue, Deutsche Parteiprogramme 1861-1954, Göttingen 1954, 
S. 74—76) einer Revision zu unterziehen. Der Ausschuß legte seine Ergebnisse erst am 6. 11. 
1918 vor und die ursprünglich geplante weitere Beratung kam nach der Revolution nicht 
mehr zustande, vgl. Werner Liehe, Die Deutschnationale Volkspartei 1918-1924, S. 7. 

27 Zu den seit der Daily-Telegraph-Affaire von 1908 bedeutend verschärften Auseinander­
setzungen zwischen dem Kaiser und den Konservativen vgl. Rudolf v. Valentini, Kaiser und 
Kabinettschef, Oldenburg, 1931, S. 99f.; Kuno Graf Westarp, Konservative Politik, Bd. 1, 
S. 41ff.; Klaus Meyer, Theodor Schiemann als politischer Publizist, Frankfurt a.M. 1956, 
S. 151 ff.; von besonderem Interesse für das Selbstverständnis der Konservativen als monarchi­
scher Partei ist die Denkschrift des Chefredakteurs der Kreuz-Zeitung, Hermes, 6. 10. 1909, 
DZA Merseburg, Rep. 89 H I Gen. Nr. 6 vol. 1. Zu den Wandlungen der konservativen 
Kaiseridee: Elisabeth Fehrenbach, Wandlungen des deutschen Kaisergedankens, München-
Wien 1969, insbes. S. 89 ff. 
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fähr die gleichen Mehrheiten ergibt, ist ferner auch die alte föderative Politik nicht 
mehr möglich28. Mit einem Ruck hat Deutschland das Reichsministerium bekommen 
und ist der Bundesrat durch das Kriegskabinett ersetzt worden. Die gewaltigen 
finanziellen Kriegslasten, die ja durch das Reich entstanden sind, werden ferner un­
widerstehlich über die alte föderative Grundlage auch im Finanzwesen hinausführen29. 
Danach wird die Partei dafür einzutreten haben, daß nicht mehr in das selbständige 
Eigenleben der einzelnen Staaten eingetreten wird, als nötig ist, daß diese am 
Leben bleiben und ihre kulturellen Pflichten erfüllen können und daß Deutsch­
land sich den Quell der Stärke, der hier wie überall auf der Welt im föderativen 
Zusammenschluß liegt, erhalte. Die Reichsdemokratie wird sehr rasch in der Be­
tonung unitarischer Tendenzen unduldsam werden. Diesen ist entgegenzutreten ge­
rade mit dem wirksamen Hinweis auf die Freiheit des Einzelnen und der einzelnen 
Organisationen und Lebensformen, auf das Vorbild der übrigen Demokratien, die 
allesamt föderativ sind. Die genaue programmmäßige Abgrenzung dessen, was unter 
den neuen Verhältnissen dem Reiche unter allen Umständen zuzugestehen ist und 
was den Einzelstaaten, also in erster Linie Preußen, bleibt, wird eine besondere 
Aufgabe sein30. 

IV. 

Von dieser neuen Grundlage aus entsteht die Frage, welches die werbenden Ge­
danken und welches die Schichten sind, mit denen die konservative Partei eine große 
Partei der rechtsstehenden Elemente sammeln kann. Die werbenden Ideen sind die 
alten, die in jeder konservativen Partei lebendig sein sollen: das Bekenntnis zur 
nationalen Grundlage des Staates im Gegensatz zu den weltbürgerlichen Idealen, in 
die unsere Demokratie vollständig hereinkommen wird — das Bekenntnis zum Staat 
selbst im Gegensatz zur Betonung der Gesellschaft und der Klasseninteressen, die in 
der Demokratie übermächtig ist — das Bekenntnis, daß die höchste Freiheit des 
Einzelnen besteht in der Bindung des Einzelnen und des Volkes durch selbst auf­
erlegte Pflichten und in der Achtung vor dem selbstgeschaffenen Gesetz — das Be­
kenntnis zum historisch Gewordenen gegenüber der unhistorischen Neuerungssucht, 
zur organischen Fortbildung wertvoller alter Bestandteile gegenüber der Sucht nieder­
zureißen — das Bekenntnis zur organisch aufgebauten Selbstverwaltung gegenüber der 
rein demokratischen Gleichmacherei, die bis in die unterste Zelle des sozialen Körpers 
dringen will und praktisch die Herrschaft des Proletariats überall bedeutet — das Be­
kenntnis zu der christlich-sittlichen Grundlage auch für den Staat und das soziale 
Leben31. Wir werden uns eingestehen müssen, daß in den letzten zwei Jahrzehnten 

28 Zur konservativen Idee des Föderalismus vgl. Hans Booms, Die Deutschkonservative 
Partei, Preußischer Charakter, Reichsauffassung, Nationalbegriff, Düsseldorf 1954, S. 58 ff. 

29 Zur Finanzpolitik der Konservativen in der Vorkriegs- und Kriegszeit vgl. meine Unter­
suchung, Die Finanzpolitik des Deutschen Reiches von 1903 bis 1913, Lübeck/Hamburg 1970, 
S. 17—58, 256ff. und passim, sowie Kapitel I, 1 und 5 meiner vor dem Abschluß stehenden 
Habilitationsschrift über die Finanz- und Wirtschaftspolitik des Deutschen Reiches von 1918 
bis 1924. 

30 Vgl. zu dieser insgesamt für den föderativen Gedanken vorsichtig optimistischen Pro­
gnose und der tatsächlichen Entwicklung in den Revolutionsmonaten Gerhard Schulz, Zwi­
schen Demokratie und Diktatur, Verfassungsreform und Reichspolitik in der Weimarer 
Republik, Berlin 1963, S. 101-212. 

31 Vgl. zur konservativen Ideologie Klemens von Klemperer, Germany's New Conservatism, 
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diese Grundsä tze u n d Ideen , die d e n Ke rn de r konservat iven W e l t - u n d Staats­
anschauung bi lden, übe r der einsei t igen B e t o n u n g der r e in wirtschaft l ichen Klassen­
in teressen i m I n n e r n 3 2 u n d der r e inen Macht in te ressen n a c h außen 3 3 s ta rk gel i t ten 
h a b e n u n d daß die Par te i gar n i ch t m e h r b rauch t , als sich auf sich selbst u n d die 
konservat iven Gedanken zu bes innen , die ih re D e n k e r in den 50er, 60er u n d 70er 
J a h r e n dachten , von d e n e n n u r die über leb te altständische Befangenhe i t abgestreift 
zu w e r d e n braucht3 4 . 

D i e Schichten k ö n n e n n u r sein 1) u n d i n al lererster L in i e die Landwirtschaft, 
2) das B e a m t e n t u m , 3) das, was m a n bisher selbständigen Mittels tand3 5 n a n n t e . 
Landwir t schaf t aber k a n n n u r h e i ß e n Großgrundbes i tz u n d B a u e r n t u m z u s a m m e n 
u n d zwar u n t e r voller A n e r k e n n u n g der demokra t i schen Gle ichberech t igung des 
B a u e r n t u m s ausnahmslos auf allen Gebie ten u n d u n t e r p l a n m ä ß i g e r u n d m i t g roßen 
Opfern durchzuführender E r w e i t e r u n g der bäuer l ichen Schichten. Bisher schien der 
Gedanke daran , e ine zur M e h r h e i t u n d dahe r zur Mach t i m P a r l a m e n t fähige Pa r t e i 
aufzubauen, utopisch, wei l sie du rch die Expor t indus t r ie automat isch die G r u n d ­
lagen der konserva t iven Pa r t e i ve rk le iner ten u n d de r Prozentsatz de r landwir tschaf t ­
l ichen Bevölkerung zuguns ten der städtischen Indus t r i e sank36. E ine rasche Rück­
k e h r i n diesen Zus tand ist nach d e m Kriege ausgeschlossen. Es ist sogar mögl ich, daß 
ein s tarker Z u g n a c h d e m L a n d e einsetzen wird u n d nöt ig , diesen zu b e n u t z e n u n d 
zu gewinnen . I n j edem Falle m u ß in den entscheidenden Augenbl icken, d . h . b e i m 
Übe rgang von de r Kriegs- i n die Fr iedenswir tschaft die konservat ive P a r t e i be re i t 
sein, diesen gewal t igen Umste l lungsprozeß i n i h r e m Interesse zu benu tzen , das zu­
gleich das Interesse des Staatslebens ü b e r h a u p t ist37. M . a. W . das bisherige deutsche 
B a u e r n t u m m u ß möglichst geschlossen u n t e r der F a h n e der konservat iven Pa r t e i 
gesammel t u n d es m u ß du rch eine ganz großzügige rücksichtslose innere Kolonisa­
tion38 e rwe i te r t werden . Dazu darf vor e rhebl ichen Opfern n i ch t zurückgeschreckt 

Its History and Dilemma in the Twentieth Century, Princeton N.J . 1957, insbes. S. 1 7 9 1 -
(dort weiterführende Literatur); zur christlich-sozialen Bewegung Walter Frank, Hofprediger 
Adolf Stoecker und die christlich-soziale Bewegung, 2. Aufl., Hamburg 1935. 

3 2 Hans-Jürgen Puhle, Agrarische Interessenpolitik und preußischer Konservatismus im 
Wilhelminischen Reich (1893-1914), Hannover 1966, insbes. S. 213 ff. 

3 3 Vgl. Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht, 3. Aufl., Düsseldorf 1964, passim; ders., 
Krieg der Illusionen, Düsseldorf 1969. 

3 4 Vgl. dazu Gerhard Bitter, Die preußischen Konservativen und Bismarcks deutsche Poli­
tik, Heidelberg 1913; Karl Mannheim, Das konservative Denken, Soziologische Beiträge zum 
Werden des historisch-politischen Denkens in Deutschland, in: Archiv für Sozialwissenschaft 
und Sozialpolitik 57 (1927), S. 110 ff. 

35 Zur Neuformierung des Mittelstandes vgl. jetzt Heinrich August Winkler, Mittelstand, 
Demokratie und Nationalsozialismus, Köln 1972; Hans-Joachim Puhle, Agrarische Interessen­
politik, S. 98-110. 

36 Vgl. zu dem Anwachsen der städtischen Bevölkerung, den Wanderungsverlusten der 
überwiegend ländlichen ostdeutschen Gebiete und der Zunahme der Industriearbeiterschaft 
Walther G. Hoffmann u.a., Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts, Berlin 1965, S. 178-180, 204f. 

37 Zur Agitation der landwirtschaftlichen Interessenverbände und konservativer Politiker 
in der Zeit der sogenannten Übergangswirtschaft und ihrer Versuche, die schwierige ökono­
mische Lage zur Verfolgung ihrer Interessen auszunutzen, s. Peter-Christian Witt, Die 
Finanz- und Wirtschaftspolitik des Deutschen Reiches 1918-1924, Kap. I , 4. 

38 Eine Geschichte der inneren Kolonisation ist ein dringendes Desiderat in der Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte des Deutschen Kaiserreiches, vgl. zu einem Teilaspekt, der Rest-
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werden, zu denen schon aus technischen Gründen die Schwierigkeiten der Land­
arbeiterfrage nach dem Kriege zwingen. Unter Bereitstellung eines großen Teiles 
der Domänen und eines Teiles des gutsbesitzlichen Landes muß sich die konservative 
Partei entschlossen und rücksichtslos an die Spitze einer solchen Siedlung und bäuer­
lich-genossenschaftlichen Bewegung stellen, den nationalliberalen Kreisen wie z.B. 
dem Bauernbunde39 den Wind aus den Segeln nehmen, den Anschluß der katholi­
schen Bauernelemente40 ermöglichen und allein dadurch erfolgreich sozialistischen 
Enteignungsexperimenten entgegentreten, die unter allen Umständen nach dem 
Kriege kommen werden. Auch dafür ist ein baldiges Spezialprogramm eine dringende 
Notwendigkeit. 

An diesen Block müssen dann die besitzlichen Elemente in der Stadt und die Beam­
ten angeschlossen werden, in denen sich heute bereits der Wunsch, ja die Sehnsucht 
nach einer Sammlung der staatserhaltenden Elemente41 lebhaft regt. Da mit einer 
schnellen Industrialisierung wie vor dem Kriege nicht zu rechnen ist, kann auf die­
sem Wege die konservative Partei auf rein demokratisch-parlamentarischer Grund­
lage genügend Mandate erfechten, um den Kampf um die Regierung erfolgreich 
aufnehmen zu können. 

V. 

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich schon die grundsätzliche Stellung zur Wirt-
schafts- und Sozialpolitik überhaupt. Der Gedanke liegt nahe, daß die Partei in 
Anknüpfung an Gedanken der 70er Jahre und mit Betonung der christlichen Sozial­
politik auch die Arbeitermassen gegen das Großkapital zu gewinnen suchen soll42. 
Der Versuch wird praktisch gemacht werden können und in einzelnen Fragen der 
Sozialisierung wird die Partei schon aus Gründen der Finanzpolitik Zugeständnisse 
machen müssen43. Aber aus inneren und äußeren Gründen ist es unmöglich, den 
Sozialismus als beherrschendes Prinzip für die innere und die Wirtschaftspolitik der 
Partei anzuerkennen. Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß in der Zeit nach dem 

güterfrage, jetzt A. Galos, Die gesellschaftlichen Grundlagen der sogenannten inneren Kolo­
nisation in Deutschland um die Wende des 19. und 20. Jahrhunderts, in: Studia Slaskie, 
seria nowa XVIII (1970), S. 11-62. 

39 Der Deutsche Bauernbund wurde nach der Finanzreform 1909 im wesentlichen auf 
Initiative der Nationalliberalen gegründet; ihn allerdings als Dependance der nationallibera-
len Partei anzusprechen, ist eine grobe Vereinfachung seiner Politik, vgl. Peter-Christian 
Witt, Die Finanzpolitik des Deutschen Reiches 1903-1913, S. 309f., Hans-Jürgen Puhle, 
Agrarische Interessenpolitik, S. 144ff. Zur Organisation und Geschichte des Bauernbunds, 
vgl. auch Herbert Schwab, Deutscher Bauernbund, in: Dieter Fricke (Hrsg.), Die bürger­
lichen Parteien, Bd. I, Leipzig 1968, S. 415-421. 

40 J. Seemann, Vereinigung der deutschen Bauernvereine, in: D. Fricke (Hrsg.), Die 
bürgerlichen Parteien, Bd. II, Leipzig 1970, S. 763-774. 

41 Zum Gedanken einer konservativ geführten Sammlungspolitik im Kaiserreich vgl. Dirk 
Stegmann, Die Erben Bismarcks, S. 352 ff.; Hans-Jürgen Puhle, Von der Agrarkrise zum 
Präfaschismus, Wiesbaden 1972, insbes. S. 54 ff. 

42 Siehe Anm. 31. 
43 Mit Rücksicht auf die hohen Kriegsschulden und die noch nicht übersehbaren Kriegs­

folgelasten glaubte Hoetzsch offensichtlich in der Sozialisierung einzelner Industrien ein 
Konzept gegen eine zu hohe steuerliche Belastung gefunden zu haben; dieser Gedanke ist 
von den Konservativen bzw. der DNVP nicht weiter verfolgt worden. 
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Kriege der Gegensatz zwischen den proletarisch-besitzlosen Klassen und den Besit­
zenden aller Art in erster Linie parteibildend wirken wird. Er wird auf diese Weise 
die Nationalliberalen, die Freisinnigen und vermutlich auch die Zentrumspartei zer­
setzen. Die konservative Partei würde sich in diesen Zersetzungsprozeß, der sie am 
allerwenigsten an sich berührt, gutwillig hereinbegeben, wenn sie prinzipielle Zu­
geständnisse an den Sozialismus macht. Sie muß aus allen Gründen an der privat­
kapitalistischen Grundlage unseres Wirtschaftslebens, am Privateigentum an den Pro­
duktionsmitteln und an der Privatbetätigung der einzelnen wirtschaftlichen Kräfte 
festhalten, so sehr im einzelnen Zugeständnisse an den Staatssozialismus namentlich 
unmittelbar nach dem Kriege zu machen sind44 und so sehr die Partei die christliche 
und Menschenpflicht für eine weitgehende Sozialpolitik betonen muß. Eine Neu­
begründung der konservativen Partei auf christlich-sozialer Grundlage wird also 
heute noch viel weniger Aussicht für eine Massenpartei bieten als vorher. Die Zu­
kunft ruht vielmehr auf der Alternative, die vor 16 Jahren Herr v. Oldenburg bei 
seinem ersten Auftreten im Bund der Landwirte stellte45: die beiden großen Gruppen 
der Bauern und der Arbeiter, nur mit dem Unterschiede, daß heute auch auf unserer 
Seite der Patriotismus der Arbeiter und ihrer Partei als einer deshalb gleichberech­
tigten Staatspartei unbedingt anerkannt werden muß und alle überlieferten Mittel 
der Agitation gegen die „vaterlandslose" Sozialdemokratie und dergleichen aus­
nahmslos und ohne Einschränkung aufgegeben werden müssen46. Faßt die Partei 
ihre Aufgaben theoretisch und praktisch so auf, so bleibt dem industriellen Unter­
nehmertum gar nichts anderes übrig, als sich ihr anzuchließen. Nur wird dieses 
nicht eine derartig einflußreiche Stellung beanspruchen können, wie sie die Schwer­
industrie in den letzten Jahren ohne Zweifel auf Seiten der Rechten erworben hat. 
Das gleiche gilt für das Großkapital überhaupt4 ' . Die Partei wird diese Elemente 
aufnehmen und auch ihnen, auch dem beweglichen Kapital die großen Opfer, ohne 
die die Zeit nach dem Kriege für die besitzenden Klassen überhaupt nicht verlaufen 
wird, wenn Deutschland von der Revolution unberührt bleiben soll, zumuten und 
ihre Steuerpolitik danach einrichten. Nur dann wird sie auch für indirekte Steuern 
mit Erfolg eintreten können. 

Die Partei wird aber sich auch ihre Stellung erleichtern, wenn sie auf das Ein­
treten für Schichten verzichtet, die wirtschaftlich zum Sinken und zum Untergang 
verurteilt sind. Die sog. Mittelstandspolitik hatte bereits vor dem Kriege in der Haupt­
sache nur agitatorischen Wert48. Seitdem der Krieg und das Hilfsdienstgesetz un-

44 Zur Entwicklung der staatssozialistischen Ideen s. Ralph H. Bowen, German Theories 
of the Corporative State, New York 1947. 

45 Diese Bemerkung H.'s ist nicht eindeutig zu klären, denn Oldenburg-Januschau war 
schon bei der Gründungsversammlung des Bundes der Landwirte 1893 aktiv aufgetreten; 
wahrscheinlich meint H. eine der ersten Reden Oldenburgs als Reichstagsabgeordneter im 
November 1902; vgl. Elard von Oldenburg-Januschau, Erinnerungen, Leipzig 1936, S. 39, 
65 ff. 

46 Dieser Vorschlag war völlig unrealistisch, denn ein Großteil der innenpolitischen Pro­
paganda der Konservativen hatte in der ständigen Wiederholung von Parolen gegen die 
„vaterlandslosen Gesellen" bestanden. 

47 Vice versa behaupteten die Großindustriellen, sie hätten nicht genügend Einfluß in 
den Rechtsparteien. Vgl. Dirk Stegmann, Die Erben Bismarcks, S. 146ff., 323ff. u. passim; 
Hartmut Kaelble, Industrielle Interessenpolitik in der Wilhelminischen Gesellschaft, Central-
verband Deutscher Industrieller 1895-1914, Berlin 1967, S. 123 ff. 

48 Der Integrationswert dieser „Mittelstandspolitik" kann freilich nicht hoch genug ein­
geschätzt werden, vgl. Anm. 35. 
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zählige selbständige Existenzen vernichtet haben49, die als solche nicht wieder auf­
erstehen werden, muß die Mittelstandspolitik als solche auch preisgegeben werden. 
Die Gefahr ist für die Partei hier nicht gering, weil, wie gesagt, ziemlich sicher nach 
dem Kriege der Antisemitismus wieder anschwillt und vorübergehend mit diesen 
Kreisen Erfolge erzielen kann. Diesen Antisemitismus muß die Partei ablehnen, 
und zwar von vornherein, -weil er aussichtlsos ist. Je bestimmter die Partei ihn ab­
lehnt, um so erfolgreicher kann sie praktisch ihn da betätigen, wo er reelle Erfolge 
haben kann, z.B. in allen Fragen des Ostjudentums50. Diese Andeutungen seien 
abgeschlossen mit dem Hinweis, daß der Schutz der schaffenden wirtschaftlichen Ar­
beit selbstverständlicher Programmpunkt bleibt, im einzelnen sich aber nach den 
Verhältnissen nach dem Kriege richtet, die gar nicht zu übersehen sind. Der scharfe 
Gegensatz, der auf diesem Gebiete liberale und konservative besitzliche Elemente 
trennte, tritt ja außerordentlich zurück. 

VI. 

Von hier aus muß der Zusammenhang mit dem Beamtentum und der geistigen 
Welt gesucht werden. Durch eine umfassende Fürsorge für das Beamtentum wird sich 
von selbst ergeben, daß dieses, das parteipolitisch sonst überhaupt keine Zuflucht 
mehr hat, der Partei zuströmt. Die Berührung mit der geistigen Welt ist zum Scha­
den der Partei in den letzten Jahrzehnten fast völlig verlorengegangen. Sie ist zu 
gewinnen durch die Würdigung geistiger Arbeit, durch die Anerkennung der Ideen 
im Staats- und Wirtschaftsleben und durch ein umfassendes kulturpolitisches Pro­
gramm. Indem die konservative Partei sich energisch mit den neuen Ideen ausein­
andersetzt, statt diese zu ignorieren, und damit einen Staatsbegriff durchsetzt wie 
die englischen Konservativen, wird sie eine ungeheure Mission in der politischen 
Erziehung der Gebildeten erfüllen. Dazu muß sie freilich sich von Richtungen frei 
machen, die in reinem Patriotismus schließlich mehr geschadet als genützt und die 
politische Erziehung geradezu verdorben haben, wie die sog. alldeutsche Richtung in 
ihren Übertreibungen51. 

VII. 

Die Begründung der konservativen Weltanschauung im übrigen bleibt die alte. 
Ob im einzelnen ein neues kirchenpolitisches Programm nötig ist, wäre zu unter­
suchen. Der grundsätzliche Inhalt des 1. Punktes im Tivoli-Programm52 bleibt mit 

49 Die sozialen und politischen Konsequenzen der Zerstörung des alten Mittelstands sind 
noch nicht ausreichend geklärt. Für erste Vorüberlegungen zu diesem Problem vgl. das Buch 
von Winkler (Anm. 35) und Gerald D. Feldman, Army, Industry and Labor in Germany 
1914-1918, Princeton N.J. 1966, S. 459 ff. 

50 Siehe Anm. 19. 
51 Das Dilemma der Konservativen bestand darin, daß sie zwar viele berühmte Gelehrte 

zu ihren Mitgliedern oder Parteigängern zählen konnten, aber im Grunde seit Stahl und den 
Gerlachs keinen Theoretiker von Rang mehr besessen hatten. Was Hoetzsch hier im Ange­
sicht der militärischen Niederlage mit dem Begriff des Patriotismus als Selbstzweck um­
schreibt, machte tatsächlich doch die Ideenwelt der führenden Konservativen aus; vgl. nur 
die zahlreichen Beispiele in Kuno Graf Westarp, Konservative Politik, Bd. 2, passim. 

52 Tivoli-Programm vom 8. 12. 1892; Wolfgang Treue, Deutsche Parteiprogramme, S. 74. 
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Ausnahme des Satzes über die Juden bestehen. Einen Gewissenszwang hat die Partei 
hier ja niemals ausgeübt. Sie würde sich selbst aber ihrer besten Kräfte berauben, 
wenn sie diese Fundierung ihrer Arbeit abschüttelte. Die Religions- und Kirchen­
feindlichkeit der Sozialdemokratie ist ja heute mehr durch a - Religiosität und 
a-Kirchentum ersetzt. Es ist auch fraglich, ob der Krieg das religiöse und Kirchen­
gefühl belebt hat, ob nicht eher die durch ihn entstandenen Zweifel an der gott­
gesetzten Weltordnung die Überhand gewonnen haben. Um so mehr bleibt es Auf­
gabe der konservativen Partei, die Quellen einer Weltanschauung und einer Regu­
lierung des staatlichen Pflichtenlebens offen zu halten, die im Christentum fließen53. 

Eine eingehende Festlegung der neuen Stellung zu machtpolitischen Fragen 
(Punkt 6 und 7 des Programms) ist heute schwer, wenn nicht unmöglich. In der 
Stellung zu Heer und Flotte wird nach den Erfahrungen des Krieges sowie seines 
schlechten Ausganges sehr stark umzulernen sein. Alte berechtigte Grundsätze wer­
den fallen müssen, nachdem ihre Vertretung die letzte entscheidende Probe nicht 
bestanden hat. In den Auffassungen über die Organisation des Heeres, über die 
Stellung des Heeres zur Regierung usw. wird eine Wandlung zu vollziehen sein. Je 
mehr sich die Partei hier von früher sehr wertvollen Bestandteilen ihres Programms 
freimacht, die durch die Macht der Verhältnisse erledigt worden sind, um so energi­
scher wird sie auftreten können gegen die Politisierung der Armee51. Selbst wenn 
ein Völkerbund nach Wilsons Forderungen55 zustande kommt, wird er von Staaten 
geschlossen werden, für die das erste Gesetz eines Staates das der Macht ist und 
bleibt. Auch im Völkerbund sollen die einzelnen Staaten über ein Heer verfügen. 
Dieses von Parlamentseinfluß so frei wie möglich zu halten, gebieten die Erfahrun­
gen der Parlamentsheere schon überall sonst. Und für dieses die Einrichtungen und 
Gedanken des alten stehenden Heeres und des Berufsoffizierskorps in weitestem 
Umfange lebendig zu halten, verlangt einfach die Klugheit. Von hier aus wird sich 
zu Einzelfragen unschwer die Stellung finden lassen. Von der Flotte sei hier gar 
nicht gesprochen, da für die Zeit, für die wir unser politisches Denken einrichten, 
von einer deutschen Flottenpolitik nicht mehr die Rede sein kann56. 

53 Zur Prägung der konservativen Staatsanschauung durch den Protestantismus s. Fritz 
Fischer, Der deutsche Protestantismus und die Politik im 19. Jahrhundert, in: HZ 171 
(1951), S. 473-518; Klaus Epstein, The Genesis of German Conservatism, Princeton N.J. 
1966; zur politischen Ausrichtung der protestantischen Kirche im und nach dem Ersten 
Weltkrieg: Gottfried Mehnert, Evangelische Kirche und Politik 1917-1919, Düsseldorf 1959. 

54 Hoetzsch verdrängt die Tatsache, daß die deutsche Armee im Kaiserreich aufgrund 
eines bewußten politischen Willensaktes völlig „politisiert" worden war, d.h. ein Offiziers­
korps mit einer homogenen konservativen politischen Grundhaltung besaß (vgl. dazu die 
ausgezeichnete Studie von Martin Kitchen, The German Officer Corps 1890-1914, Oxford 
1968), einfach aus seinem Bewußtsein. „Politisierung" der Armee hieß für ihn daher jede 
Veränderung dieses als „natürlich" angesehenen Zustandes, wie dann auch in der Weimarer 
Republik das von Armeeführung und rechtsgerichteten Parteien gleichermaßen benutzte 
Schlagwort von der „Entpolitisierung der Armee" stets nur die eine Funktion hatte: hinter 
einer ideologischen Schutzformel desto sicherer die Armee als konservative Kraft im politi­
schen Entscheidungsprozeß bewahren und ihre Einordnung in den demokratischen Staat ver­
hindern zu können, vgl. dazu Francis L. Carsten, Reichswehr und Politik 1918-1933, 2. Aufl. 
Köm-Berlin 1965; Claus Guske, Das politische Denken des Generals von Seeckt, Lübeck 
und Hamburg 1972. 

55 Text der Völkerbundsrede Wilsons vom 27. 9. 1918, in: Schulthess 1918/II, S. 588 ff. 
56 Die alte Flottenfeindschaft der Konservativen, die die Flotte vornehmlich, wenn auch 

nicht ausschließlich, als Instrumentarium der Sammlungspolitik akzeptiert hatten (vgl. dazu 
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Die Verfechtung alter Grundanschauungen über Heer und Staat wird der Partei 
um so leichter werden, je mehr sie ein festes außerpolitisches Programm hat. Die 
auswärtige Politik wird unter allen Umständen künftig aufs stärkste von der Volks­
vertretung beeinflußt werden. Das deutsche Volk wird nach dem. Kriege ohne Zwei­
fel eine auswärtige Politik und ihre Organisation nicht mehr ertragen, die sie in 
diesen Krieg und in diese Niederlage hereingeführt haben. Die Partei braucht daher 
sowohl in ihrer Reichstagsvertretung in höherem Maße als bisher Spezialisten der 
auswärtigen Politik. Sie braucht noch mehr dazu ein außenpolitisches Programm. 
Heute läßt sich dafür noch nichts näheres sagen. Auch wenn Deutschland aus dem 
Kriege mit den Grenzen von 1871 hervorgeht und da anzufangen hat, wo es vor 
50 Jahren stand, tut es das als eine Großmacht zweiten Ranges. Das war Deutschland 
nach den Machtverhältnissen und seiner geographischen Lage schon vor dem Kriege. 
Der Grundfehler unserer Politik war ja, daß wir, verleitet durch die ungeheure 
wirtschaftliche Entwicklung der 90er Jahre und unseren fabelhaften Reichtum an 
wirtschaftlich-technisch-militaristischen Kräfte geführt, glaubten, eine Weltmacht 
nicht nur sein zu können, sondern es auch wirklich zu sein. Diesen Irr tum seiner 
Politik büßt das deutsche Volk mit dem Ausgang des Krieges auf das Furchtbarste. 
Keine Partei wird Aussicht auf eine Stellung im Volk haben, die dies nicht unum­
wunden anerkennt. Behält Deutschland aber sein Gebiet wie vor dem Kriege, so 
bleiben die Richtlinien unserer auswärtigen Politik dieselben wie die des alten Partei­
programms, die allerdings im Kriege nicht fest genug eingehalten 'worden sind: die 
Orientierung nach Osten, d.h. also der Versuch, mit der west- und ostslawischen 
Welt in ein festes politische Verhältnis zu kommen, das wir wirtschaftlich zu unserer 
Existenz brauchen, um dem Angelsachsentum ein Paroli zu bieten57. Mehr darüber 
zu sagen ist heute nicht möglich. 

Eine Frage der großen Politik führt sodann auf die innere hinüber, die polnische. 
Wie sie auch gestaltet werde, es wird eine der wichtigsten Aufgaben der Partei sein, 
sich für die Deutschen des Ostens ein besonderes Ostmarkenprogramm zu schaffen. 
Das ist sachlich notwendig, weil der Protest gegen die Abtretung preußischer Teile 
nicht ausreicht und die Versicherung, an der Bismarck-Bülowschen Ostmarkenpolitik 
festhalten zu wollen, Phrase ist58. Dafür fehlen alle außer- und innerpolitischen 
Voraussetzungen. Diese Ostmarkenpolitik muß, so schwer es uns wird, als solche 
vorbehaltlos aufgegeben und ersetzt werden durch ein sachliches Schutzprogramm 
für die Deutschen im Osten, das im einzelnen festzustellen ist, namentlich in den 
Gebieten, die national gemischt bleiben. Die Idee der Autonomie, des nationalen 
Katasters, der Auswechselung der Bevölkerung, der Ansiedlung nach der Nationalität, 

Eckart Kehr, Schlachtflottenbau und Parteipolitik 1894-1901, Berlin 1930; Volker R. Berg­
hahn, Der Tirpitz-Plan, Düsseldorf 1971), bricht hier wieder durch, zumal die Flotte als 
machtpolitisches Instrumentarium während des Weltkrieges ihre Bewährungsprobe nicht 
bestanden hatte, wie es in den militärpolitischen Auseinandersetzungen vor 1914 von vielen 
Konservativen befürchtet worden war, die statt des forcierten Flottenbaus eine stärkere Auf­
rüstung der Armee verlangt hatten. 

57 Vgl. zu diesem konstitutiven Element preußisch-konservativer Außenpolitik: Eckart 
Kehr, Englandhaß und Weltpolitik, in: ders., Primat der Innenpolitik, hrsg. von H.-U. Weh­
ler, Berlin 1970, S. 149-175. 

58 Vgl. dazu vor allem Martin Broszat, 200 Jahre deutsche Polenpolitik, München 1963, 
S. 25-154; Hans-Ulrich Wehler, Von den „Reichsfeinden" zur „Reichskristallnacht", Polen­
politik im Deutschen Kaiserreich 1871-1918, in: ders., Krisenherde des Kaiserreichs 1871-
1918, S. 181-199, 382-384; A. Galos u.a., Die Hakatisten, Der deutsche Ostmarkenverein 
1894-1934, Berlin 1966. 
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der Staatsunterstützung für Kirche, Schule usw. bietet die ersten Fingerzeige dafür. 
Taktisch ist ein solches Programm, wie erwähnt, ganz besonders nötig, weil die 
Nationalliberalen sich auf diesen dankbaren Gegenstand mit allem Nachdruck stürzen 
werden, und wenn hier die Partei nichts positives entgegenzustellen hat, nicht nur 
die Mandate in Posen und Westpreußen, sondern sogar die sichersten Wahlkreise 
in Pommern und Ostpreußen bedroht werden. 

VIII. 

Nur andeutend und ohne Anmaßung endgültiger Fassung wurde hier gezeigt, 
welche Zukunftsaufgaben und welche Zukunftskräfte in konservativen Gedanken 
liegen und wie er für unser Vaterland nutzbar gemacht werden kann. Heute wird 
der Untergang des alten Preußens beklagt. Soviel daran richtig ist, sei auch nicht 
vergessen, daß Preußen weder durch die Stein-Hardenbergsche Reform noch durch 
die Veränderungen der 50er und 70er Jahre untergegangen ist, daß vielmehr sich 
Preußen, der alte Staat der Hohenzollern, gestützt auf sein Militär und sein Be­
amtentum, alle die neuen Gedanken schließlich assimiliert hat. Die Hoffnung ist 
nicht unberechtigt, daß dies auch mit den freilich viel stärkeren Ideen der heutigen 
Zeit der Fall sein wird. Nur darf sich diese Entwicklung nicht, wie in den letzten 
zwei Jahrzehnten, gegen die konservative Partei vollziehen. Dem wird weder sie, 
noch, wie wiederholt sei, vor allem ihr Rückgrat, der altpreußische Adel, stand­
halten können. Wie nach 1806 müssen die altpreußischen Überlieferungen mit den 
neuen Gedanken verbunden werden, und wir wollen sehen, ob nicht die geistigen 
und moralischen Kräfte, die das alte Preußen groß gemacht haben, schließlich doch 
stärker sind als jene. 

Der Versuch, sich mit beiden Füssen auf den Boden des Neuen zu stellen und von 
da das Alte herüberzuleiten und zu erhalten, muß rasch in Angriff genommen wer­
den. Es wurde schon gesagt daß der Drehpunkt dafür die endgültige Annahme des 
gleichen Wahlrechts in Preußen ist, die im Zusammenhang mit dem Umsturz im 
Reich den Übergang zum demokratisch-parlamentarischen System endgültig besie­
gelt. In diesem wird nach menschlichem Ermessen die Partei auf absehbare Zeit in 
Opposition stehen. Unter keinen Umständen darf diese Zeit mit einem auch noch 
so geschickt geführten Verteidigungskampf für Positionen und Programmforderun­
gen vergehen, die nicht mehr zu halten sind. Vielmehr muß ein neues Programm59 

geschaffen werden, das sich zunächst nur auf wenige allgemeine, aber zugkräftige 
Richtlinien beschränkt. Zugleich muß die Ausarbeitung der verschiedenen Spezial-
programme in Angriff genommen werden, von denen oben die Rede war, sowie die 
Überleitung der Parteiorganisation60 in die neuen Verhältnisse. Die Umschau z. B , 
welche Wahlkreise in Reichstag und Landtag für die nächsten Wahlen in Frage 
kommen, mit welchen Männern sie zu besetzen, ist ebensowenig zu umgehen, wie 
die lebhafte Erörterung um die Umgestaltung im Kreis der Partei Es empfiehlt 
sich, diese nicht mit der Diskussion in der Öffentlichkeit zu beginnen, sondern das 
Außenseitern zu überlassen Die Gefahr ist noch zu groß, daß eine solche Erörterung 
uferlos wird und dem Gegner frühzeitig Waffen bietet. Vielmehr müßte unmittel­
bar nach Annahme der Wahlvorlage der 50er Ausschuß zusammentreten und in 

59 Siehe Anm. 26. 
60 Über den Stand der Parteiorganisation der Konservativen gibt einen guten Überblick 

Thomas Nipperdey, Die Organisation der Deutschen Parteien vor 1918, Düsseldorf 1961, 
S. 241-264. 
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diesem die grundlegende Diskussion eröffnet werden, die hier in den Grundlinien 
angedeutet wurde. 

Dort müßten die Ausschüsse für die Sonderprogramme niedergesetzt und die 
Grundlinien für die praktische Arbeit in der Organisation, Agitation und Fühlung­
nahme mit Nachbarparteien gezogen werden. Erst danach kann die Partei an die 
Öffentlichkeit treten. Später als zu Beginn des Frühjahrs darf das nicht der Fall sein 
und bereits dann hängt alles davon ab, ob dieses Auftreten von einem positiven 
Programm begleitet ist oder ob es sich lediglich auf den Aufruf beschränkt, an den 
alten Idealen und Forderungen festzuhalten. Wird unserem Vaterland in diesem 
Winter die zweifellos drohende Gefahr innerer Unruhen erspart, dann wird in dieser 
Zeit die Grundlage geschaffen werden können für eine Neugestaltung und neue Ar­
beit der konservativen Partei, durch die sie sich selbst mächtig und reif machen kann, 
um bei gegebener Zeit ihrerseits die Regierung übernehmen zu können, und mit 
der sie unserem preußischen und deutschen Vaterlande im höchsten Grade nützen 
wird. 
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INDUSTRIELLES SYSTEM UND POLITISCHE ENTWICKLUNG 
IN DER WEIMARER REPUBLIK 

Vom 12. bis 17. Juni 1973 fand in 
Bochum ein „Internationales Sympo­
sium" statt, bei dem sich etwa 60 Histo­
riker, Nationalökonomen und Politik­
wissenschaftler aus der Bundesrepublik 
Deutschland, den USA, Großbritannien 
und Frankreich zusammensetzten, um 
unter obigem Arbeitstitel ihre Forschungs­
erfahrungen und -ergebnisse über Pro­
bleme der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
der Weimarer Zeit auszutauschen und zu 
erweitern. Zu der Konferenz lud ein Ku­
ratorium ein, dem die Professoren Hans 
Mommsen/Bochum, Dietmar Petzina/ 
Bochum, Hans Raupach/München, Ge­
rald D. Feldman/Berkeley und Henry 
A. Turner/Yale sowie der Direktor des 
Bergbau-Museums in Bochum, Berg­
assessor a. D. G. Conrad (für die organi­
satorische Leitung) angehörten. Die Fi­
nanzierung hatten die Deutsche For­
schungsgemeinschaft und der Stifterver­
band für die Deutsche Wissenschaft über­
nommen. 

Für eine ertragreiche Aussprache war 
dadurch gesorgt worden, daß jeder Teil­
nehmer einen Referatstext aus seinem 
eigenen Forschungsgebiet einsandte, der 
allen anderen vorweg zugänglich ge­
macht worden war. Es lagen insgesamt 
56 „papers" zur Diskussion vor. Im Vor­
dergrund stand vielfach die Frage, in 
welcher Form und unter welchen Be­
dingungen industrielle, agrarische und 
mittelständische Interessen in den politi­
schen EntScheidungsprozessen ihren Nie­
derschlag fanden. Durch Aufhellung der 
sozialen und ökonomischen Ursachen der 
Krise der Weimarer Republik sollten 
weiter die Voraussetzungen für den Auf­
stieg des Nationalsozialismus gezeigt wer­
den. Darüber hinaus galt es ganz allge­
mein, Funktionsweise und strukturelle 
Veränderungen eines kapitalistischen 
Wirtschaftssystems unter besonderen po­
litischen Bedingungen zu untersuchen. 

Mit einem Einleitungsvortrag „Öko­
nomischer Strukturwandel und konjunk­
turelle Entwicklung in der Weimarer Re­
publik. Die Weimarer Republik unter 
den weltwirtschaftlichen Bedingungen 
der Zwischenkriegszeit" steckte Wolfram 
Fischer/Berlin den sozio-ökonomischen 
Rahmen ab und lieferte die grundlegen­
den volkswirtschaftlichen Daten. 

Es folgten am Nachmittag und an den 
darauffolgenden Tagen Arbeitssitzungen 
über folgende Themenbereiche: 

I. „Wirtschaftliches Wachstum, wirt­
schaftlicher Strukturwandel und 
Veränderungen des industriellen 
Systems" (Berichterstatter: Alan S. 
Milward) mit Papers von Dietmar 
Petzina und Werner Abelshauser/ 
beide Bochum, T. Balderston/Edin-
burgh, Peter Czada/Berlin, Ottfried 
Dascher/Dortmund, Thomas P. Hu­
ghes/Dallas (South. Methodist Uni-
versity), Wolfgang Köllmann/Bo-
chum, Harold Poor/New Bruns­
wick (Rutgers Univ.), Jürgen Reu­
lecke/Bochum, Alice Teichova/Nor-
wich; 

II . „Sozialpolitik und sozialer Konflikt 
in der Weimarer Republik" (Be­
richterstatter: Gerald D. Feldman) 
mit Papers von Hans Biegert/Berlin, 
Georges Castellan/Paris, Robert A. 
Gates/Columbus (Ohio State Univ.), 
A. Gladen/Bochum, Ursula Hüll-
büsch/Leutershausen, Tim Mason/ 
Oxford, Hans Mommsen/Bochum, 
Eberhard Pies/Trier,Michael Schnei­
der/Bonn-Bad Godesberg, Robert F. 
Wheeler/Los Angeles (Univ. of 
South. Cal.); 

III . „Die Auswirkungen der Finanz­
politik auf die sozialen Gegensätze" 
(Berichterstatter: Dietmar Petzina) 
mit Papers von Gerd Hardach/Mar-
burg, Karl Hardach/New Bruns-
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wick (Rutgers Univ.), Claus-Dieter 
Krohn/Hamburg, Martin Vogt/ Kob­
lenz, Peter Christian Witt/Oxford; 

IV. „Internationale Rahmenbedingun­
gen und die Rolle der Reparations­
politik" (Berichterstatter: Alice Tei-
chova) mit Papers von Dörte Doe-
ring/Berlin, Peter Krüger/Bonn, 
Werner Link/Kassel, Charles S. 
Maier/Cambridge, Mass. (Harvard 
Univ.), Alan S. Milward/Manches-
ter, Hermann Rupieper/Berlin, 
Georges Soutou/Paris, Jörg-Otto 
Spiller/Berlin, Dirk Stegmann/Ham­
burg; 

V. „Die Einflußnahme wirtschaftlicher 
Interessengruppen, 1. Industrielle 
Interessenvertretung" (Berichter­
stattung: Hans Mommsen) mit Pa­
pers von Lothar Albertin/Mann­
heim, Gerald D. Feldman/Berkeley 
(Univ. of Cal.), Paul Forman/Ro-
chester (Univ. of Rochester), Bodo 
Herzog/Oberhausen, Kurt Koszyk/ 
Dortmund, Ulrich Nocken/Berkeley 

' (Univ. of Cal.), Bernd Weisbrod/ 
Bochum, Peter Wulf/Kiel, Friedrich 
Zunkel/Tübingen; 

VI. „Die Einflußnahme wirtschaftlicher 
Interessengruppen, 2. Agrarische 
und mittelständische Interessen" 
(Berichterstatter: Henry A. Turner) 
mit Papers von Jens Flemming/ 
Hamburg, Dieter Gessner/Darm-
stadt, Larry E. Jones/Buffalo (Cani-
sius College), Jürgen Kocka/Mün-
ster, Martin Schumacher/Bonn-Bad 
Godesberg, Heinrich A. Winkler/ 
Freiburg; 

VII. „Staatlicher Interventionismus und 
Interessenpolitik in der Krise" (Be­
richterstatter: Robert A. Gates) mit 
Papers von Lothar Döhn/Kassel, 
Klaus-Peter Hoepke/Karlsruhe, Hen­
ning Köhler/Berlin, Tilman Koops/ 
Koblenz, Henry A. Turner/New Ha-
ven (Yale Univ.). 

Die von Charles Maier eingeleitete 
Schlußsitzung befaßte sich zunächst mit 
der Frage der generellen Charakterisie­
rung des industriewirtschaftlichen Wan­

dels in der behandelten Periode, wobei 
Maiers Modell des „korporativen Plura­
lismus" (corporatism) die auf dem Re­
gensburger Historikertag erörterte Kon­
zeption eines „organisierten Kapitalis­
mus" gegenüberstand, während die Theo­
rie des „staatsmonopolistischen Kapita­
lismus" als methodisch unergiebig ab­
gelehnt wurde. Einigkeit ergab sich in 
der Kritik einer ausschließlich ökono­
misch orientierten Interpretation, da 
auch die Vertretung ökonomischer Inter­
essen innerhalb eines spezifischen hi­
storischen Selbstverständnisses der am 
Wirtschaftsleben beteiligten Gruppen ge­
sehen werden müsse. Die Diskussion kon­
zentrierte sich dann auf die Frage, in 
welchen Formen die Umsetzung ökono­
mischer Bedingungen und Interessen in 
den politischen Entscheidungsprozeß er­
folgte und inwieweit eine relative Auto­
nomie der Regierung gerade in der End­
phase der Weimarer Republik vorhanden 
gewesen ist. Es wurde erneut auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, technologi­
sche, demographische und soziologische 
Gesichtspunkte in die Analyse des Ver­
hältnisses von Wirtschaft und Politik 
einzubeziehen. 

Die wechselseitige Durchdringung des 
wirtschaftlichen und des politischen Ent­
scheidungsbereichs kam in fast allen 
Beiträgen des Symposiums klar zum 
Ausdruck. Besonderes Interesse fand die 
von der Schwerindustrie behauptete 
Schlüsselstellung innerhalb der indu­
striellen Spitzenverbände und bei den 
sozialpolitischen Auseinandersetzungen — 
trotz der relativen Stärkung der Gewerk­
schaften und der wachsenden Bedeutung 
der staatlichen sozialpolitischen Inter­
vention. Die hiermit gegebene Dispro­
portion des ökonomischen Systems hat 
seit dem Eintritt der Krise zur entschei­
denden Schwächung des parlamentari­
schen Systems und zu autoritären Lö­
sungsexperimenten maßgeblich beigetra­
gen. Die Frage der politischen Rück­
wirkungen der staatlichen Finanzpolitik, 
insbesondere in bezug auf die indirekten 
Subventionen für Industrie, Landwirt-
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schaft und Mittelstand, konnte jedoch an­
gesichts des unzureichenden Forschungs­
standes nicht befriedigend beantwortet 
werden. 

Entgegen gewisser (auf der Konferenz 
kaum vertretener) teleologischer Auffas­
sungen von der Weimarer Zeit als bloßer 
Vorstufe zur Durchsetzung des faschi­
stischen Herrschaftssystems wurde der 
Eigencharakter der Weimarer Republik 
betont. Doch kam die Behandlung der 
gesellschaftlichen Voraussetzungen des 
Nationalsozialismus nicht zu kurz; die ab­
lehnende oder indifferente Haltung wei­
ter Kreise in Industrie, Handel und Land­
wirtschaft gegenüber dem Weimarer 
Staat ist nicht zu übersehen. Die außen­
politischen und außenwirtschaftlichen Be­
dingungen der Stabilisierungsphase be­
wirkten eine gewisse Regenerierung 
des parlamentarischen Systems, doch 
blieben die grundsätzlichen Gegensätze 
zwischen den Tarifparteien ungelöst und 
nur durch kompensative staatliche Ein­
griffe in der Schwebe; in der Phase 
der Präsidialkabinette haben die lang 
angelegten sozialen Konflikte die Krise 
nachhaltig verschärft. 

Im Rahmen der Tagung hielt außer­
dem Charles S. Maier in der Ruhr-
Universität einen Vortrag über „New 
Deal und Drittes Reich, Möglichkeiten 
und Grenzen einer vergleichenden Ana­
lyse", in dem er trotz Feststellung man­
cher äußerlicher Parallelen in den Be­
mühungen um eine Überwindung des 
Arbeitsbeschaffungsproblems in der Wirt­
schaftskrise die unterschiedliche Mani-
pulierbarkeit eines demokratischen und 
eines autoritär-faschistischen Staats dar­
legte. 

Dr. Patrik von zur Mühlen , 53 Bonn, 
Bonner Talweg 111. 
Dr. Matthias Riede l , Universitätsdozent 
f. Neuere Geschichte und Wirtschaftsge­
schichte, Histor. Seminar d. Technischen 
Universität Hannover, 3 Hannover, Schneider­
berg 50. 

Zweck der Konferenz war nicht zuletzt 
eine erste Bilanz und weitere Anregung 
der westdeutschen Forschung auf dem 
zeitgeschichtlichen Sektor der Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte. Die Initiative zur 
Erstellung eines Auswahlinventars von 
einschlägigen Quellen zur Sozialgeschich­
te der Industrie in der Zwischenkriegs-
zeit, das neben den staatlichen und den 
regionalen Wirtschaftsarchiven auch die 
Firmenarchive einbezieht, fand allge­
meine Zustimmung. Die Leitung dieses 
Projekts liegt bei Herrn Dr. Trumpp 
(Bundesarchiv Koblenz). 

Diese Bemühungen um eine stärkere 
Miteinbeziehung der sozioökonomischen 
Aspekte der Zeitgeschichte führen aber 
keineswegs — das zeigte die Konferenz 
auch — zu einer Außerachtlassung der 
politischen Vorgänge oder gar zu einer 
Art Gegenposition zur politischen Ge­
schichtsschreibung. Es ging vielmehr um 
eine „Zusammenführung und Verstän­
digung zwischen Vertretern der politi­
schen Historie und der Wirtschaftsge­
schichte zur Untersuchung des Komple­
xes der Umsetzung von wirtschaftlicher 
in politische Macht und zur Ermittlung 
der politischen EntScheidungsprozesse" 
(A. Teichova). Das ist wohl eine der 
wesentlichsten Aufgaben der Geschichts­
wissenschaft im Industriezeitalter. 

Die Arbeitstexte und zusammenfas­
sende Berichte über die Diskussionen 
dieser auch dank der organisatorischen 
Leistungen des Bochumer Bergbau-Mu­
seums und der Abteilung für Geschichts­
wissenschaft der Ruhr-Universität sehr 
erfolgreichen Konferenz sollen im Früh­
jahr 1974 im Droste-Verlag, Düsseldorf, 
veröffentlicht werden. H. Auerbach 

Dr. Giorgio Vaccar ino , Professor für Neu­
ere Geschichte an der Universität Turin; 
C. Duca degli Abruzzi 8, I - 10128 Torino, 
Italien. 
Dr. Peter-Christian W i t t , Fellow of St. An-
tony's College, Oxford, Ox 26 J F, Groß­
britannien. 
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